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1
Vorwort

Das Jahr 2005 war nicht gerade von politischer Kontinuitét gepragt. Die
politische Sacharbeit blieb durch den Riicktritt der Bundesregierung
und der notwendigen Neuwahlen oftmals auf der Strecke. Die Umset-
zung des Arbeitszeitgesetzes im Krankenhaus wurde verschoben, eine
Erneuerung der GOA kulminierte in einer geplanten Angleichung nach
unten und Gesetze zur rechtlichen Position der Patientenverfiigung und
zur Pravention blieben ganz auf der Strecke. Die Arbeitsbelastung der
Klinikérzte bleibt deshalb trotz anderslautender Urteile des Européi-
schen Gerichtshofes weiter bestehen, die Biirokratie in der arztlichen
Tétigkeit nimmt zu und an der &drztlichen Vergilitung und bei den Leis-
tungsausgaben wird weiter gespart. Burn out und Abwanderung in al-
ternative Berufsfelder oder ins Ausland bleiben bei den Arzten an der
Tagesordnung.

Wie man in Sachsen mit dieser Art der Bundesgesundheitspolitik dem
Arztemangel begegnen will, ist fraglich. Bisher hat nur die konzertier-
te Aktion der sdchsischen Selbstverwaltungskdrperschaften und des
Séchsischen Staatsministeriums fiir Soziales zu einer ersten Linderung
der grobsten Arzte-Defizite in Kliniken und Praxen gefiihrt.

Viele Kollegen hat der Frust iiber die gesundheitspolitische Entwick-
lung auf die Strafe getrieben, auch in Sachsen gab es 2005 an Kliniken
und in Praxen Protestveranstaltungen. Die Patienten reagierten grof3-
tenteils mit Verstandnis.

Eine zukunftsorientierte Gesundheitsreform, die eine hohe Qualitdt
der medizinischen Versorgung garantieren und gleichzeitig Kosten
sparen will, muss anders aussehen. Die alte und neue Bundesgesund-
heitsministerin, Frau Schmidt, versuchte indessen die Schmerzgrenze
der Koalitionspartner auszutesten, indem sie mit nicht abgesprochenen
Vorschligen an die Offentlichkeit geht. Und durch fehlende Alternativ-
konzepte aus der CDU/CSU hatte sie damit sogar Erfolg.

Was die bisherigen MaBinahmen der Gesundheitspolitik bewirken kon-
nen, erleben die Arzte in der tiglichen Praxis: Immer mehr Patienten,
Leistungsverdichtung im Krankenhaus mit weniger Personal.

Die dringenden Probleme der Gesundheitspolitik wurden durch die
Koalition jedoch auf ein virtuelles Fernziel verschoben: Verbesserung
der Einnahmeseite der Krankenkassen durch Abbau der hohen Arbeits-
losigkeit. Zugleich wird durch den drastischen Sparkurs eine Abwirts-
spirale in Gang gesetzt, die von einer gigantischen Biirokratisierung
der Arbeitsabldufe begleitet wird. In Sachen Biirgerversicherung oder
Gesundheitsprdmie wird es wohl einen Kompromiss aus beiden Model-
len geben. Die Frage ist nur wann? Bis dahin wird am bestehenden un-
terfinanzierten System zu Lasten der Patienten und Arzte herumgebas-
telt. Leistungsbeschriankungen sind an der Tagesordnung. Aber nicht
die Bundespolitik, sondern wir Arzte miissen sie vermitteln. Damit be-
steht die Gefahr, dass es mit einem nachgewiesenen weltweit sehr guten
Gesundheitssystem in kiirzester Zeit in Deutschland bergab geht.
Zudem wird das grundlegende Verstdndnis der drztlichen Tatigkeit aus
ethischen Gesichtspunkten vollkommen untergraben. Die Okonomi-
sierung des Gesundheitswesens verkehrt den menschlichen Anspruch
an Heilen, Helfen und Leiden lindern in ein Kosten-Nutzen-Verhiltnis.
Aus dem Patienten wird ein Kunde, aus dem Arzt ein Dienstleister.

Die altruistische Haltung der im Gesundheitswesen Beschiftigten wird
auf die Halde der Geschichte geworfen und durch Merkantilismus er-
setzt.

Machen die Arzte als Gegenreaktion Dienst nach Vorschrift, heift es,
sie lassen ihre Patienten im Stich. Deshalb wire die beste Protestde-
monstration eine Demonstration der Patienten. Doch welcher Patient
hat schon Lust, sich mit einer Erkrankung auf die Strafle zu stellen? Die
Fortentwicklung partnerschaftlich guter Arzt-Patienten-Beziehungen
sowie der Schulterschluss mit den Heil- und medizinischen Assistenz-
berufen im Biindnis Gesundheit sind ein Unterpfand fiir ein gemeinsa-
mes kraftvolles Agieren.

Was also bleibt zu sagen? Vielleicht so viel: Die Arzte und die Patien-
ten miissen damit rechnen, dass es zu weiteren Eingriffen in das Arzt-
Patienten-Verhdltnis kommen wird. Die Selbstverwaltung ist mehr
denn je gefordert, ihre am Allgemeinwohl orientierten Berufs- und
Standesinteressen in die Waagschale zu werfen. Die Séchsische Landes-
arztekammer wird verstiarkt am politischen Prozess partizipieren und
den Kontakt nach Berlin suchen, um spezifische sachsische Probleme zu
vermitteln. Und die Arzte diirfen bei allen politischen Streitigkeiten einen
nicht aus den Augen verlieren: Den kranken hilfsbediirftigen Menschen.

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Prdsident
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2

Kammerversammlung

(Knut Kohler M.A., Referent fiir Presse- und
Offentlichkeitsarbeit)

Wie jedes Jahr kamen die Mandatstriger der Séchsischen Landesérz-
tekammer auch zweimal im Jahr 2005 in der Kammerversammlung
zusammen. Die Kammerversammlung beschliet grundsétzliche An-
gelegenheiten wie Satzungen, Ordnungen sowie Haushalt und berét ak-
tuelle Schwerpunktthemen. Als oberstes Organ der Sdchsischen Lan-
desdrztekammer entlastet sie den Vorstand und die Geschéftsfilhrung
aufgrund des vorgelegten Jahresberichtes und der Jahresabrechnung.
Die Versammlungen fanden vom 24. bis 25.06. und am 12.11.2005
statt.

15. Séichsischer Arztetag / 32. Kammerversammlung

In seiner Rede vor der 32. Kammerversammlung zur aktuellen Gesund-
heitspolitik machte Dr. Windau, Vizeprésident der Séchsischen Lan-
desdrztekammer, vor allem die Auswirkungen der Gesundheitsreform
fiir die Arzte deutlich. Dr. Windau hatte den Vortrag in Vertretung des
Présidenten iibernommen.

Er wies zu Beginn darauf hin, dass die Neuwahl der Bundesregierung
im September 2005 wichtige Entscheidungen verhindere. So fielen
zum Beispiel das Priventionsgesetz und das Betreuungsdnderungsge-
setz mit dem Schwerpunkt Patientenverfiigung der Diskontinuitdt zum
Opfer. Doch gerade das Préventionsgesetz wire ein wichtiges Vorha-
ben im Gesundheitsbereich. Es sollte Pravention mit einem Etat von
250 Mill. EUR/jéhrlich als tragende Séule der medizinischen Versor-
gung ausbauen. Auch der Sachverstidndigenrat zur Begutachtung der
Entwicklung im Gesundheitswesen bestitigte in einem Gutachten die
Bedeutung der Préavention.

Gesundheitsreform

Der politische Stillstand kann auch als Chance von den Arzten genutzt
werden, so Dr. Windau vor der Kammerversammlung. Die Arzte soll-
ten iiber die Sommermonate bis in den Herbst hinein die fachlichen
Meinungen und Kritikpunkte gegeniiber der Bevolkerung und auch
gegentiiber den Politikern permanent vermitteln. Denn davon gibt es
viele: Die Stirkung der Krankenkassen und deren finanzielle Verbesse-
rung durch den Uberschuss vor allem aus Einsparungen bei Sterbegeld,
Haushaltshilfen und Arzneimitteln sowie Einnahmen aus Praxisgebiihr
und dem RSA-DMP sind besonders kritisch zu sehen. Die Krankenver-
sicherungsbeitrdge fallen dagegen kaum. Ein Hauptziel der Gesund-
heitsreform sei damit verfehlt, weil es zu keinen strukturellen Anderun-
gen gekommen ist. Offensichtlich wurden die Anreize falsch gesetzt.
Weiterhin gab es einen Riickgang an Arztbesuchen wegen der Praxis-
gebiihr und Zuzahlungen fiir Medikamente. Vor allem sozial Schwache
haben auf den Besuch in den Praxen verzichtet, bemerkte Dr. Windau.
Fiir die Patienten stellte sich die Gesundheitsreform in zwei Formen
dar: Leistungsbeschrinkungen und hohere finanzielle Belastungen
bei schlechter Prognose. Dieser Eindruck wird sich verstirken, weil
ab 01.07.2005 der Zahnersatz extra versichert wurde. Zukiinftig wer-
den auch die Wartelisten fiir Operationen immer langer, weil durch
DRG und Okonomisierung des Gesundheitswesens ca. 500 Kliniken in
Deutschland in den nichsten 15 Jahren schliefen werden.

Neue Versorgungsformen

Auch die neuen Versorgungsformen, wie Integrierte Versorgung oder
Medizinische Versorgungszentren, kénnen an dieser Entwicklung
nichts dndern, so der Vizeprésident vor der Kammerversammlung.
Nach seiner Meinung kommt es zu einer Konkurrenz zwischen traditi-
onellen und neuen Vertragsformen bei gleichzeitiger Behinderung der
freiberuflichen fachérztlichen Tétigkeit. So genannte Vertrage zur Inte-
grierten Versorgung werden derzeit dem an sich positiven Ansatz einer
sektoreniibergreifenden Versorgung nicht gerecht. Sie sind entweder
nur Diagnose bezogen oder gelten nur fiir eine Fachgebietsebene. Inte-
grierte Versorgung meint aber eine Kopplung des ambulanten, stationé-
ren und rehabilitativen Bereichs sowie iiber Fachgebiete hinweg. Auch
hier wurde ein Ziel der Gesundheitsreform nicht erreicht.

Andere Vertridge wiederum vermitteln den Eindruck, sie seien Integra-
tionsvertrége, bei genauerer Betrachtung entsprechen sie aber nicht den
Vorgaben des § 140 SGB V. Als Beispiel sei hier so mancher Haus-
arztevertrag genannt. Mit diesem Vertrag ist es gelungen, einen fiir
jeden Hausarzt grundsitzlich offenen Vertrag zu gestalten, der dem
Vormarsch von Einzelvertragen entgegensteht. Andererseits stellt sich
die grundsitzliche Frage nach Sinn und Zweck. Vielfach wird von einer
Qualitdtsverbesserung in der medizinischen Versorgung der Patienten
und der damit verbundenen Abldufe durch Hausarztvertrige gespro-
chen. So sollen Arzte und Apotheker stirker kooperieren, wichtige Be-
handlungsdaten austauschen und den Patienten zur besseren Kontrolle
der Pharmakotherapie bei einer Hausapotheke einschreiben. Dem Pati-
enten erldsst man dafiir die Praxisgebiihr. Es existiert so gut wie keine
Begleitforschung, so dass eine Evaluation der Entwicklungen, die sich
aus den Vertrdgen ergeben, nicht moglich ist. Dr. Windau wies darauf
hin, dass durch Hausarztvertrige eine enorme Biirokratie verursacht
sowie ein weiteres Auseinanderfallen der Arzteschaft und der Heilbe-
rufe mit dem Effekt der leichten Steuerung durch die Politik und der
Krankenkassen bewirkt wird.

Ein erstes Resiimee aus 1 2 Jahren Gesundheitsreform zeigt, dass sich
bisher weder die Qualitdt noch die Effektivitit des Gesundheitssystems
verbessert hat. Dagegen ist eine Rationierung von Gesundheitsleistun-
gen zu beobachten. Zugleich unterstiitzte Dr. Windau die Ansicht des
Présidenten der Bundesdrztekammer, Herrn Prof. Dr. Hoppe, dass die
staatliche Programmmedizin mit Konzeptionslosigkeit gekoppelt ist.
Es besteht aktuell und politisch verursacht ein Zielkonflikt zwischen
Qualitdtsverbesserung und Kostensenkung, der auch mit Wettbewerb
nicht geldst werden kann. Die medizinischen Notwendigkeiten werden
in Zukunft verstérkt an finanzielle Ressourcen angepasst, ohne dass
die Biirger (Wihler) dariiber aufgeklart werden. Gleichzeitig hat die
Fremdbestimmung der arztlichen Berufsausiibung durch Institute wie
G-BA, IQWIG, INEK und auch Krankenkassen zugenommen.

Entbiirokratisierung drztlicher Tdtigkeit

Die Regelung von Ausnahmetatbestinden, die neue Vertragsvielfalt,
das auf medizinischen Diagnosen- und Prozedurenschliisseln basie-
rende DRG-Fallpauschalen-Entgeltsystem und vor allen Dingen die
zunehmende en detail-Verliebtheit des Gesetzgebers haben zu einer un-
ertrdglichen Zunahme von Verwaltungsaufwand und Dokumentations-
pflichten gefiihrt. Dr. Windau begriifite deshalb die Initiative des

107. Deutschen Arztetags von 2004 in Bremen zur Entbiirokratisierung
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der Medizin. Auf der Basis des Beschlusses dieses Arztetages entwi-
ckelt die Bundesérztekammer nun ein Konzept zur sektoriibergreifen-
den Harmonisierung von medizinischen Dokumentationsanforderun-
gen, das gegebenenfalls in eine Dokumentationsleitlinie miinden wird,
und priift die Machbarkeit eines regionalen IT-gestiitzten Pilotprojekts
zur Vereinfachung der Erfiillung von Dokumentationsanforderungen.
Neben den Aktivititen gegeniiber dem Gesetzgeber muss natiirlich die
Selbstverwaltung in den Spiegel schauen und sich fragen: Was kénnen
wir selbst an Biirokratie abbauen? Welche Daten lassen sich doppelt
nutzen und miissen nicht stdndig wieder erhoben werden? Und wie
kann Verwaltung zur Entlastung der Mitglieder effektiver und service-
freundlicher gestaltet werden.

Arztemangel in Sachsen

Ausfiihrlich ging der Vizeprisident auch auf den akuten Arztemangel
in Sachsen ein. Nach seiner Ansicht spielt Biirokratie auch hier eine
wesentliche Rolle. Junge Mediziner ergreifen keinen Beruf, wo sie
mehr mit Akten als mit Patienten zu tun haben. Dennoch ist es seitens
der Bundespolitik bisher nicht gelungen, eben diese Anderungen auf
den Weg zu bringen. Und wenn in einer Vergiitungsstudie in elf Indus-
trienationen festgestellt wird, dass deutsche Arzte auf dem vorletzten
Platz liegen, dann muss man sich nicht wundern, wenn junge Arzte
auswandern.

In Sachsen wurde dagegen schon einiges getan, um das Problem zu-
mindest zu mildern. Bekannt sind die finanziellen Férdermoglichkeiten
fiir Torgau-Oschatz, die Erhhung der geférderten Weiterbildungsstel-
len Allgemeinmedizin auf 150. Und die Sichsische Landesérztekam-
mer hat vor Studenten in Dresden und Leipzig fiir eine drztliche Tétig-
keit geworben. Nicht zuletzt gab es Kontakte nach Wien, um das Land
Sachsen bei Osterreichischen Medizinern bekannt zu machen. Dafiir
hat die Sichsische Landesarztekammer von den séchsischen Kollegen
nicht nur Zustimmung erhalten.

Im Jahr 2005 konnten ca. 100 weitere Arztpraxen in Sachsen nicht be-
setzt werden. Dieser Trend wird sich auch 2006 fortsetzen. Dr. Windau
forderte deshalb gut koordinierte Maflnahmen von Sozialministerium,
Wirtschaftsministerium, Sichsischer Landesiarztekammer, Kassendrzt-
licher Vereinigung und Séachsischer Krankenhausgesellschaft. Dazu
gehort, Studenten in Sachsen zu binden, das Bundesland mit seinen
regionalen Besonderheiten attraktiv zu vermitteln, die Arbeitsbedin-
gungen an den Kliniken zu verbessern und die Vergiitung neu regeln.
Doch Geld allein ist nicht der Grund, weshalb junge Arzte den Beruf
oder das Land verlassen. Vielmehr ist bei den nachwachsenden Genera-
tionen ein Wertewandel festzustellen, der den 24-Stunden-Dienst nicht
mehr als Lebensmittelpunkt und die Selbstausbeutung als Normalitét
betrachtet. Familie und Freizeit genielen einen immer hoheren Stellen-
wert und wollen entsprechend beriicksichtigt sein. Dazu bedarf es der
Rahmenbedingungen wie Teilzeitstellen, korrekte Erfassung von Uber-
stunden, neue Anstellungsmoglichkeiten in der Niederlassung etc.

33. Kammerversammlung

In seinem Er6ffnungsvortrag ging Prof. Dr. Schulze auf die aktuel-
len Probleme in der Gesundheits- und Berufspolitik ein. Gleichzeitig
machte er die berufspolitischen Anstrengungen der Sachsischen Lan-

desérztekammer deutlich, die drztlichen Interessen im politischen Re-
formprozess zu wahren. Mit der Bildung einer groBen Koalition wird
die Gesundheitspolitik unter Frau Schmidt, alte wie neue Bundesge-
sundheitsministerin, von Kontinuitit bestimmt sein. Fiir die Medizin ist
wenig Erfreuliches zu erwarten, denn die Ministerin wird sicher an die
gemeinsam von Union und SPD im Jahr 2003 beschlossene Gesund-
heitsreform ankniipfen.

Gesundheitsreform vertagt

Das Koalitionspapier der neuen Bundesregierung von CDU/CSU und
SPD erwihnt nur die Krankenkassen, aber an keiner Stelle die liber
vier Millionen engagiert helfenden ,,Heilberufier”. Die Wortwahl ver-
deutliche zudem die scheinbar in Politikerkreisen immer noch vorherr-
schende Meinung von der Uber-, Unter- und Fehlversorgung, obwohl
diese Behauptungen durch verschiedene Studien bereits in das Land
der Mérchen und Sagen verwiesen wurden, so Prof. Schulze. Zwei Bei-
spiele dafiir sind die Studien des Fritz-Beske-Instituts und des Instituts
fiir Qualitdt und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen. Mit den Stu-
dien wurde nachweislich festgestellt, dass Deutschland zurzeit noch ein
effizientes, preiswertes und umfassendes Gesundheitswesen hat.

Einer notwendigen Reform der Gesetzlichen Krankenversicherung
rdumte Prof. Schulze wenig Chancen ein. Denn die von Union und SPD
entwickelten Konzepte zur Gesundheitsprdmie und Biirgerversicherung
gelten unter Fachleuten als nicht miteinander vereinbar. In Verlautba-
rungen hitten die Koalitionspartner iibereinstimmend geduflert, dass
sie die inneren Strukturen des Gesundheitssystems verbessern wollten,
um die Effizienz weiter zu erhohen. Aber was dies genau bedeute, weil3
niemand. Vor allem wettbewerbliche Elemente wiirden ausgebaut.

Die Koalition muss ebenso entscheiden, ob der Risikostrukturausgleich
in Richtung auf eine Morbidititsorientierung weiterentwickelt werden
solle. Die Rechtsgrundlage dafiir ist bereits vorhanden — eine entspre-
chende Rechtsverordnung ist aber innerhalb der SPD sowie zwischen
SPD und Union strittig und wird erst in einem Jahr erwartet.

Dem Entwurf des Koalitionspapiers ist auch zu entnehmen, dass das
arztliche Vergiitungssystem fortentwickelt werden solle. An dieser
Stelle scheinen sich die Koalitionsparteien einig zu sein. Zukiinftig
sollen verstirkt Pauschalvergiitungen sowie Einzelvergiitungen fiir
spezielle Leistungen geschaffen werden. Aulerdem sind fiir ambulante
Leistungen am Krankenhaus und in der Niederlassung vergleichbare
Vergiitungen vorgesehen. Das bedeutet die Einfithrung von DRG in der
Niederlassung. Die iiberféllige, immer wieder angemahnte Aktualisie-
rung der GOA wird im Koalitionspapier durch Absenkungsabsichten
konterkariert.

Krankenkassen plidieren dafiir, Arzte per Gesetz zu verpflichten, preis-
werte Medikamente zu verordnen und stirker in Regress zu nehmen.

Arbeitszeit im Krankenhaus

Der Européische Gerichtshof hatte entschieden, Bereitschaftsdienst ist
Arbeitszeit. Und die wochentliche Arbeitszeit darf danach nur maximal
48 Stunden betragen. In der Arzteschaft ist die Meinung zu diesem
Problem geteilt. Was fiir die einen mehr Freizeit bedeute, hief3e fiir die
anderen sehr viel weniger zusdtzlicher Verdienst bei relativ niedrigem
Grundeinkommen, so Prof. Schulze. Das neue Arbeitszeitgesetz wird
nun doch zum 01.01.2006 umgesetzt, nachdem die Ausnahmeregelung
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durch die Koalition nicht verlangert wird. Dadurch entsteht ein enormer
Mehrbedarf an Arzten. Die Krankenhausgesellschaft Sachsen spricht
von 800 zusitzlichen Stellen. Doch woher sollen die Arzte kommen?
Das vorhandene Personal miisste langer arbeiten. Das darf es aber nicht.
Und schon heute werden keine Nebentitigkeiten von Kliniken iiber das
Jahr 2005 hinaus genehmigt, weil ungeklart ist, ob eine notérztliche Té-
tigkeit auf die Arbeitszeit angerechnet wird oder nicht. Dadurch gerit
auch die notérztliche Versorgung ab 01.01.2006 in Gefahr.

Novellierung Heilberufekammergesetz

Ein langer Prozess steter Bemiihungen der Sachsischen Landesérz-
tekammer um die Anpassung des Sachsischen Heilberufekammer-
gesetzes an die Rechtswirklichkeit konnte erfolgreich abgeschlossen
werden. Aus Anlass der Umsetzung der Richtlinie 2001/19/EG des Eu-
ropdischen Rates sowie der angestrebten ,, Verkammerung® der Psycho-
logischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten sollte bereits im Jahr 2002 ein Resiimee der Praktikabilitdt
der Regelungen des Séchsischen Heilberufekammergesetzes gezogen
werden. In engem Kontakt mit der Landeszahndrztekammer Sachsen,
der Séchsischen Landestierdrztekammer sowie der Landesapotheker-
kammer Sachsen wurden in der Folgezeit wiederholt Vorschlidge zur
Novellierung des Sichsischen Heilberufekammergesetzes erarbeitet.
Am 11.11.2005 hatte der Sdchsische Landtag nach einer 3. Lesung iiber
den Gesetzesentwurf positiv abgestimmt. Alle wichtigen Anderungen
des Sachsischen Heilberufekammergesetzes haben inzwischen, wie
von der Séchsischen Landesédrztekammer gefordert, Eingang gefunden.
Herr Hommel vom Séchsischen Sozialministerium hat noch am selben
Tag eine Eilausfertigung durch den Landtagsprasidenten veranlasst, so
dass diese Novellierung noch im Jahr 2005 in Kraft treten konnte.

Neue Aufgaben fiir die Landesdrztekammer

Die weitere berufspolitische Arbeit in den kommenden Jahren wird an
Vielfalt und damit Umfang zunehmen. Zu denken ist nur an die An-
derung der Weiterbildungsordnung, die Einfiihrung des elektronischen
Arztausweises, die elektronische Erfassung der Fortbildungspunkte
oder die neue Rolle der Ethikkommission. Dazu braucht die Séchsische
Landesérztekammer engagierte Arzte aus allen Bereichen, Arzte, die
das erhaltene Mandat ernst nehmen und in der Kammerversammlung
aktiv mitwirken.

Kammerwahl 2007

Fiir die permanente berufspolitische Arbeit braucht die Selbstverwal-
tung Kollegen, die engagiert in der &rztlichen Selbstverwaltung, in
den Ausschiissen und Kommissionen, in den Kreisarztekammern und
in der Kammerversammlung mitarbeiten. Und gerade die nachwach-
sende Arztegeneration wird aufgerufen, sich in der Standesvertretung
zu beteiligen. So Prof. Schulze vor der Kammerversammlung. Bereits
2007 ist Kammerwahl und in einem Jahr miissen Kandidaten dafiir ge-
wonnen werden. Neue Kollegen sollten ihre Mitarbeit als Chance fiir
die Umsetzung von drztlichen Standesinteressen zum Wohle der All-
gemeinheit betrachten. In der Politik, in der Bevolkerung sowie in den
Medien besitze die Séchsische Landesérztekammer einen anerkannten
Ruf als fachlich qualifizierte und unabhéngige iiberparteiische Einrich-
tung in Fragen der Gesundheitspolitik sowie angrenzender Themen-

komplexe. Und sich dafiir im Ehrenamt einzusetzen, konne nicht hoch
genug bewertet werden.

3

Vorstand
(Dr. Stefan Windau, Leipzig, Vizeprisident)

Die Positionierung zu zentralen gesundheitspolitischen Themen war
2005 eine der Hauptaufgaben der Vorstandstitigkeit neben der Erfiil-
lung der umfangreichen satzungsméBigen Aufgaben und Verpflichtun-
gen. Auch die Zusammenarbeit mit der Kassenérztlichen Vereinigung
Sachsen konnte wesentlich verbessert werden. Dies betraf insbesonde-
re die Abstimmung zu konkreten Problemen.

Auf Initiative des Vorstandes konnte die Zusammenarbeit der Aus-
schiisse innerhalb der Kammer enger verzahnt werden. So wurden ge-
meinsame Positionspapiere zu den neuen Versorgungsformen erarbeitet
sowie Gespriche zwischen dem Ausschuss Junge Arzte und dem Aus-
schuss Weiterbildung angeregt und moderiert.

Die Arbeit des Biindnisses Gesundheit 2000 im Freistaat Sachsen ist
auch im Jahre 2005 wesentlich vom Vorstand der Kammer begleitet
worden. Das Zusammenwirken der Biindnispartner ist als sehr kon-
struktiv zu bewerten. Im Friihjahr hat das Biindnis ein Positionspapier
zur Weiterentwicklung der Gesundheitsreform erarbeitet, an welchem
sich der Vorstand beteiligte. Zur akzentuierten Darstellung drztlicher
Positionen im Reformprozess verabschiedete der Vorstand im Herbst
ein eigenes ,,Thesenpapier zur Weiterentwicklung der Gesundheitsre-
form“ zu den anstehenden Problemen im Gesundheitssystems. Diese
Positionen wurden kurz nach der Bildung der neuen Bundesregierung
im Herbst 2005 an alle politischen Entscheidungstrager auf Landes-
und Bundesebene versandt, um so Einfluss auf die Gesundheitspolitik
zu nehmen.

Wie immer beteiligten sich Mitglieder des Vorstandes an Pressegespré-
chen, Foren von Parteien, Verbdnden, Kostentrdgern sowie an parla-
mentarischen Veranstaltungen auf Landes- wie auf Bundesebene.

Der 108. Deutsche Arztetag 2005 in Berlin hat weit reichende Grund-
satzbeschliisse gefasst, die wesentliche Auswirkungen auch auf die
sichsische Arzteschaft haben werden. Es sind in Zusammenarbeit mit
den Gremien unserer Kammer die entsprechenden Regelungen zum Er-
werb des Fortbildungszertifikates umgesetzt worden. Der 108. Deut-
sche Arztetag hat sich zudem mit den Fragen der Entbiirokratisierung
und der Versorgungsforschung gewidmet. Der Priasident und der Vize-
président hatten dazu die Einfithrungsreferate tibernommen und beglei-
ten die Auswahl der Projekte zur Versorgungsforschung iiber das Jahr
2005 hinaus. Fiir den Bereich der Entbiirokratisierung wurden konkrete
Gesprache mit der Bundesarztekammer gefiihrt, um ein Modellprojekt
in Sachsen auf den Weg zu bringen.

Die Umsetzung der Musterberufsordnung in Landesrecht erfolgte in
Sachsen vollstidndig, die Voraussetzungen dafiir wurden im Heilberu-
fekammergesetz geschaffen. Die Novellierung des Gesetzes tritt zum
01.01.2006 in Kraft.

Die 12. Novellierung des Arzneimittelgesetzes verandert und stérkt die
Rolle der Ethikkom missionen, iibertrdgt dabei aber auch quasi geneh-
migungsbehordliche Aufgaben auf diese Kommissionen.
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Die in einem Spitzengesprich zwischen drztlicher Selbstverwaltung,
Kostentridgern, Krankenhausgesellschaft und Ministerium unter An-
wesenheit von Frau Staatsministerin Orosz vereinbarte Arbeitsgruppe
in Sachsen zur Thematik der neuen Versorgungsformen tagte im No-
vember 2005 in der Sdchsischen Landesérztekammer. Diese Gruppe
wird sich als Expertengruppe positionieren und Vorschlédge fiir weitere
Versorgungsformen entwickeln, welche bisher nicht gesetzlich vorge-
schrieben sind.

Der Arztemangel in Sachsen vor allem im Hausarztbereich erstreckt
sich inzwischen auch in die GroBstddte hinein. Der Vorstand hat 2005
auf Bundes- wie auf Landesebene vielfaltige Initiativen in kontinuier-
licher Fortsetzung entwickelt. Der Versuch der Séchsischen Landes-
drztekammer, Arzte fiir die Patientenversorgung in Sachsen auch aus
Nachbarlindern mit derzeit drztlichem ,,Uberangebot wie zum Bei-
spiel Osterreich, zu gewinnen, ist teils kritisch begleitet worden. Diese
Kritik ist bis zu einem gewissen Grade verstindlich, da zu Recht ge-
fordert wird, dass die Probleme in Deutschland selbst gelost werden
miissten. Erfreulicherweise konnten {iber 40 Arzte aus Osterreich nach
Sachsen vermittelt werden und so in einigen Kliniken dem Personal-
engpass abhelfen. Uberwiegend handelt es sich dabei um Arzte in Wei-
terbildung, welche in Osterreich keine Weiterbildungsstelle erhalten
konnten und die Chance in Sachsen nutzen. Inwieweit sich diese Maf3-
nahme auch auf den niedergelassenen Bereich ausdehnen lésst, bleibt
abzuwarten. Bei der steigenden Zahl von freien Praxen und den vielen
hilfesuchenden Briefen an die Séchsische Landesdrztekammer bei der
Frage um Nachfolger wire es aber durchaus wiinschenswert, wenn man
Arzte aus diesem Nachbarland gewinnen kdnnte.

Nicht nur die Situation in Deutschland und Sachsen ist wichtig — wie
auch in den vergangenen Jahren hat der Vorstand die Kontakte zu
unseren Nachbarn ausgebaut. Vorstandsmitglieder nahmen an dem
3. Deutsch-polnischen Symposium in Breslau teil. Dort wurden Fra-
gen der Europdischen Erweiterung, der gemeinsamen (Medizin-)Ge-
schichte und der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit besprochen.
Gleichzeitig gab es gemeinsame Treffen iiber die Bundesirztekammer
mit der drztlichen Selbstverwaltung aus Frankreich.

Erstmals wurden im Frithjahr 2005 die Gesundheitspolitischen Spre-
cher des Sichsischen Landtages in die Sdchsische Landesdrztekammer
eingeladen. Zusammen mit den anderen sidchsischen Heilberufekam-
mern wurden aktuelle gesundheitspolitische Fragen erortert. Erschre-
ckend war die doch recht groe Unkenntnis bei den Abgeordneten iiber
Zusammenhdnge und Strukturen im Gesundheitssystem. Zur Verbes-
serung der Zusammenarbeit soll dieses Gesprdch im Jahr 2006 eine
Fortsetzung finden.

Neben den alljdhrlichen Kammerversammlungen, Sitzungen der Vor-
sitzenden der Kreisdrztekammern, den monatlichen Vorstandssitzun-
gen und den berufspolitischen Terminen konnte der Vorstand zusam-
men mit {iber 250 Gésten ein besonderes Jubildum begehen: 15 Jahre
Séchsische Heilberufekammern. Dieser Anlass bot Gelegenheit, die
vergangenen Jahre Revue passieren zu lassen und ein Resiimee fiir
die weitere Arbeit zu ziehen. Schwerpunkte {iber das Jahr 2005 hinaus
werden die Freiheit der drztlichen Tétigkeit, die Sicherung der qualita-
tiv hochwertigen Patientenversorgung und die Weiterentwicklung der
Selbstverwaltung sein.

Es muss dennoch erwihnt werden, dass vieles von dem, was der Vor-

stand in der Vergangenheit auf der ,,groen” politischen Ebene errei-
chen wollte, manchmal nicht erreicht hat. Grund fiir Selbstzufrieden-
heit besteht aus diesem Grund nicht. Wir werden aber nicht nachlassen,
den eingeschlagenen Weg im Sinne der séchsischen Arzteschaft fortzu-
setzen und uns Mitstreiter suchen.

4
Bezirksstellen und Kreisiarztekammern

4.1

Bezirksstelle Chemnitz

(Dr. Roland Endesfelder, Chemnitz, Vorsitzender der Kreisirzte-
kammer Chemnitz Stadt, Verantwortlicher fiir den Regierungsbe-
zirk Chemnitz)

Die Hauptaufgabe der Bezirksstelle Chemnitz bestand auch im Jahr
2005 darin, als Bindeglied zwischen den Kreisdrztekammern des Re-
gierungsbezirkes Chemnitz und der Landesdrztekammer sowie als Ser-
vice- und Kontaktstelle fiir Arzte und Patienten zu arbeiten.
Vorteilhaft dafiir ist die enge, sowohl ortliche als auch personelle, Ver-
bindung der Arbeit der Kreisirztekammer Chemnitz-Stadt und der Be-
zirksstelle Chemnitz durch Dr. Endesfelder und die Sachbearbeiterin
Frau Thierfelder.

Das Tagesgeschift der Bezirksstelle sind die Beglaubigungen und An-
meldungen, die Beantwortung und Weiterleitung von Anfragen aller
Art. 2005 wurden auBlerdem sechzehn schriftliche Beschwerden bzw.
Anfragen bearbeitet. Davon konnten zwei direkt beantwortet werden;
eine wurde an die zustindige Kreisdrztekammer, zehn an die Rechtsab-
teilung der Sachsischen Landesérztekammer in Dresden und drei an die
Gutachterstelle fiir Arzthaftungsfragen weitergeleitet.

Diejahrlichen Seniorenausfahrten der Sdchsischen Landesdrztekammer
unterstiitzte die Sachbearbeiterin der Bezirksstelle mit der Organisation
der Einladungen und Teilnahmebestdtigungen fiir den Regierungsbe-
zitk Chemnitz. AuBlerdem betreute sie die Teilnehmer als Reiseleiter
bei den einzelnen Veranstaltungen.

Weitergefiihrt wurde auch die Mitbetreuung der Internetseiten der
Séchsischen Landesdrztekammer durch Frau Thierfelder. Hier war
durch die Umstellung der Seiten auf ein neues Erscheinungsbild und
modernere Bearbeitungsmoglichkeiten ein erheblicher Mehraufwand
notig. Die stindig notwendigen Aktualisierungen stellten ebenfalls ein
umfangreiches Arbeitsgebiet dar.

2005 war es uns leider nicht gelungen, ein Treffen aller Vorsitzenden
der Kreisirztekammern des Regierungsbezirkes Chemnitz zu organi-
sieren; fiir 2006 soll ein neuer Versuch unternommen werden.

2006 wird fiir die Arzteschaft ein entscheidendes Jahr werden. Unser
Ziel muss es sein, die Einheit aller Kolleginnen und Kollegen zu errei-
chen, denn nur so kann der Arztberuf wieder attraktiv werden — zum
Wohl der uns anvertrauten Patienten.
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4.2

Bezirksstelle Dresden

(Dr. Gisela Triibsbach, Dresden, Vorstandsmitglied,
Verantwortliche fiir den Regierungsbezirk Dresden)

Die Schwerpunkte im Berichtsjahr 2005 waren:
1. Gesundheitspolitische Aktivititen

2. Interdisziplindre Zusammenarbeit

3. Qualitétssicherung

4. Seniorenbetreuung

5. Ausblick auf zukiinftige Aufgaben

Zu 1. Gesundheitspolitische Aktivitdten

Hier ist an erster Stelle die Arbeit im Sdchsischen Biindnis 2000 zu
nennen. Schon im Juli 2000 wurde es notwendig, dass sich die so ge-
nannten Leistungserbringer in dem Gesundheitssystem zusammen-
schlieBen. Es sind iiber 30 Teilnehmer im Biindnis. Es wurden gemein-
sam Positionen erarbeitet mit Reformvorschldgen und Forderungen zu
angemessener Vergiitung und Biirokratieabbau.

Trotz kontroverser Auffassungen im Biindnis besonders iiber Ver-
sorgungsangebote der Krankenkassen — hier sei stellvertretend der
Barmer-Vertrag genannt — bekennen sich die Partner zur gemeinsa-
men Arbeit. Es wurden Aktionstage unterstiitzt, Pressekonferenzen
gegeben und Politiker auf Landesebene und Bundesebenen kontak-
tiert. Die Arbeit wird auch 2006 fortgefiihrt. Es wird ein Podiums-
gespréach vorbereitet.

Eine weitere Zusammenarbeit besteht mit der Kreisdrztekammer Dres-
den. Hier ist die Bezirksvorsitzende im Vorstand tétig. So besteht ein
Bindeglied zwischen dem Vorstand der Landesérztekammer, des Bezir-
kes und der Kreisérztekammer Dresden.

Mit den Kreisdrztekammern erfolgt der Kontakt in den zweimal jahr-
lich stattfindenden Arbeitstagungen und natiirlich Zwischenkontakte
durch Teilnahme an Arbeitstagungen und telefonischen Beratungen.

Zu 2. Interdisziplindre Zusammenarbeit

Mitarbeit und Teilnahme an interdisziplindren Stammtischen Dresden-
Siid und einem Arztinnenstammtisch. Hier wird jeweils ein Fachthema
behandelt und im Anschluss daran sehr ausfiihrlich die Berufspolitik
diskutiert. Neben Resignation wird Wut deutlich, aber auch der Wille
mitgestalten zu wollen.

Zu 3. Qualititssicherung

- Mitarbeit in der Zusammenarbeit der Arztlichen Stelle R6V/StrSchV
der Sichsischen Landesédrztekammer und der Kassenérztlichen Ver-
einigung Sachsen bei der Beurteilung der Qualitét der eingeforderten
Aufnahmen einschlieBlich Indikation und Befundung. Gravierende
Maingel sind nicht nachweisbar.

- Mitarbeit in der Fachkommission Brustkrebs an der Sdchsische Lan-
desérztekammer. Die Zahl der zertifizierten Zentren ist fast flichen-
deckend.

- Vorsitz in der Radiologiekommission der Kassendrztlichen Vereini-
gung Sachsen. Hier erfolgt die Abnahme der Kolloquien fiir Teilra-
diologie.

Zu 4. Seniorenbetreuung

Begleitung und Betreuung der Seniorenarbeit im Rahmen des Senio-
renausschusses der Séchsischen Landesérztekammer. Hier ist die enga-
gierte Arbeit der Vorstandsvorsitzenden Frau Dr. Unger hervorzuheben.
Ebenfalls sehr engagiert ist die Arbeit in der Kreisérztekammer Dres-
den durch Frau Schmidt-Géhrich und Dr. Nitschke.

Die Seniorenbetreuung nimmt in unserer Kammer gegeniiber anderen
Landesérztekammern einen erfreulich groen Raum ein.

Zu 5. Ausblick auf zukiinftige Aufgaben

Hier ist das Augenmerk besonders auf den bestehenden und noch kras-
ser werdenden Arztemangel zu richten. Langsam kommt dies auch als
Thema in den Medien und bei der Politik an, so dass kiinftig auf einen
besseren Umgang mit den Arzten zu hoffen ist.

Wir arbeiten weiter daran, Einfluss auf die notwendige Reformpolitik
im Gesundheitswesen zu nehmen, zum Wohle der Gemeinschaft und
unserer Patienten.

4.3

Bezirksstelle Leipzig

(Prof. Dr. Eberhard Keller, Vorsitzender der Kreisirztekammer
Leipzig Stadt, Verantwortlicher fiir den Regierungsbezirk Leipzig)
Die Hauptaufgabe unserer Bezirksstelle bestand auch im Berichtszeit-
raum 2005 darin, dass der unmittelbare Kontakt zu den Kammermit-
gliedern gehalten und gepflegt und ihnen ein umfangreicher Service
angeboten wurde. Dies kam darin zum Ausdruck, dass zu den Sprech-
zeiten tdglich im Durchschnitt fiinf Kolleginnen und Kollegen erschie-
nen, um sich bei der leitenden Sachbearbeiterin, Frau Will, anzumelden
oder umzumelden sowie zu den Schwerpunkten Weiterbildung, Fort-
bildung und Zertifizierung und Versorgungswerk beraten zu lassen. Es
wurden Berufsurkunden beglaubigt und Antrige weitergeleitet. Zum
Service der Bezirksstelle Leipzig gehdrte auch der Versand der Uber-
sichten iiber die weiterbildungsermichtigten Arzte und Institutionen in
Sachsen, auch auf Anforderung aus anderen Bundeslidndern. Téglich
waren ca. 25 bis 30 Anrufe zu verzeichnen.

Es soll hier erwéhnt werden, dass sehr hiufig verunsicherte Patienten
personlich erschienen oder telefonisch anfragten: ,,Ist es Rechtens, dass
der Arzt ....7

Da sich in Leipzig als Universitdtsstadt der grofite Teil der Absolven-
ten der Universitét bei der Sdchsischen Landesidrztekammer anmeldet,
kommt der Bezirksstelle Leipzig eine wesentliche Bedeutung bei der
Aufnahme zu. Damit ist nicht nur die erhebliche Frequentierung im
jeweiligen Anmeldungszeitraum gemeint. Den jungen Arzten wurden
die gesetzlichen Grundlagen wie Heilberufekammergesetz, Berufsord-
nung, Meldeordnung usw. erldutert und Anfragen ausfiihrlich bespro-
chen.

Um die Medizinstudenten iiber die Aufgaben und den Wirkungsbe-
reich der Arztekammern noch ausfiihrlicher zu informieren, wurde
durch Prof. Dr. Keller im Sommersemester 2005 eine Vorlesung vor
den Studenten des 8. Semesters gehalten. Leider war das Interesse der
Studentenschaft aus unserer Sicht nicht sehr grof3, so dass sich der
Vorstand der Kreisdrztekammer zusammen mit dem Vorstand der Be-
zirksgeschéftsstelle Leipzig der Kassenérztlichen Vereinigung Sachsen
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Gedanken macht, wie diese Veranstaltung attraktiver gestaltet werden
kann.

In Zusammenarbeit mit dem Landesausschuss Senioren wurde das
jahrliche zentrale Seniorentreffen fiir den Regierungsbezirk Leipzig in
Abstimmung mit den Vorsitzenden der Kreisérztekammern durch Frau
Will organisatorisch vorbereitet (Versand der Einladungen, Koordinie-
rung der Riickmeldungen) und zur Freude der Senioren begleitet.

Der Kontakt zwischen den Kreisdrztekammern beschrinkte sich nicht
nur auf die zentrale Seniorenfahrt. Zu den Fortbildungsveranstaltungen
der Kreisdrztekammer Stadt Leipzig wurden regelméBig Einladungen
an die Vorsitzenden versandt. Eingegangene berufsrechtliche Anfragen
wurden den jeweils zustidndigen Kreisdrztekammern zur weiteren Bear-
beitung {ibermittelt. Ungeldste Probleme sind nicht bekannt.

Einen wesentlichen Anteil bei der Losung der anstehenden Aufgaben
der Bezirksstelle hatte Frau Will, die Nachfolgerin von Frau Rast, mit
ihrem personlichen Engagement und ihrer hohen Einsatzbereitschaft,
so dass in der Nachfolge in diesem Bereich Kontinuitdt erreicht wur-
de.

Wir haben uns das Ziel gesetzt, auch im Jahr 2006 mit moglichst ge-
ringem biirokratischem Aufwand unsere Kolleginnen und Kollegen bei
der Losung anstehender Probleme zu betreuen und zu unterstiitzen.

4.4

Kreisirztekammern

(Zusammenfassung der Titigkeitsberichte der Vorsitzenden der

Kreisarztekammern, Knut Kohler, M.A., Referent fiir Presse- und

Offentlichkeitsarbeit)

Als rechtlich nichtselbststindige Untergliederungen der Séchsischen

Landesérztekammer bestehen die Kreisdrztekammern in jedem po-

litischen Kreis und jeder kreisfreien Stadt Sachsens. Die gewdhlten

Vorstinde der Kreisdrztekammern organisieren Mitgliederversamm-

lungen, Fortbildungsveranstaltungen und Veranstaltungen mit den &rzt-

lichen Senioren der Kreise. Sie sind die Ansprechpartner fiir alle Arzte
in der Region. Zu den Aufgaben der Kreisdrztekammern gehéren unter
anderem:

- im Sinne des drztlichen Berufsauftrages, unter Beachtung des Wohls
der Allgemeinheit die beruflichen Belange aller Mitglieder wahrzu-
nehmen und zu vertreten,

- auf ein gedeihliches Verhéltnis der Mitglieder hinzuwirken und fiir
ein hohes Ansehen des Berufsstandes zu sorgen,

- die Erfiillung der berufsrechtlichen und berufsethischen Pflichten der
Mitglieder zu iiberwachen und den Vorstand der Séchsischen Lan-
desdrztekammer {iber erhebliche Verstdfe zu unterrichten,

- bei berufsbezogenen Streitigkeiten unter den Mitgliedern oder zwi-
schen Arzten und Dritten auf Antrag eines Beteiligten zu vermitteln,

- geeignete MaBinahmen zur Gestaltung und Forderung der Fortbil-
dung der Mitglieder zu treffen und zu unterstiitzen,

- den Offentlichen Gesundheitsdienst bei der Erfiillung seiner Aufga-
ben zu unterstiitzen.

Zusammenfassung der Titigkeitsberichte

1. Tdtigkeit der Vorstinde der Kreisdrztekammern

Der Grofiteil der Vorstinde der Kreisdrztekammern kamen in regel-
maBigen Abstinden mehrmals im Jahr zusammen. Schwerpunkt der
Sitzungen war unter anderem die aktuelle Gesundheitspolitik. Durch
Gastreferenten oder Mitglieder, welche gleichzeitig im Vorstand der
Sachsischen Landesédrztekammer titig sind, wurden Positionen, aktuel-
le Fragestellungen und Entwicklungen der Gesundheits- und Berufspo-
litik vermittelt. Teilweise fanden gesonderte berufspolitische Veranstal-
tungen statt. Weiterhin erfolgte die Abstimmung von Veranstaltungen
und regionalen Anliegen der Arzteschaft. Die Vorstinde werteten au-
Berdem die regionalen Aktivititen, wie zum Beispiel die Ombudsstelle
der Kreisdarztekammer Gorlitz, aus.

Durch die Entwicklung der Gesundheitspolitik und der Verschlechte-
rung der drztlichen Arbeitsbedingungen wird es aus Sicht der Kreisérz-
tekammern schwierig, Kandidaten fiir die Wahl zur Kammerversamm-
lung 2007 bis 2011 sowie Nachfolger fiir die Gremien der Sdchsischen
Landesirztekammer zu gewinnen. Die Tétigkeit der Arzte sei im Jahr
2005 nicht einfacher, die Umfeldbedingungen seien nicht erfreulicher
geworden. Auf breiter Front miisse demnach Resignation gegeniiber
dem Wust von téglichen Problemen festgestellt werden. Wartezeiten
und Leistungseinschrinkungen seien ldngst Realitdt geworden. Rege-
lungen, wie zum Beispiel Disease Management Programme, die vom
Ansatz her eigentlich begriilenswert wiren, sind langst durch biirokra-
tische Hiirden und Ausuferungen zur Belastung geworden, eine bessere
Qualitdt der Versorgung muss stark in Frage gestellt werden.
Zusitzlichen Unmut schafft die Tatsache, dass im stationdren Bereich
die Arbeitszeitregelungen neuerlich per Regierungsbeschluss auf die
,lange Bank“ geschoben worden sind. Es scheine auch kaum vorstell-
bar, dass ohne eine grundlegende Reform das Gesundheitswesen in
den ndchsten Jahren eine spiirbare Verbesserung zum einen der Pati-
entenversorgung und zum anderen der Situation der Arzte zu erwarten
wire.

2. Einhaltung der Berufsordnung und Einschreiten bei Verstofsen

In den meisten Kreisdrztekammern lagen keine oder nur wenige Ver-
stofle gegen die Berufsordnung vor. In einzelnen Fillen wurden diese
an die Rechtsabteilung der Hauptgeschéftsstelle zur Bearbeitung ab-
gegeben.

3. Vermittlung bei Beschwerden oder Streitigkeiten zwischen Patienten
und Kollegen oder Kollegen untereinander

Erfreulicherweise gab es 2005 nur wenige Beschwerden oder Streitig-
keiten in den einzelnen Kreisdrztekammern. Meistens waren die ge-
meldeten Zahlen im Vergleich zum Vorjahr riickldufig. Die entstande-
nen Dissonanzen hatten ihren Ursprung héufig in einer mangelhaften
Kommunikation. Die Differenzen konnten zumeist nach klérenden
personlichen Gespréchen beigelegt werden. Daran wird die Bedeutung
von personlichen Gespriachen zur Vermeidung von Streitigkeiten deut-
lich.
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4. Zusammenarbeit und Abstimmung mit der Kassendrztlichen Vereini-
gung Sachsen (KVS)

Die Zusammenarbeit mit der Kassenérztlichen Vereinigung Sach-
sen wird zumeist als problemlos eingeschétzt. In wenigen Bereichen
kommt es zu Schwierigkeiten in Bezug auf den ambulanten Bereit-
schaftsdienst. Auch der regionale Arztemangel wird von der KVS
scheinbar aus einer anderen Perspektive gesehen. Dagegen gestaltet
sich die Organisation des Notfall- und Rettungsdienstes in fast allen
Kreisirztekammern ohne Schwierigkeiten.

5. Fortbildungsveranstaltungen

In den Kreisérztekammern wurden zahlreiche Fortbildungsveran-
staltungen mit sehr groBer Resonanz durchgefiihrt. Neben den Arzte-
stammtischen, Abendveranstaltungen und Tageskursen wurden auch
mehrtigige Kurse angeboten. Die Themen der Veranstaltungen reichten
dabei von fachspezifischen Referaten iiber Rechtsprobleme wie zum
Beispiel das Arzthaftungsrecht bis hin zu gesundheitspolitischen Pro-
blemen und Arztemangel. Die Kreisirztekammern begriiBen die neue
Regelung, Fortbildungsveranstaltungen selbst zertifizieren zu kénnen.
Heftig kritisiert wurde dagegen die aufwéndige und komplizierte Ver-
fahrensweise bei der zukiinftigen Registrierung der Teilnahme an Fort-
bildungen. Dazu ist anzumerken, dass in den jahrlich zweimal stattfin-
denden Tagungen der Vorsitzenden der Kreisdrztekammern ausfiihrlich
die ab 2006 einzufiihrenden Erleichterungen mittels EDV erldutert
wurden (siche Fortbildung).

6. Zusammenarbeit mit den ortlichen und kommunalen Vertretungen zu
Gesundheitsfragen

In einigen Kreisdrztekammern bestehen gute Kontakte zu den 6rtlichen
kommunalen Vertretungen. Die Zusammenarbeit mit den Gesundheits-
amtern wird grundsitzlich positiv bewertet. Besonders effektiv ist die
Zusammenarbeit dann, wenn ein Arzt selbst in einer kommunalen Ein-
richtung tétig ist und so den Austausch pflegen kann. Der regionale
Arztemangel hat ebenfalls zu Kooperationen zwischen Kreisirztekam-
mern und kommunalen Einrichtungen gefiihrt.

7. Ausbildung von Arzthelferinnen

Die Ausbildung der Arzthelferinnen verlief im Jahr 2005 ohne Kompli-
kationen. Allerdings ist zum einen die Bereitschaft zur Bereitstellung
eines Ausbildungsplatzes riickldufig. Zum anderen wird das Bildungs-
niveau der Auszubildenden weiter beméngelt. Unter der Ziffer 6.12 ist
ein ausfiihrlicher Bericht des Berufsbildungsausschusses Arzthelferin-
nen zu finden.

8. Soziale Problemfiille der Arzteschaft
Im Jahr 2005 sind erfreulicherweise keine sozialen Problemfille den
Kreisirztekammern bekannt geworden.

9. Finanzen, Verwendung der Riicklaufgelder, Kammerbeitrag

Die Vorsitzenden der Kreisirztekammern bestétigten wie auch schon
im Jahr zuvor eine ausgeglichene Finanzsituation und ausreichende
finanzielle Mittel fiir ihre Tétigkeit aus den Beitragsriickflussgeldern.
Die Riicklaufgelder wurden in den Kreisdrztekammern vor allem fiir
die Finanzierung von Mitgliederversammlungen und Fortbildungsver-

anstaltungen sowie fiir Veranstaltungen mit den &rztlichen Senioren
eingesetzt. Im letztgenannten Bereich stiegen die Ausgaben durch eine
groflere Zahl an Senioren an.

Weitere Finanzierungszwecke waren Aufwendungen fiir ,,runde® Ge-
burtstage der Mitglieder, fiir den Biirobetrieb sowie zur Unterstiitzung
der Arztebille. Die Kreisirztekammern legten Rechenschaft iiber die
ordnungsgemidfBe Verwendung der Finanzmittel in ihren jeweiligen
Mitgliederversammlungen ab.

10. Verschiedene Probleme

An erster Stelle der Probleme steht der regionale Arztemangel. 90 Pro-
zent der Kreisdrztekammern beklagen Schwierigkeiten in der Nachbe-
setzung vor allem von ambulanten Stellen. Die Gegenmafinahmen der
Politik werden als durchweg unzureichend eingeschétzt. Auch die Mal3-
nahmen der Korperschaften zeigen nicht den gewiinschten Erfolg. Re-
gionale engagierte Mafinahmen scheitern teilweise an der Biirokratie.
Auch die geplante Einfiihrung der elektronischen Gesundheitskarte
und des elektronischen Arztausweises wird mit Skepsis und Argwohn
betrachtet. Sicherlich fiihren solche Dinge nicht zuletzt auch dazu, dass
mancher Arzt doch schon eher in Rente geht, um den ,,modernen Seg-
nungen® zu entkommen, obwohl er eigentlich noch einige Zeit seine
Praxis behalten wollte. Ausfiihrliche Informationen zur Einfiihrung des
elektronischen Heilberufeausweises finden Sie unter Ziffer 7.3.

5
Ausschiisse

5.1

Satzungen

(Prof. Dr. Wolfgang Sauermann, Dresden, Vorsitzender)

1. Vorbereitung und Mitwirkung an der grundlegenden Novellierung
des Sdchsischen Heilberufekammergesetzes (SichsHKaG), Novellie-
rung der Geschdftsordnung der Ethikkommission

In 15 Jahren ehrenamtlicher Téatigkeit schlieBt sich fiir die Griindungs-
mitglieder des Ausschusses Satzungen mit einer grundsitzlichen No-
vellierung ein langer Zeitraum intensiven Bemiihens zur Stirkung der
arztlichen Selbstverwaltung. Die Griindung des Ausschusses erfolgte
anldsslich der notwendigen Mitarbeit und Einbringung &rztlicher Kom-
petenz in die Erstellung der ersten Fassung des Séchsischen Heilbe-
rufekammergesetzes (SdchsHKaG). Im Rahmen der ersten Aktivititen
der Kammer waren wir erfiillt von Aufbruchstimmung, damals noch
weitgehend unerfahren im Umgang mit Gesetzlichkeiten und Formu-
lierungsbarrieren fiir das Einbringen &rztlicher Ideen zur Selbstverwal-
tung der Rechte und Pflichten der Mitglieder unseres Berufsstandes.
Es entstand in vielstiindigen Diskussionen und enger Zusammenarbeit
mit den ,,Rechtspionieren® der ersten Stunden ein Entwurf fiir die Lan-
desregierung, der in wesentlichen Elementen des spdteren Gesetzes
seinen Niederschlag fand. Der heutige Ausschussvorsitzende hatte da-
mals die aus heutiger Sicht einféltige Vorstellung, dass die Tétigkeit des
Satzungsausschusses mit dieser Aktion ihren Abschluss finden wiirde.
Nach 15 Jahren mdochte ich nun allen ehemaligen und aktuell aktiven
Mitgliedern des Ausschusses und den Rechtsberaterinnen und Rechts-
beratern, aber auch anderen Begleitern der teilweise bis in die Nichte
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sich ausdehnenden Zusammenkiinfte fiir die kompetente und profes-
sionelle, immer kreative Mitarbeit zum Wohle der Selbstverwaltung
herzlich danken.

Heute wissen wir, dass die Weiterentwicklung der &rztlichen Berufs-
rechte und Pflichten in einer immer differenzierter werdenden Gesell-
schaft eine permanente Aufgabe unseres Berufsstandes bleiben wird.
Besonders junge Arzte mit Interesse an der Weiterentwicklung unserer
Berufsvorschriften zum Wohle des Berufsstandes und der uns anver-
trauten Patienten sollten sich deshalb fiir die Tatigkeit des Ausschusses
interessieren, ihre Ideen einbringen und auch aktiv mitarbeiten. Jeder
ist herzlich willkommen. Scharfes berufspolitisches Denken, Umset-
zen von visiondren Vorstellungen und Ubung in justiziablen Formulie-
ren kdnnen neben der hauptamtlichen Tatigkeit an unseren Patienten im
Ehrenamt richtig Freude machen! Was haben wir nun im letzten Jahr
in das Kammergesetz an grundlegenden Anderungen anregen und ein-
bringen koénnen? Mehr Freiheit im gesetzlich Geduldeten, damit aber
auch mehr Verantwortung im Umgang auf der Grenzlinie zwischen
Ethik und Monetik fiir den Berufsstand.

In der Gestaltung und Kontrolle der Berufsordnung, Weiterbildungs-
ordnung und anderen Folgeordnungen im Rahmen des novellierten
Gesetzes sollten wir peinlich darauf achten, dass wir den é&rztlichen
Berufsstand in seinen Grundfesten in neuer Freiheit erhalten und nicht
zu billigem Gewerbe verkommen lassen. Lesen Sie {iber Thre neuen
Rahmenbedingungen im Gesetz nach, realisieren Sie aber auch die
Pflichten und daraus resultierenden Mafinahmen, die uns zum Beispiel
fiir den Fortbildungsnachweis, die Ethikkommission und viele andere
Folgemalinahmen neu erwachsen.

2. Satzung zur Anderung der Gebiihrenordnung der Séichsischen Lan-
desdrztekammer sowie der Anderung der Honorar- und Teilnahmege-
biihrenordnung fiir Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen der Scich-
sischen Landesdirztekammer

Neben der Mitarbeit an ,,groen Projekten findet im Ausschuss auch
minutidse Kleinarbeit bei der Diskussion und Formulierung einzelner
Vorschriften als Vorschlag fiir den Vorstand und die Kammerversamm-
lung statt. Jede Formulierung muss dem Fiir und Wider standhalten,
dabei prallen oft Vorstellungen und Gesetzesrahmen scheinbar unver-
einbar aufeinander. Besonders in den erreichten Kompromissen spiirt
man, wie weit sich die Kompetenz der Ausschussmitglieder entwickelt
hat.

Die Zukunft soll eine noch engere Vernetzung mit dem Ausschuss Be-
rufsrecht bringen. Manche Inhalte werden schon gemeinsam diskutiert.
Bleibt die Verschlankung der Ordnungen und ein Streichen von Para-
graphen auch fiir den &rztlichen Selbstverwaltungsapparat ein Wunsch-
traum? Wer sie will, sollte mitmachen!

5.2

Ambulante Versorgung

(Dr. Bernhard Ackermann, Zwickau, Vorsitzender)

Der Ausschuss ,,Ambulante Versorgung® der Sachsischen Landesérz-
tekammer tagte am 19.01.2005 und am 15.06.2005. Der Schwerpunkt
der Ausschussarbeit lag vordergriindig in der Erarbeitung eines Posi-

tionspapiers iiber die Neuen Versorgungsformen in der Gesetzlichen
Krankenversicherung unter besonderer Beriicksichtigung der Verbin-
dung von ambulanter und stationdrer Betreuung. Dazu war eine inten-
sive Zusammenarbeit der Ausschiisse ,,Krankenhaus*, ,,Schwerpunkt-
behandlung und -betreuung chronisch Erkrankter in Praxis und Klinik*
und ,,Ambulante Versorgung* sowie des Arztlichen Geschiftsbereiches
und der Rechtsabteilung erforderlich. Nach Beratung und ausfiihrlicher
Diskussion in den Ausschiissen formulierten die drei Ausschussvorsit-
zenden das Papier. Es stellt in einzelnen Passagen einen Kompromiss
zwischen den beiden ambulanten Ausschiissen und dem , Kranken-
hausausschuss®“ dar, zum Beispiel bei der Bewertung der ambulanten
Behandlung im Krankenhaus.

1. Die Ziele des Gesetzgebers:

Wirtschaftliche und finanzielle Einsparungen stehen im Vordergrund.
Die Neuen Versorgungsformen sollen zur Uberwindung von Behand-
lungsdefiziten durch Abbau der sektoralen Gliederung mehr Wettbe-
werb der Beteiligten im Gesundheitswesen und durch Qualitétsverbes-
serung beitragen.

2. Die Neuen Versorgungsformen im Einzelnen:

- Die Hausarztzentrierte Versorgung

Besonders umstritten ist der Begrift des ,,besonders qualifizierten
Hausarztes®. Diese Versorgungsform geht eindeutig in Richtung des
Primérarztsystems und findet zum Beispiel seinen Niederschlag im
Vertrag der BARMER-Ersatzkasse mit dem Deutschen Hausdrzte-
verband und dem Deutschen Apothekerverband, der eine Kombina-
tion von Hausarztzentrierter Versorgung (§73b) und Integrierter Ver-
sorgung (§§140a ff.) SGB V ist.

Medizinische Versorgungszentren

Hauptkritikpunkt ist der deutliche Wettbewerbsnachteil fiir die fach-
arztliche Einzel- oder Gemeinschaftspraxis. Es besteht die Gefahr

des Verlustes der Freiberuflichkeit des Arztes. Das Prinzip der per-
sonlichen Leistungserbringung wird verwischt.

Teiloffnung der Krankenhduser zur ambulanten Behandlung

Schon vorher bestand eine Teilnahme an der ambulanten Behand-
lung durch Ermichtigungssprechstunden, vor- und nachstationédrer
Behandlung, ambulantes Operieren am Krankenhaus, Behandlung
in Universitdtspolikliniken und psychiatrischen Institutsambulanzen.
Neu ist die ambulante Behandlung im Rahmen der DMP sowie die
hochspezialisierte Leistungserbringung bei seltenen Erkrankungen,
die einen besonderen Krankheitsverlauf haben, bei Einrichtungen der
Behindertenhilfe und bei Unterversorgung, solange diese besteht.

Integrierte Versorgung

Moglich sind Vertrdge mit verschiedenen Leistungssektoren oder
auch Vertrdge mit interdisziplindr-fachiibergreifender Versorgung.
Die Kassenirztlichen Vereinigungen sind von den Vertragsverhand-
lungen ausgeschlossen. Die Honorierung wird vom Gesamthonorar
der Kassenérztlichen Vereinigungen entnommen.

3. Meinungsstand der Ausschiisse:

Mit den Neuen Versorgungsformen werden parallel agierende Verant-
wortungsbereiche geschaffen. In Folge der rein 6konomischen Sicht des
Gesetzgebers ist eine Integration im drztlichen Sinn nicht zu erkennen.
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Die Schaffung der neuen Strukturen fiihrt zu einer Verschiebung der
Finanzmittel aus der Versorgung in die Schaffung neuer Strukturen und
somit zu einer Verminderung des finanziellen Volumens fiir die Versor-
gung. Die Neuen Versorgungsformen sind gewollt als Institutionen mit
Verdrangungsfunktion gegeniiber kleineren Einrichtungen konzipiert,
insbesondere gegeniiber dem spezialisierten niedergelassenen Arzt.
Die Einflussmoglichkeiten der beiden drztlichen Korperschaften wer-
den zuriickgedringt und der Zusammenhalt der Arzteschaft beschidigt.
Das Ziel des Gesundheitsmodernisierungsgesetzes, ein hohes Versor-
gungsniveau mit angemessenen Beitragssdtzen bei Erhaltung der So-
lidaritdt, Subsidiaritdt und der Selbstverwaltung sind nur durch eine
grundlegende Reform der derzeitigen Sozialversicherungssysteme zu
erreichen. Eine Uberwindung der strengen sektoralen Versorgung bei
Wahrung der Freiberuflichkeit und Erhalt der hausirztlichen sowie der
ambulanten und stationdren fachirztlichen Versorgungsschiene ist an-
zustreben. Das Belegarztwesen ist der richtige Weg und sollte weiter-
entwickelt werden, denn eine ambulante Behandlung vor stationdrer
Behandlung erscheint dann besonders sinnvoll, wenn der Hauptbe-
handler in beiden Sektoren titig ist.

53

Krankenhaus

(Dr. Eberhard Huschke, Ebersbach, Vorsitzender)

Der Ausschuss Krankenhaus tagte am 09.02., 11.05. und am 09.11.2005.

Auf den Arbeitsergebnissen des Jahres 2004 aufbauend standen als

zentrale Themen:

- das Arbeitszeitgesetz und die bis Ende 2005 auslaufende Ubergangs-
regelung mit ihrer Abweichung vom EUGH-Urteil,

- das am 01.01.2004 in Kraft getretene Gesundheitsmodernisierungs-
gesetz (GMQ) mit seinen Auswirkungen,

- das Fallpauschalenénderungsgesetz und die Einfithrung der G-DRG
in den deutschen Krankenh&usern im ersten Jahr der Konvergenzpha-
se mit seinen unterschiedlichen Auswirkungen auf Krankenhéduser
der Maximal-, Schwerpunkt- und Regelversorgung.

Weitere Themen des Ausschusses waren:

- Bericht von den Sitzungen des Krankenhausplanungsausschusses,

- Bericht von der stindigen Konferenz , Krankenhaus“ der BAK,

- Neues sdchsisches Gesetz iiber die notirztliche Versorgung,

- Zulassung von Krankenhdusern fiir die Weiterbildung.

Zum Thema Arbeitszeitgesetz und EUGH-Urteil wurde ein Positionspa-

pier dem Vorstand der Sachsischen Landesérztekammer vorgelegt und

im ,,Arzteblatt Sachsen® verdffentlicht. Wie zu erwarten, wird uns das

Thema auch in diesem Jahr weiter beschiftigen, da eine 1:1 Umsetzung

des Arbeitszeitgesetzes ebenso wie das EUGH-Urteils zur Zeit objektiv

nicht mdglich ist, andererseits die Forderung nach einer Umsetzung des

Arbeitsschutzes auch fiir Arzte im Krankenhaus berechtigt ist und einer

Losung zugefiihrt werden muss. Die neue Bundesregie-rung hat sich

hier mit einer Verlingerung der Ubergangsregelung fiir ein weiteres

Jahr aus der Affare gezogen. In einer Reihe von Krankenhéusern sind

inzwischen Bemiihungen zur Umsetzung des Arbeitszeitgesetzes sicht-

bar, auch die Krankenkassen haben in den Pflegesatzverhandlungen
signalisiert, dass sie einen Teil zur Umsetzung des Arbeitszeitgesetzes
beitragen werden. In diesem Zusammenhang ist positiv einzuschétzen,

dass die AiP-Abschaffung sich jetzt auch in einer finanziellen Abbil-
dung im DRG-System darstellt.
Ein zweiter Schwerpunkt im Ausschuss — in Zusammenarbeit mit den
Ausschiissen Ambulante Versorgung und Schwerpunktbehandlung
und Betreuung chronisch Erkrankter in Praxis und Klinik — war das
Gesundheitsmodernisierungsgesetz mit den neuen Moglichkeiten
der Verzahnung ambulanter und stationdrer Versorgung mit den vier
Schwerpunkten Hausarzt, zentrierte Versorgung § 73 b SGB V, Medi-
zinische Versorgungszentren § 95 SGB V, Ambulante Behandlung im
Krankenhaus bei Unterversorgung oder hochspezialisierten Leistungen
§ 116 a und b SGB V und integrierte Versorgung § 140 SGB V. Hier
wurde gemeinsam mit den Ausschussvorsitzenden der anderen beiden
Ausschiisse sehr intensiv aus den verschiedenen Blickwinkeln heraus
die Befiirchtungen und auch Chancen neuer Behandlungsformen dis-
kutiert und ein gemeinsames Positionspapier erarbeitet, das ebenfalls
im ,,Arzteblatt Sachsen“ verdffentlicht wurde. Aus der Sicht des Kran-
kenhausausschusses ist hier vor allem die Auswirkung des Fallpauscha-
lendnderungsgesetzes auf die unmittelbar poststationire Phase und die
Sicherung der Behandlung durch eine sektoriibergreifende Versorgung
zu sehen.
Dr. Fritz berichtete im Ausschuss iiber die Sitzungen des Krankenhaus-
planungsausschusses. Die Zulassung von Krankenhdusern als Weiter-
bildungsstitte fiir Arzte gemiB § 24 Sichsisches Heilberufekammer-
gesetz ist ein stindiges Thema der Ausschussarbeit. In letzter Zeit sind
vermehrt Entscheidungen zur Zulassung zu Schwerpunktweiterbildun-
gen zu priifen. In einer gemeinsamen Aussprache im Ausschuss Wei-
terbildung mit dem Referatsleiter des Séchsischen Staatsministeriums
wurden hier nochmals gemeinsame Standpunkte erarbeitet, die durch-
aus auch Krankenhdusern der Regelversorgung Teile der Ausbildung
gestatten, da dort wesentliche Féhigkeiten und Fertigkeiten erworben
werden, auch wenn nicht alle fiir den Schwerpunkt typischen Erkran-
kungen in diesen Hausern behandelt werden. Die gestaffelte Weiter-
bildung mit Teilbereichen in kleineren Krankenhdusern und Schwer-
punktkrankenhdusern birgt durchaus den Vorteil der Verkniipfung von
Theorie und Praxis.
In einer gemeinsamen Sitzung des Krankenhausausschusses mit dem
Ausschuss Junge Arzte wurde unter dem Vorsitz von Herrn Boden-
dieck als Vorstandsmitglied der Sdchsischen Landesirztekammer zum
Thema ,,Attraktivitit des Arztberufes” eine Fragenbogenstudie unter
Studenten der Medizinischen Fakultét Carl Gustav Carus der TU Dres-
den ausgewertet. Es kann nur eine gemeinsame Aufgabe der gesamten
Arztekammer sein, die Attraktivitit des Arztberufes zu erhalten durch
Einflussnahme auf Abbau von Biirokratie, leistungsgerechte Bezahlung
und Verbesserung der Organisation der Weiterbildung in den Kranken-
héusern.
Kiinftige Aufgaben des Ausschusses:
- Umsetzung des Arbeitszeitgesetzes mit Augenmalf} und ohne finan-
zielle Einbuf3en,
- Auswirkung des Fallpauschalensystems bei weiterer Umsetzung der
Konvergenzphase,
- Begrenzung des Einflusses 6konomischer Aspekte auf Standards in
der medizinischen Versorgung.
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Schwerpunktbehandlung und Betreuung

chronisch Erkrankter in Praxis und Klinik

(Dr. habil. Hans-Joachim Verlohren, Leipzig, Vorsitzender)

Mit Einfiihrung des Gesundheitsmodernisierungsgesetzes (GMG) und
den damit verbundenen Verdnderungen der medizinischen Versorgung
ist es zu einer dramatischen Zunahme gekommen, sich als Arzt mit
juristischen Fragen auseinander setzen zu miissen.

Gemeinsam mit den Ausschiissen Ambulante Versorgung und Kran-
kenhaus fand dies seinen Niederschlag in der Publikation ,,Neue Ver-
sorgungsformen in der Gesetzlichen Krankenversicherung — Verbin-
dung der ambulanten und stationiren Betreuung® (Arzteblatt Sachsen
5/2005).

Es war Anliegen, nicht nur auf Chancen, sondern zugleich auf Konse-
quenzen des GMG zu verweisen, dass die Schaffung parallel agierender
Verantwortungsbereiche mit nicht mehr {iberschaubarem Sicherstel-
lungsauftrag einer angedachten Integrierung des Gesamtsystems der
medizinischen Versorgung zuwiderlduft. Es erschien gleichfalls not-
wendig, auf das Problem der Finanzmittelverschiebung aus der eigent-
lichen Versorgung in die Schaffung und den Erhalt neuer Strukturen zu
verweisen. Ein Thema, iiber deren wirtschaftliche Konsequenzen keine
verldsslichen Daten vorliegen oder erarbeitet werden.

In Fortfiihrung dieser Thematik setzte sich der Ausschuss auch mit der
hausarztzentrierten Versorgung auseinander, insbesondere am Beispiel
des Barmer-Hausirztevertrages (Publikation Dr. Lipp, ,,Arzteblatt
Sachsen* 5/2005).

In der Zusammenfassung des Meinungsstandes erschien es uns not-
wendig darauf hinzuweisen, dass die insbesondere in den neuen Bun-
deslédndern vorgenommenen Integrationsversuche negativ beeinflusst
werden. Diese im vergangenen Jahr zu Papier gebrachten Meinungen
lassen sich nunmehr auch belegen.

Ungeldste Probleme:

Der Ausschuss hat sich seit ldngerer Zeit mit der Problematik ,,Schmerz-
therapie* auseinander gesetzt. Trotz der in der Weiterbildungsordnung
fiir die Gebietsanerkennung vorgesehenen Standards und den iiber die
Séchsische Akademie fiir drztliche Fort- und Weiterbildung angebote-
nen Weiter- und Fortbildungsinhalten war eingeschédtzt worden, dass es
Defizite gibt.

Es war vorgesehen, einen Vorschlag zu unterbreiten, wie gemeinsam
mit dem Hausérzteverband Verbesserungen erzielt werden konnen. Die
Vorbereitung einer Vorstandsvorlage kam nicht zustande, weil mittler-
weile unabhidngig vom Ausschuss durch den Séchsischen Hauséirzte-
verband ein eigenstidndiges Procedere geschaffen worden ist.

Ausblick auf die zukiinftigen Aufgaben:

Die Auseinandersetzungen mit den Konsequenzen neuer Gesetzlichkei-
ten werden uns auch im Jahr 2006 besonders beschiftigen. Dies trifft
insbesondere fiir das ,,Gesetz zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit
im Gesundheitswesen* zu, dessen Konsequenzen, sollte das Gesetz tat-
sdchlich eingefiihrt werden, eine einschneidende negative Beeinflus-
sung der Betreuung chronisch Erkrankter mit sich bringen wird.

Der Ausschuss wird die Bemiihungen um Fortbildungsangebote auf
dem Gebiet der Palliativmedizin unterstiitzen. Entsprechende Regelun-

gen sind getroffen worden.

In Absprache mit dem Vorstand soll geklért werden wie der Ausschuss
mithelfen kann, das Problem ,,Empfehlungen im Umgang mit Patien-
tenverfiigungen* zu unterstiitzen. Dartiber hinaus soll die Mitarbeit am
Fiinfpunkteprogramm (,,Gesundheitsziele in Sachsen*) abgesprochen
werden. Der Ausschuss wird auflerdem auf die Séchsische Gesellschaft
fiir Gynidkologie und Geburtshilfe zugehen und zu kliren versuchen,
wie die Problematik der Erfassung und Versorgung von Patientinnen
mit einem Gestationsdiabetes verbessert werden kann.

5.5

Qualititssicherung in Diagnostik und Therapie

(Dr. Maria Eberlein-Gonska, Dresden, Vorsitzende)

Ein Tatigkeitsbericht legt nicht nur Rechenschaft ab fiir die geleiste-
te Arbeit im vergangenen Jahr, sondern dient auch der kritischen Re-
flexion hinsichtlich des Erfolges gestellter Aufgaben bzw. moglicher
Verbesserungspotentiale. Der Ausschuss ,,Qualitétssicherung in Diag-
nostik und Therapie® (Ausschuss QS) bei der Siachsischen Landesérz-
tekammer steht mit seiner Arbeit dabei immer in einem Spannungsfeld
zwischen gesetzlichen Vorgaben und den qualitdtsrelevanten Themen,
die aus &rztlicher Sicht zwingend und notwendig bearbeitet werden
sollten. Wobei bei den Ausschussmitgliedern Einigkeit dariiber besteht,
dass bereits vor der Gesundheitsstrukturreform 2000 und vor der Ein-
fiilhrung des Begriffes ,,Qualitditsmanagement™ im Gesundheitswesen
strenge Forderungen an die Qualitét der drztlichen Berufsausiibung ge-
stellt wurden. So hat Thomas Billroth bereits im Jahr 1860 gefordert:

,,Bald wird die Zeit kommen, wo auch unsere Kollegen und Schiiler
strengere Anforderungen an uns und unser Handeln legen, wo man
sich nicht mehr mit allgemeinen Bemerkungen iiber die Erfolge dieser
oder jener Operationen begniigen wird, sondern jeden Arzt fiir einen
Scharlatan hdlt, der nicht imstande ist, seine Erfahrungen in Zahlen
auszudriicken.

Die Mitglieder des Ausschusses QS haben sich demzufolge auch im

Jahr 2005 bemiiht, folgende Themenschwerpunkte zu bearbeiten, die

dieser Anforderung gerecht wird:

- Risikomanagement und Patientensicherheit,

- Qualititsbericht geméf § 137 SGB V und seine Auswirkungen,

- Kammeriibergreifender Qualitétsbericht,

- Qualitétssicherung in der Labormedizin,

- Externe Qualitdtssicherung gemaf § 137 SGB und ihre weitere Ent-
wicklung.

Die Thematik Risikomanagement und Patientensicherheit hat mit dem
im Jahr 2005 auf Bundesebene gegriindeten ,,Aktionsbiindnis Patien-
tensicherheit e. V.*“ eine besondere Bedeutung erlangt. Dies betrifft
unter anderem auch die Schlichtungsstellen in den Landesdrztekam-
mern, deren Arbeitsergebnisse im Rahmen der bei der Bundesérzte-
kammer gebildeten Stindigen Konferenz der Gutachterkommission
und Schlichtungsstellen ausgewertet werden. Diese Daten sollen mit
Blick auf die Brisanz der Thematik intensiver analysiert und in eine
neue Bundesirztekammerstatistik iiberfithrt werden. Die Mitglieder
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des Ausschusses QS sind sich einer hohen Qualitét der drztlichen Leis-
tungen sicher, gleichwohl herrscht Einvernehmen, Fehler systematisch
zu erfassen, zu analysieren und Vorbeugemafinahmen abzuleiten. Diese
Arbeit sollte jedoch ganz eindeutig in drztlicher Hand bleiben.

Unter Mitwirkung der Ausschussvorsitzenden, Dr. Eberlein-Gonska,
wurde seitens der Bundesérztekammer die Idee eines kammeriibergrei-
fenden Qualitdtsberichtes realisiert. Hintergrund war und ist, dass in
den Landesirztekammern zahlreiche qualititsrelevante Aktivititen und
Projekte durchgefiihrt und nun auch, im Sinne eines kammeriibergrei-
fenden Qualitétsberichtes, nach aulen kommuniziert werden sollen. In
einer ersten Auswertung zeigte sich, dass Qualitdtssicherung in allen
Landesdrztekammern eine herausragende Position einnimmt. Dies wird
unter anderem daran deutlich, dass in 16 der 17 Landeséirztekammern
hauptamtlich mehrere Personen im Bereich QS/QM titig sind. Weiter-
hin wird das Thema Qualitdtssicherung regelméBig in verschiedenen
Gremien behandelt; in mehr als 80 Prozent der Landesidrztekammern
ist ein spezieller QS-Ausschuss dauerhaft eingerichtet. Damit ist die
Initiative zur Veroffentlichung eines kammeriibergreifenden Qualitéts-
berichtes als auBerordentlich positiv zu bewerten, zeigt sich doch aus
den gelieferten Daten, welche Bedeutung Qualitétssicherung und Qua-
litditsmanagement in den Landesédrztekammern haben.

Ein Schwerpunktthema hatte im vergangenen Jahr die ,,Qualitétssi-
cherung in der Labormedizin“. Dies betrifft nicht nur die detaillierte
Auswertung der Ergebnisse des Sdchsischen Landesamtes fiir Mess-
und Eichwesen zur Uberwachung nach dem Medizin-Produkte-Gesetz
in Sachsen, sondern eine eigene Initiative im Sinne einer Befragung
der klinisch-chemischen Laboratorien in séchsischen Krankenhdusern
zur Erfassung der Struktur- und Prozessqualitdt. Diese Erhebung wur-
de mit Unterstiitzung der Mitarbeiter der Projektgeschiftsstelle mit
einer hervorragenden Riickmeldequote von 83 Prozent durchgefiihrt.
Die Bewertung und Verdffentlichung der Ergebnisse wird ein Themen-
schwerpunkt fiir die Ausschussarbeit 2006 sein.

Die Beratung iiber neue Entwicklungen der externen Qualitdtssiche-
rung gemdf § 137 SGB V ist dariiber hinaus ein regelméBiger Tages-
ordnungspunkt der Ausschusssitzungen.

Eine weitere Initiative des Ausschusses QS betrifft das Peer-Review-
Verfahren Pathologie im Freistaat Sachsen. Hier wurde mit Unterstiit-
zung der Ausschussmitglieder eine fiir den gesamten Freistaat giiltige
Richtlinie erarbeitet und gleich zu Beginn des neuen Jahres dem Vor-
stand der Séachsischen Landesérztekammer zum Beschluss vorgelegt.
Der Arbeitskreis Séchsischer Qualitétsbeauftragter hat sich unter Mo-
deration der Ausschussvorsitzenden, Dr. Eberlein-Gonska, als feste In-
stitution etabliert. Der Erfahrungsaustausch unter Fachkollegen wird
als hilfreiche und konstruktive Unterstiitzung im Alltag eingeschitzt.
Der Nutzen besteht dabei nicht nur in der Diskussion verschiedener
Themen, sondern auch im gegenseitigen Austausch vorhandener In-
strumente und Methoden. Dariiber hinaus hat der Arbeitskreis zum
erstmals im Jahr 2005 verdffentlichten Qualitdtsbericht gemafl § 137
SGB V fiir nach § 108 zugelassene Krankenhéuser eine Veroffentli-
chung fiir das ,,Arzteblatt Sachsen erarbeitet, welche zu Beginn des
Jahres 2006 erscheinen wird.

Am Ende eines Tétigkeitsberichtes darf der Ausblick nicht fehlen, und
dieser richtet sich auf Themen wie die Bildung Medizinischer Versor-
gungszentren, die Sicherstellung der sektoriibergreifenden Qualitéts-

sicherung bis hin zur spannenden Thematik der ,,Patientenintegra-
tion und -information*. Diese Themenschwerpunkte kdnnen nur mit
engagierten Fachkollegen diskutiert werden, die sich auBerhalb der
Alltagsarbeit Zeit fiir berufspolitische Themen nehmen und sich hier-
fiir einsetzen. Bei der Fiille der Aufgaben gehort hierzu eine Menge
Enthusiasmus, so dass am Ende ein ganz ausdriicklicher Dank an die
Kolleginnen und Kollegen des Ausschusses QS gerichtet ist. Der Dank
an die ganz konkrete organisatorische und inhaltliche Begleitung der
Ausschussarbeit durch Mitarbeiter der Projektgeschiftsstelle, insbe-
sondere von Dr. Schlosser, darf an dieser Stelle ebenso wenig fehlen
wie der Dank an den Vorstand der Séchsischen Landesérztekammer fiir
die wertvollen Anregungen und Hinweise.

5.5.1

Arztliche Stelle R6V/StrSchV

(Dipl.-Phys. Klaus Bohme, Dresden, Leiter der Arztlichen Stelle
R6V/StrISchV)

Im Jahr 2005 wurden von den drei Fachkommissionen der Arztlichen
Stelle insgesamt 208 Einrichtungen hinsichtlich der Einhaltung von
Qualitdtskriterien tiberpriift.

5.5.1.1

Fachkommission Rontgenverordnung

(Dr. Volkmar Hinig, Pirna, Vorsitzender)

Die Fachkommission Rontgen iiberpriifte 189 Betreiber von Rontgen-
anlagen zur Untersuchung von Menschen. Bei sieben Kommissions-
sitzungen wurden 5.701 Aufnahmen von Menschen hinsichtlich der
Einhaltung der Leitlinien der Bundesérztekammer begutachtet.

Die Unterlageneinreichung erfolgte in 23 Fillen (12,2 Prozent, 2004:
6,4 Prozent) ganz oder teilweise in digitaler Form.

Ohne Mingel waren 80,3 Prozent der eingereichten Aufnahmen. Ge-
ringe Beanstandungen, die keinen Einfluss auf die diagnostische Aus-
wertung hatten, traten bei 5,9 Prozent der Patientenaufnahmen auf. Bei
den aufnahmetechnischen Beanstandungen traten Einblendungsfehler
mit 7,4 Prozent am hiufigsten auf, 20 Aufnahmen zeigten fehlenden
oder mangelhaften Gonadenschutz, bei acht Aufnahmen wurde ein
nicht geeignetes Film-Folien-System verwendet. Weitere Hinweise be-
zogen sich auf den Nichteinsatz padiatrischer Zusatzfilter und Filmver-
arbeitungsfehler. Gravierende Méangel zeigten 19 Patientenaufnahmen
(0,3 Prozent).

Die 2005 erstmals angeforderten Angaben zur rechtfertigenden Indika-
tion wurden zur Beurteilung der Aufnahmen mit herangezogen, wobei
einige Betreiber keine oder nicht relevante Angaben machten.

Die Betreiber wurden auf die aufgetretenen Méngel hingewiesen und
bei deren Beseitigung beraten. Falls die Unzuldnglichkeiten schon bei
vorangegangenen Priifungen auftraten, wurden die Einrichtungen zur
verkiirzten Unterlageneinreichung aufgefordert und eine Fristsetzung
zur Fehlerbeseitigung festgelegt.

Die Auswertung der 2005 gleichfalls erstmalig geforderten Angaben
zur Dosis bzw. zum Dosisflichenprodukt / Dosisldngenprodukt wird
im 1. Quartal 2006 erfolgen. Dabei ist anzumerken, dass die Giite der
eingereichten Werte nicht einfach zu beurteilen ist und wegen Uber-
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gangsfristen noch nicht von allen angeforderten Einrichtungen Anga-
ben gemacht werden konnten.

Im Rahmen der Titigkeit der Arztlichen Stelle wurde die Einhaltung
technischer Standards bei der Anwendung von Réntgenstrahlen bei
Menschen iiberpriift. Die Ergebnisse zeigen, dass die iiberwiegende
Zahl der Betreiber die Qualitdtssicherung als festen Bestandteil ihrer
radiologischen Tatigkeit akzeptiert und den Normen entsprechend aus-
fithrt. Méngel wurden bei der Konstanzpriifung der Filmverarbeitung
héufiger festgestellt als bei der Priifung der Rontgenanlagen. Ursache
dafiir ist offensichtlich eine unregelméfige Wartung der Entwicklungs-
maschinen. Von neun Einrichtungen wurde eine terminierte Riickmel-
dung iiber erfolgte Méngelbeseitigung gefordert.

Wie in den vorangegangenen Jahren wurden bei Strahlenschutzkursen
Arzten und Arzthelferinnen die Grundlagen der Qualititssicherung
nach Rontgenverordnung und Strahlenschutzverordnung durch die
Mitarbeiter der Arztliche Stelle nahegebracht.

5.5.1.2

Fachkommission Strahlentherapie

(Prof. Dr. Friedrich Kamprad, Leipzig, Vorsitzender)

Die Titigkeit der Fachkommission Strahlentherapie der Arztlichen
Stelle R6V/StrlSchV wurde im Jahr 2005 kontinuierlich fortgesetzt.
Zur Verbesserung der Kontrolltdtigkeit wurde auf Antrag der Kom-
mission eine Erweiterung der Anzahl der ehrenamtlich Tétigen fiir den
Bereich Medizin durch Dr. Baaske, Chemnitz, und den Bereich Physik
durch Prof. Dr. rer.-nat. Wolf, Leipzig, vorgenommen. Die beiden neu-
en Mitglieder wurden zu Beginn des Jahres durch den Prisidenten der
Séchsischen Landesirztekammer bestatigt.

Aktivititen innerhalb des Zustindigkeitsbereichs der Sdchsischen
Landesdrztekammer

In einer Beratung zwischen den Mitgliedern der Kommission, der
Séchsischen Landesdrztekammer und den Aufsichtsbehérden am
22.03.2005 wurden die bisherigen Ergebnisse der Begehungen ausge-
wertet und festgelegt, dass in der bisherigen Weise die weiteren strah-
lentherapeutischen Einrichtungen im Zustindigkeitsbereich iiberpriift
werden.

Insgesamt wurden in diesem Jahr in sieben Einrichtungen Begehungen
vorgenommen. An der Begehung im Krankenhaus Dresden Friedrich-
stadt nahm als Vertreter der Aufsichtsbehorde Dr. Lorenz, Sachsisches
Staatsministerium fiir Umwelt und Landwirtschaft, teil.

Mingel der Kategorie III (schwere Méngel) wurden bei keiner der Ein-
richtungen festgestellt, vereinzelte Méngel der Kategorie II mussten
mit Terminsetzung durch die Einrichtungen behoben und die Beseiti-
gung fristgemél der Kommission angezeigt werden.

Die Zusammenarbeit mit den Einrichtungen war kooperativ und pro-
blemlos. Eine Verkiirzung des Kontrollintervalls erwies sich in keinem
Falle als erforderlich.

Aktivitiiten auferhalb des Zustindigkeitsbereichs

Leitung der Sitzungen Strahlentherapie des Zentralen Erfahrungsaus-
tausch der Arztlichen Stellen am 24.05.2005 und 22.11.2005 durch
Prof. Dr. Kamprad mit folgenden Vortrégen:

24.05.2005 Vortrag: Bewertungskategorien festgestellter Mangel
(Prof. Dr. Kamprad)

22.11.2005 Vortrag: Uberpriifung des Gesamtsystems durch MPE
(Prof. Dr. rer.-nat. Wolf)

22.11.2005 Vortrag: Zusatzbewertung bei Einrichtungen mit IMRT
(Prof. Dr. Kamprad)

Vortrige auf Einladung gehalten durch Prof. Dr. Kamprad:
Qualitdtssicherung und Strahlenschutz in der Strahlentherapie
(DEGRO-Jahreskongress, Karlsruhe 26.-29.05.2005)

Radioprotection and Quality Assurance in Radiotherapeutic
Departments of Germany and other European Union Countries
(Hungarian Cancer Society, Budapest,10.-13.11.2005)

Publikation:

Kamprad und Richter

Flachendeckende Qualitétssicherung in der Radioonkologie in
Deutschland

(Onkologe 2005)

Der erstellte Fragenkatalog wurde auch mit den Fachkommissionen der
Lénder Niedersachsen und Bremen abgestimmt und von diesen iiber-
nommen. Seit 2005 wird dieser Fragenkatalog auch durch die Arztli-
chen Stellen der Kassendrztlichen Vereinigung Hamburg und der Lan-
desédrztekammer Hamburg eingesetzt.

Beim Zentralen Erfahrungsaustausch Arztlicher Stellen (ZAS) vom
22.11.2005 in Berlin wurde die Griindung einer Arbeitsgruppe zur
Entwicklung von Erhebungsbogen fiir spezielle Therapieverfahren
(IMRT, Ganzkdrperbestrahlung, Stereotaxie, virtuelle Simulation) und
zur Harmonisierung von Mingelkategorien beschlossen. Auf Grund
der bisher bereits erbrachten Leistungen in der Fachkommission Strah-
lentherapie der Arztlichen Stelle der Sichsischen Landesérztekammer
wurde Prof. Dr. Kamprad mit der Leitung dieser Arbeitsgruppe betraut
und wird erste Arbeitsergebnisse zur nichsten Tagung der ZAS im Mai
2006 vorlegen.

Einschdtzung:

Die Begehungen strahlentherapeutischer Einrichtungen im Zustandig-
keitsbereich haben das insgesamt sehr gute Niveau auf den Gebieten
Qualitdtssicherung und Strahlenschutz entsprechend § 83 der Strah-
lenschutzverordnung belegt. Der entwickelte Erhebungsbogen hat sich
als brauchbar erwiesen und wurde von mehreren anderen Arztlichen
Stellen in Deutschland {ibernommen.

Programmatisch wurden die Komplexe:

- Definition von Méngelkategorien,

- Erhebungsbogen fiir Spezialverfahren,

- Nachsorge bestrahlter Patienten

bearbeitet und hierfiir Entwiirfe in die Arbeit der ZAS eingebracht.
Die weitere Arbeit auf diesen Gebieten wird im ZAS unter Leitung der
Arztlichen Stelle R6V/StrlSchV der Sichsischen Landesirztekammer,
Fachkommission Strahlentherapie, erfolgen.
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5.5.1.3

Fachkommission Nuklearmedizin

(Dr. habil. Angelika Wiinsche, Leipzig, Vorsitzende)

Mit der Qualitétskontrolle nach § 83 der Strahlenschutzverordnung hat
die Fachkommission Nuklearmedizin der Arztlichen Stelle Neuland
betreten. Im Freistaat Sachsen arbeiten 26 nuklearmedizinische Ein-
heiten.

Auf Bundesebene fanden im Mai und im November 2005 in Berlin
jeweils ein Erfahrungsaustausch der Arztlichen Stellen statt. Es wird
versucht, die Kriterien in den Bundesldndern auf einen gemeinsamen
Nenner zu bringen. Dazu wird sich die Gruppe, die sich schon am
30.10.2004 in Miinster gebildet hat, weiter mit der Thematik befassen.
Wir werden uns weiter aktiv daran beteiligen.

Wie schon im Vorjahr wurde von allen Teilnehmern festgestellt, dass in
den Richtlinien zu nuklearmedizinischen Untersuchungen und in den
Referenzwerten des BfS, beides 2003 veroffentlicht, unterschiedliche
Aktivititsmengen angegeben werden. Auch die Radiopharmakaherstel-
ler geben wieder andere Dosisempfehlungen an. Wir einigten uns auf
die Referenzwerte des BfS als Grundlage, was in den Uberpriifungen
zunéchst nur als Hinweis gegeben werden kann. Es wird dringend eine
Vereinheitlichung der Referenzaktivititen gewdiinscht, in Absprache
mit dem BfS. Eine Kldrung diesbeziiglich soll im Februar 2006 her-
beigefiihrt werden.

Bisher wurden nach der ersten Abfrage aller Einrichtungen nach vor-
handenen Geriten Ende 2004/2005 in der ersten Uberpriifungsrunde
18 von 26 Einrichtungen bis Ende 2005 iiberpriift.

Ergebnis der Priifungen:

Meistens wurden Kleinigkeiten hinsichtlich der physikalischen Quali-
tatskontrollen nachgefordert, die vermutlich nur vergessen wurden mit-
zuschicken und umgehend nachgereicht wurden. In drei Fillen waren
mehrfache Mahnungen zur Nachsendung erforderlich.

Hinsichtlich der eingesandten physikalischen Qualititsmerkmale gab
es wenig Beanstandungen. Insbesondere erfiillen alle Geréte bis auf
eine Ausnahme, die zurzeit korrigiert wird, zu Patientenuntersuchun-
gen die geforderten Kriterien zur Homogenitét und Ausbeute sehr gut.
Dies ist sicher den relativ neuen Geréten zuzuschreiben. Auch wurden
von den Betreibern die regelmaBig vorgeschriebenen Qualitdtspriifun-
gen der Geréte weitestgehend vollstdndig durchgefiihrt (siche oben).
In allen iiberpriiften Einrichtungen existieren Vertrige mit Medizin-
physikexperten.

Bei drei der 18 Einrichtungen war eine verkiirzte Wiedervorlage nach
drei bzw. sechs Monaten wegen Méngeln erforderlich, einmal eine
Meldung an das Séchsische Staatsministerium fiir Umwelt und Land-
wirtschaft wegen Nichteinsendung der Unterlagen.

Alle anderen Einrichtungen erhielten die Einstufung 1b mit einigen
Hinweisen und Wiedervorlage der Unterlagen nach der vorgesehenen
Frist von zwei bis drei Jahren.

Uberwiegend ist damit die Qualitiit der nuklearmedizinischen Einrich-
tungen im Zustindigkeitsbereich als sehr gut einzuschitzen.

Da ein Austausch der Erfahrungen zwischen iiberpriiften und nicht
iiberpriiften Einrichtungen stattfindet, ist die Tendenz bei den Nachfor-
derungen sinkend.

Im Jahre 2006 wird die erste Uberpriifungsrunde beendet sein und wir
sind sicher, dass in der folgenden 2. Runde noch wesentlich bessere
Ergebnisse, entsprechend der steigenden Erfahrung, erreicht werden.

5.5.2

Projektgeschiftsstelle Qualitéitssicherung

(Leiter: Dr. Torsten Schlosser)

Die Projektgeschiftsstelle Qualititssicherung (PGS) ist unter anderem
mit der Geschiftsfiilhrung des sdchsischen Lenkungsgremiums nach
dem ,,Vertrag gemdB § 137 in Verbindung mit § 112 Abs. 2 Nr. 3 SGBV
iiber die Durchfiihrung externer QualitétssicherungsmaBnahmen in der
stationdren Versorgung® betraut. Dieses wiederum ist auf Landesebene
verantwortlich fiir die Planung, Koordinierung und Weiterentwicklung
der externen Qualititssicherungsmafinahmen nach § 137 SGB V. Die
PGS setzt die Beschliisse des Lenkungsgremiums organisatorisch und
fachlich um. Die personelle Situation sah im vergangenen Jahr wie
folgt aus: 1% Arzte, ¥ Informatikerin, 1Y, Sachbearbeiterinnen.

Die Projektgeschiftsstelle betreute im Jahr 2005

- 84 allgemein-, unfall- und kinderchirurgische Abteilungen,
- 28 gefafichirurgische,

- 52 geburtshilfliche,

- 34 neonatologische,

- 63 gynidkologisch-operative,

- 27 orthopédische,

- 66 internistische,

- 43 kardiologische Abteilungen resp. Kliniken.

Vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 91 SGB V, der nunmehr
als zentrales Steuerungsorgan der externen Qualitdtssicherung einge-
setzt ist, wurde festgelegt, dass — in Fortsetzung des Vorjahres — auch in
2005 bei zahlreichen operativen Leistungen der Krankenhéuser Daten
fiir die externe Qualitdtssicherung zu erfassen und an die Bundesge-
schiftsstelle Qualitdtssicherung zu iibermitteln sind. Dazu zdhlen: alle
Herzschrittmacherprozeduren, Karotis-Rekonstruktionen, Cholezys-
tektomien, operative Gynidkologie, Geburtshilfe, Schenkelhals- und
pertochantdre Fraktur, Hiift-TEP und Hiift-TEP-Wechsel, Knie-TEP
und Knie-TEP-Wechsel, Mammachirurgie sowie Koronarangiografien/
PTCA. Zusitzlich waren seit Jahresbeginn auch ambulant erworbene
Pneumonien zu erfassen und somit erstmals auch nichtoperative Fach-
gebiete wie Innere Medizin, Intensivimedizin und Geriatrie einbezo-
gen.

Des Weiteren wird in Sachsen auch die Neonatalerhebung (Erfassung
und Auswertung QS-relevanter Daten bei Neugeborenen, die innerhalb
der ersten zehn Lebenstage in eine Kinder klinik aufgenommen werden)
durchgefiihrt. Dem hohen Engagement der Mitarbeiterinnen und dem
direkten Kontakt mit den Kolleginnen und Kollegen in den Kliniken
ist es zu verdanken, dass auch im vergangenen Jahr in Sachsen wieder
eine hundertprozentige Erfassung aller Geburten mit vollstdndigen und
validen Datensitzen erreicht wurde. Die direkte Datenentgegennahme
und -pflege in der Projektgeschiftsstelle schafft die Voraussetzungen
fiir eine sinnvolle Auswertung. Erfahrungen anderer Bundesldnder,
die die Erfassung und Auswertung der Perinataldaten an Fremdfirmen
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abgegeben haben, zeigen einen deutlichen Akzeptanzverlust des Ver-
fahrens in den Krankenhdusern, was zu niedrigeren Erfassungsraten
und durch das rein maschinelle Prozedere auch zum selektiven Wegfall
komplizierter Eingriffe und der Totgeburten fiihrte.

Eine der Hauptaufgaben der Projektgeschéftsstelle Qualitdtssicherung
ist die Organisation des sogenannten ,,strukturierten Dialogs* mit den
Kliniken, die in den einzelnen Qualititsmerkmalen mdglicherweise
Verbesserungspotenzial haben.

Nach den langjihrigen guten Erfahrungen im strukturierten Dialog mit
auffélligen Abteilungen in Peri- und Neonatologie wurde im vergange-
nen Jahr in allen anderen Leistungsbereichen dieses Verfahren weiter
konsolidiert.

Trotz der nunmehr vorhandenen Ausfiillanleitungen fiir alle Erfassungs-
bogen gab es in vielen Einrichtungen weiterhin Missverstdndnisse und
systematische Fehler beim Ausfiillen einzelner Items, insbesondere die
histologische Untersuchung von OP-Préparaten betreffend. So sollte
beispielsweise bei der Cholezystektomie und Appendektomie im Feld
,.Histologischer Befund* nur erfasst werden, ob eine derartige Unter-
suchung durchgefiihrt wurde oder nicht. Viele Kollegen verwechselten
dies jedoch mit ,,pathologischem Befund* und trugen in dieses Feld fol-
gerichtig ,,nein“ ein, was zu vielen unndtigen Anfragen bei denjenigen
Abteilungen fiihrte, in denen sich diese Fehlannahme héufte.
Hauptaufgaben im ersten Halbjahr 2006 werden fiir die Projektge-
schiftsstelle Qualitdtssicherung die weitere Ausgestaltung des Internet-
auftrittes und die Einfiihrung eines elektronischen Verwaltungssystems
zur Verbesserung der Organisation des strukturierten Dialoges sein. Die
zweite Jahreshilfte steht dann ganz im Zeichen der Primérdatenvalidie-
rung, das heilit, auf Betreiben des Gemeinsamen Bundesausschusses
muss kiinftig stichprobenartig in den beteiligten Krankenhdusern an
Hand der Krankenakten iiberpriift werden, ob die dokumentierten Da-
ten auch tatsdchlich der Realitét entsprechen. Inwieweit diese zusitz-
lichen Aufgaben dann noch mit dem gegenwirtigen Personalbestand
und den zur Verfiigung stehenden Mitteln bewiltigt werden konnen ist
duBerst fraglich.

5.5.2.1

Arbeitsgruppe Perinatologie/Neonatologie

(Prof. Dr. Christoph Vogtmann, Taucha, Vorsitzender)
Hauptgegenstand der Beratungen der Arbeitsgruppe war die Auswer-
tung der von der Projektgeschiftsstelle Qualitdtssicherung in hervorra-
gender Weise aufgearbeiteten Daten der Perinatal- und Neonatalerhe-
bung, die giiltige Aussagen zur Qualititsentwicklung erlauben.

Auf fiinf gemeinsamen Sitzungen und jeweils einer getrennten Sit-
zung von Geburtshelfern und Neonatologen wurden die Ergebnisse der
Peri- und Neonatalerhebung 2004 analysiert, die Qualitdtsindikatoren
und Kennzahlen fiir die Bewertung neonatologischer und geburtshilf-
licher Qualitit neu festgelegt, in Schreiben an Kliniken die kliniksspe-
zifischen Auffalligkeiten als ergdnzende Grundlage fiir den internen
Qualitdtsdiskurs formuliert und die Antworten der Kliniken bespro-
chen. MaBinahmen zur Verbesserung der Erfassung bestimmter Daten
(zum Beispiel Gestationsdiabetes) und der Zusammenarbeit mit dem
Hebammenverband sowie Strategien zur weiteren Verbesserung der
Regionalisierung wurden erortert. Dies wurde auf dem jahrlichen Kli-
nikirztetreffen zusammen mit Arzten und Hebammen diskutiert und

die Ergebnisse kommentiert im ,,Arzteblatt Sachsen® als Beilage ver-
offentlicht. Das flichendeckende Horscreening bei Neugeborenen wie
auch das pulsoximetrische Screening von angeborenen zyanotischen
Herzfehlern wurden unterstiitzt. Dariiber hinaus wurden Teilergebnisse
auf nationalen Tagungen der Geburtshelfer und Neonatologen vorge-
stellt. Besonders hervorzuheben ist ein Beitrag zu einer risikoadjustier-
ten Qualitdtsbeurteilung (Z Geburtsh Neonatol 2005; 209; 210-218),
der einen Weg zu validen Qualitétsvergleichen verschiedener Einrich-
tungen aufzeigt.

Einige orientierende Leistungsziffern der sichsischen Perinatal- und
Neonatalerhebung sind in der Tabelle dargestellt. Wenn auch die Friih-
geborenenrate nicht gesunken ist, muss doch als Positivum hervorge-
hoben werden, dass der Anteil sehr kleiner Kinder mit einem Geburts-
gewicht unter 1.000 g mit ihrem hohen Risiko fiir Sterblichkeit und
Langzeitmorbiditit von 4,05 Promille im Jahr 2003 auf 3,45 Promille
im Jahr 2004 (Bezug: lebend geborene Kinder) zuriickgegangen ist.
Gleichzeitig war auch der Anteil sehr kleiner Zwillingsfrithgeborener
riickldufig. Dennoch bleibt es Tatsache, dass die kleine Gruppe von
Zwillingen allein 25 Prozent der neonatologisch zu versorgenden Friih-
geborenen verursacht. Damit behdlt das von der Arbeitsgruppe initiier-
te, von Kassen und Kassenérztlicher Vereinigung nur verbal unterstiitz-
te Zwillingsprojekt hohe Aktualitit.

Basisdaten zu an sdchsischen Kliniken 2003 und 2004 geborenen Kin-
dern

2003 2004
Anzahl Geburten 31.738 32.614
Davon Friihgeburten 2.129 6,7 % 2.256 6,9 %
(Gest.-alter <37 SSW):
Geborene Kinder 32.211 33.154
Totgeborene 106 3.3 %o 113 3.4 %o
Lebendgeborene 32.105 33.041
Lebendgeborene Frithge- 2.357 7,3 % 2.473 7,5 %
borene
Lebend geborene Zwil- 902 2,8 % 1.024 3,1%
linge:
Lebendgeborene Zwil- 511 1,6 % 514 1,6 %
lingsfrithgeborene
Behandlungsbediirftige 5.826 18,1 % 5.903 17,9 %
Neugeborene:
Perinatale Mortalitét 4,6 %o 5,0 %o
gesamt
Perinatale Mortalitit der 16,4 %o 12,6 %o
Zwillinge:
Perinatale Mortalitdt der 41,1 %o 41,3 %o

Frithgeborenen

Die Bemiihungen um eine weiter verbesserte Regionalisierung haben
2004 keinen Fortschritt gebracht. Die Frage, ob die leicht gestiegene
perinatale Mortalitdt damit im Zusammenhang steht, kann nur auf der
Basis detaillierter Einzelfallanalysen in Zusammenarbeit mit den Kli-
niken bzw. von den regionalen Perinatalkonferenzen beantwortet wer-
den.
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Kiinftige Aufgaben:

Im Jahre 2006 wird sich die Arbeitsgruppe mit den Konsequenzen der
vom Gemeinsamen Bundesausschuss verbindlich beschlossenen, aber
von den medizinischen Gesellschaften nicht konsentierten ,,Verein-
barung iiber MaBnahmen zur Qualitdtssicherung der Versorgung von
Friih- und Neugeborenen® fiir das in Sachsen derzeit praktizierte Re-
gionalisierungskonzept befassen und sich verstirkt dem Problem der
niedrigen Erfassungsrate des Gestationsdiabetes zuwenden.

5.5.2.2

Arbeitsgruppe Chirurgie

(Dr. Henry Jungnickel, Dresden, Vorsitzender)

Auch im Jahr 2005 hat die Arbeitsgruppe Visceral- und Geféfchirur-
gie ihre Arbeit im Rahmen der externen Qualitdtssicherung erfolgreich
fortgesetzt.

Zunéchst wurden nochmals die Ergebnisse des Erhebungsjahres 2003
analysiert und der Bericht an das Lenkungsgremium vorbereitet. Die
Darstellung der Ergebnisse erfolgte in einem Vortrag in der 1. Offentli-
chen Beratung des Lenkungsgremiums am 04.02.2004.

Hauptaufgabe war jedoch die Bewertung der Ergebnisse des Jahres
2004. Es konnten nochmals die Module 10/2 (Carotisrekonstruktion),
12/1 (Cholezystektomie), 12/2 (Appendektomie) und 12/3 (Leistenher-
nie) ausgewertet werden. Die Datenlage war jedoch in den Modulen
der Visceralchirurgie nur unvollstdndig. Die Umstellung der Version
5.01 auf die Version 6.0 konnte von den Softwareanbietern nicht zeit-
nah zum Jahreswechsel ermdglicht werden, so dass vom Bundeskura-
torium im ersten Halbjahr die simultane Erfassung beider Versionen
gestattet wurde. Die Version 6.0 war erst ab dem 01.07.2003 fiir alle
Einrichtungen verpflichtend. Bei der Auswertung der Qualitdtssiche-
rung hat sich gezeigt, dass die BQS keine Mapping-Vorschriften er-
arbeitet hat, so dass die in der 5.01er Version erfassten Félle nicht mit
in die Auswertung einbezogen werden konnten. So gingen ca. 25 Pro-
zent der erarbeiteten Datensdtze praktisch verloren. Dennoch wurden
in allen Modulen die von der BQS festgelegten Qualitétsindikatoren
iiberpriift, fiir alle Indikatoren wurden Referenzbereiche festgelegt. Die
Ergebnisse der externen Qualititssicherung wurden wie gewohnt im
,Arzteblatt Sachsen (Ausgabe Januar 2005) verdffentlicht.

Erstmals wurden alle Kliniken, auch wenn sie nur in einem Qualitéts-
merkmal auflerhalb des Referenzbereiches lagen, angeschrieben und
um eine Stellungnahme gebeten. Somit waren 37 Klinikanschreiben
notwendig, bis Anfang Januar lagen bereits 28 Antwortschreiben vor.
Héufig lagen Dokumentationsfehler vor, die dokumentierte schlechte
Qualitiit entsprach somit nicht der Realitit, eine nachtriigliche Ande-
rung der Ergebnisse ist jedoch nicht mdglich. Die Kommunikation mit
den einzelnen Kliniken wird jedoch zur sorgfiltigeren Dokumentation
Anlass sein.

Der Leiter der Arbeitsgruppe, Dr. Jungnickel, ist gleichzeitig Mitglied
der Arbeitsgruppe Visceralchirurgie in der BQS (Vertreter der BAK).
Er hat an den Beratungen in Diisseldorf fiinfmal im Jahr 2004 teilge-
nommen. Der Kontakt auf Bundes- und Landesebene ist somit unmit-
telbar gewahrleistet.

Im Jahr 2004 waren nur noch die Module 10/2 (Carotisrekonstruktion)
und 12/1 (Cholezystektomie) verpflichtend zu erfassen. Die Module
12/2 (Appendektomie) und 12/3 (Leistenhernie) wurden nur noch auf

freiwilliger Basis erfasst. In diesen beiden Modulen wird erwartungs-
gemdB keine Vollstdndigkeit der Daten vorliegen. Ob eine Auswertung
iiberhaupt noch mdglich ist, bleibt abzuwarten. Die Arbeitsgruppe be-
dauert das gerade im Hinblick der Hernienchirurgie mit unverdndert
gleichbleibender Rezidivrate um zehn Prozent trotz vieler neuer Opera-
tionsmethoden ausdriicklich und regt erneut eine Erfassung auch unter
Einbezug des ambulanten Sektors und einer Longitudinalbeobachtung an.
Besonders bedanken mdchten wir uns bei den Mitarbeitern der Projekt-
geschéftsstelle iiber die immer sehr gute Zusammenarbeit.

5.5.2.3

Arbeitsgruppe Gynékologie

(PD Dr. habil. Karl-Werner Degen, Dresden, Vorsitzender)

Im vergangenen Jahr traf sich die Arbeitsgruppe zu fiinf Sitzungen.

Schwerpunkte:

- Bewertung der Ergebnisse der statistischen Erhebung zur externen
Qualitétssicherung in der stationdren Versorgung fiir die Leistungs-
bereiche: Gynikologische Operationen und Mammachirurgie fiir das
Jahr 2004.

- Auswahl relevanter Qualitdtsindikatoren fiir den strukturierten Dia-
log in beiden Leistungsbereichen.

- Alle an der Erhebung beteiligten sdchsischen Einrichtungen wurden
angeschrieben und um eine Stellungnahme zu Auffilligkeiten in
zehn Qualititsindikatoren (Leistungsbereich Gynékologische Ope-
rationen) bzw. 16 Qualitdtsindikatoren (Leistungsbereich Mamma-
chirurgie) gebeten, um einen moglichst umfassenden Uberblick im
Rahmen des Strukturierten Dialogs zu erhalten.

Beim Thema ,,Mammachirurgie® war auffillig, dass doch sehr viele
Kliniken die S3-Richtlinien beziiglich der Anzahl der axilldren Lymph-
knoten und des geforderten Sicherheitsabstandes beim duktalen Carci-
noma in situ und beim invasiven Mammakarzinom nicht erfiillten.

Fast alle Einrichtungen kamen der Bitte um eine Stellungnahme nach
und legten die Hintergriinde fiir das Ergebnis Ihrer Einrichtung dar,
wenn auch in unterschiedlichem Niveau.

Die Arbeitsgruppe bewertete in insgesamt drei Sitzungen die Stellung-
nahmen der Kliniken und wird allen Beteiligten antworten. In zwei
weiteren Beratungen des Vorsitzenden mit der Projektgeschiftsstelle
Qualitdtssicherung wurden alle Hinweise und Kritiken zum Datensatz
und zu rechnerischen Fragen der Auswertung gepriift.

Daraus resultiert folgende allgemeine Einschétzung:

Defizite stellen sich nach wie vor bei der Datendokumentation dar. An-
gegeben wurden sowohl fehlende als auch fehlerhafte Dokumentatio-
nen.

Eine optimale Versorgung von Patientinnen mit Mammakarzinom war
Schwerpunkt der Diskussion, Moglichkeiten und Grenzen einer leitli-
niengerechten Versorgung wurden ausfiihrlich kommentiert.
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5.5.2.4

Arbeitsgruppe Orthopédie/Unfallchirurgie

(Prof. Dr. Riidiger Franz, Dresden, Vorsitzender)

1. Verlauf und inhaltliche Schwerpunkte

Die Qualitdtsanalyse der Module des Kalenderjahres 2004 durch die

quant GmbH erfolgte zeitndher als in den vorangegangenen Jahren,

weshalb die Arbeitsgruppe bereits im Juli 2005 mit den Auswertungen

beginnen konnte. Der Dialog mit den Krankenhédusern, die in einigen

Datensétzen auffillig waren, erfolgte in den Monaten August und Sep-

tember.

Im Oktober konnten die Antwortschreiben der einzelnen Abteilungen

ausgewertet werden.

Dabei ergaben sich folgende Schwerpunkte:

- die verdnderte Situation in der Kniegelenkendoprothetik,

- eine hohe Luxationsrate bei endoprothetisch versorgten hiiftgelenk-
nahen Femurfrakturen in mehreren Fachabteilungen.

2. Die Situation in der Kniegelenkendoprothetik

(Modul 17/5 Knie-TEP-Erstimplantation)

In Sachsen war, wie auch im gesamten Bundesgebiet, in den vergange-

nen drei Jahren eine stindige Zunahme der Implantationen von Knie-

gelenkendoprothesen zu verzeichnen.

Dies ist, wenn man sich an den Zahlen der Hiift-TEP-Implantationen

orientiert, so weit gediehen, dass die Kniegelenksimplantationen den

gleichen Stand erreicht haben.

Bei einer Steigerungsrate beziiglich 2003 zu 2004 in Sachsen von 1,43

und in der Bundesrepublik Deutschland von 1,55 werden die Kniege-

lenkimplantationen bereits in Jahre 2005 wahrscheinlich die Hiift-TEP-

Implantationen iibertreffen.

Dafiir gibt es rationale Griinde. Das epidemiologische Autkommen an

Gonarthrosen ist:

- hoher als das an Koxarthrosen,

- die Standzeiten (Verldufe) sind ldnger geworden,

- das Vertrauen der Patienten und der einweisenden Arzte in die Knie-
gelenkendoprothetik hat zugenommen,

- die Prozedur wird von mehr Kliniken angeboten.

In Sachsen ist allerdings die Anzahl der Kliniken, die Datensétze einge-

geben haben, von 2003 zu 2004 zuriickgegangen.

Knie-TEP-Erstimplantationen in Sachsen im Vergleich zur Hiift-TEP

2003 5.588 Knie-TEP (49 Abt., Mindestanzahl 20) vs. 6.026 Hiift-TEP
2004 8.008 Knie-TEP (44 Abt., Mindestanzahl 10) vs. 8.297 Hiift-TEP

Da Knie-TEP sehr kostenintensiv sind, ist hier eine erhebliche Kosten-
steigerung entstanden.

Am 16.09.2005 {iiberraschte der Gemeinsame Bundesausschuss (G-
BA) die Krankenhduser mit Kriterien fiir die Ubergangsregelung zur
Mindestmenge der Knie-TEP.

Danach werden die Kriterien guter Qualitdt nach den Daten von 2004
zu den Qualitdtsindikatoren

- Indikation,

- Letalitit,

- postoperative Beweglichkeit,

- risikoadjustierte postoperative Wundinfektion,

- neu aufgetretene Dekubitalulzera (Grad 2 bis 4),

festgelegt.

Fiir die Leistung ,,Knie-TEP* wird ab 01.01.2006 eine verbindliche
Mindestmenge von 50 Eingriffen pro Jahr und pro Krankenhaus fest-
gelegt.

In Sachsen liegen elf von 44 Kliniken unter der Marke von 50 TEP fiir
2004.

Krankenhéuser, die im Jahr 2005 zwischen 40 und 49 Knie-TEP mit
guter Qualitét erbrachten, erhalten eine Karenzzeit von einem Jahr.

3. Luxationsrate bei endoprothetisch vorsorgten hiiftgelenknahen
Femurfrakturen

Die Arbeitsgruppe wertete den Dialog mit den beziiglich der Luxations-
rate auffalligen Abteilungen der Krankenhduser aus mit dem Schluss,
dass hier ein besonders problematisches Krankengut mit geriatrischer
Polymorbiditdt vorliegt. Auf die Qualitétskriterien zur ,,Indikation®
wird hingewiesen.

Dartiber hinaus werden folgende Empfehlungen zur Wahl der Implan-
tate gegeben (nach Folien eines Vortrages ,,Indikation und Ergebnisse
der Duokopfprothese bei der medialen Schenkelhalsfraktur* von Herrn
Czornack, Mitglied der Arbeitsgruppe): Angesichts einer Klinikletalitdt
von 6,09 Prozent fiir die mediale Schenkelhalsfraktur fiir die Bundes-
republik Deutschland 2003 und den hohen Letalitdtsraten bei Nachun-
tersuchungen sollten gegenwirtig folgende Kriterien fiir die Indikation
zur Prothese gelten:

- jede dislozierte SH-Fraktur bei Pat. > 60. Lebensjahr,

- langer als 6 h bestehende Dislokation bei Graden III und 1V,

- vorbestehende Koxarthrose,

- schwere Osteoporose,

- sekundar dislozierte Frakturen.

Die Indikationen fiir die Femurkopfprothese bestehen bei vorbestehen-
der Bettldgerigkeit und bei Marasmus.

Die Duokopfprothese ist indiziert bei biologischem Alter > 75. Lebens-
jahr und bei eingeschrinkter Aktivitit. Die monozentrische Duokopf-
prothese neigt zur Varusposition der Schale und zur Luxation. Bei den
bizentrischen Duokdpfen differieren die Rotationsmittelpunkte von
Kopfund Schale um 2 — 4 mm. Die Einstellung von 5 — 20° Valguspo-
sition und von 5° Anteversion und ein geringeres Haftreibungsdrehmo-
ment tragen zur Abwendung von Luxationen bei.

Kontraindikationen fiir die Duokopfprothese stellen hochgradige Ver-
anderungen am Azetabulum, rheumatische Erkrankungen und Osteo-
porose dar.

Ein zementierter Schaft bringt Vorteile durch sofortige Vollbelastung
und Mobilisation bei etwas hoheren kardiopulmonalen Komplikations-
raten.

Im Zweifelsfalle ist beziiglich der Indikation die TEP gegeniiber der
bipolaren (bizentrischen) Duokopfprothese in der Regel zu pravalieren
wegen der geringeren postoperativen Komplikationsraten im langfris-
tigen Verlauf. Das verwendete TEP-Modell sollte eine ausgewogene
modulare Abstufung aufweisen.
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5.5.2.5

Arbeitsgruppe Kardiologie

(Prof. Dr. Gerhard Schuler, Leipzig, Vorsitzender)
Jahresveranstaltung zur Bewertung und Umsetzung der Ergebnisse
der externen Qualitdtssicherung - Leistungsbereiche Kardiologie und
Herzschrittmacher

Am 22.11.2005 fand die jahrliche Veranstaltung zur Diskussion der Er-
gebnisse der Qualitdtssicherung statt. Es nahmen ca. 40 Kollegen aus
den medizinischen Einrichtungen des Freistaates Sachsen teil. Nach-
stehende Programmpunkte wurden besprochen:

Ergebnisse im Modul 21/3 (Koronarangiographie und PTCA):
Bundesweit nahmen 531 von 746 Krankenh&user an der Qualitétssiche-
rung teil; aufgrund der abgegebenen Soll-Statistiken wurden 590.501
Datensétze erwartet, 590.294 wurden abgeliefert (Vollstandigkeit 99,96
Prozent). Eine 1:1 Zuordnung ist jedoch aufgrund der systemimmanen-
ten Datenerfassungsproblematik nicht moglich.Die Zunahme der inter-
ventionellen Prozeduren hat sich im letzten Jahr weiter verlangsamt und
liegt jetzt bei ca. drei bis vier Prozent; das Wachstum der chirurgischen
Eingriffe liegt dagegen im negativen Bereich. Offensichtlich werden
zunehmend komplexere Patienten mit koronarer MehrgefaBerkrankung
auch interventionell behandelt.
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In Sachsen erfolgt die Indikationsstellung zur PCI bei der groflen
Mehrheit der Patienten leitliniengerecht nach Priifung auf objektive
Ischdmiezeichen im EKG. Nur bei 2,6 Prozent wird eine koronare In-
tervention ohne diese Kriterien durchgefiihrt.

Die Komplikationsrate bei PCI (MACCE) ist mit Abstand der wich-
tigste Parameter, der bei der Qualitdtssicherung erfasst wird. Im Ver-
gleich zu 2003 ist ein deutlicher Trend zur Abnahme der Komplika-
tionsrate erkennbar, insbesondere die prozedurbedingten Todesfille
haben von 1,3 Prozent auf 0,8 Prozent abgenommen.

MACCE bei PCI
1,47

1,2

1,
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Verschluss Apoplex Rea Sonstig Exitus

Bei 45 Prozent der behandelten Patienten bestand zu Beginn ein akutes
Koronarsyndrom. Die relativ hohe Rate an Todesfdllen wird dadurch
erklirt, dass sich mehr als 15 Prozent der verstorbenen Patienten im
kardiogenen Schock befanden, der auch unter Einsatz aller verfiigba-
ren Mittel immer noch mit einer Mortalitétsrate von ca. 80 Prozent be-
haftet ist.

Bei allen Todesféllen wurde ein strukturierter Dialog mit den betreffen-

den Institutionen eingeleitet; die Antworten stehen teilweise noch aus.

5.6

Arzte im Offentlichen Dienst

(Dipl.-Med. Petra Albrecht, Meilen, Vorsitzende)

2005 fanden drei Sitzungen des Ausschusses Arzte im Offentlichen
Dienst unter Leitung der Vorsitzenden statt. Ein Hauptthema in den
Ausschusssitzungen 2005 des FA ,,Arzte des dffentlichen Gesundheits-
dienstes* welches wie in den vorangehenden Jahren bereits immer wie-
der aufgerufen wurde, widmete sich der Begutachtung von Migranten.
Hierzu wurde durch den Ausschuss ein Curriculum vorbereitet, das
auf der Grundlage der Bund-Lénder-Arbeitsgruppe ,,Riickfithrung*
durchgefiihrt werden sollte. Die Empfehlungen der Bund-Lénder-
AG wurde bisher nur von Nordrhein-Westfalen als verbindlich er-
klért. Inwieweit die Ubernahme dieses von der Bundesirztekammer
empfohlenen Katalogs fiir Sachsen erfolgen soll, dazu wurde an das
Séchsische Staatsministerium des Innern (SMI) eine Anfrage gestellt.
Da das Innenministerium lediglich den Inhalt des Kataloges und das
dort beschriebene Verfahren zur Kenntnis genommen hat und nicht
die Zustimmung beschlossen hat, kann in Sachsen nicht nach diesem
Katalog verfahren werden und auch eine Weiterbildung zu dieser The-
matik musste neu iiberdacht werden. Somit ist der Erlass des Séchsi-
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schen Staatsministeriums des Inneren iiber Verfahren zur Feststellung
inlandsbezogener Vollstreckungshindernisse bzw. zielstaatenbezoge-
ner Abschiebungshindernisse auf Grund gesundheitlicher Beeintréch-
tigungen vom 14.08.2003 weiterhin anzuwenden. Das Sédchsische
Staatsministerium fiir Soziales (SMS) organisierte auf Bitten der
Sachsischen Landesédrztekammer hin eine Weiterbildung fiir die in
der Begutachtung der Migranten tétigen drztlichen Kollegen der Ge-
sundheitsdmter, die von einem Mitarbeiter des Sdchsischen Staatsmi-
nisteriums des Inneren, Abt. Migrationangelegenheiten, durchgefiihrt
wurde. Diese Weiterbildung fand bei den Kollegen grofle Resonanz
und wird auf Wunsch der Kollegen weitergefiihrt.

RegelmiBig wurde durch die Vorsitzende, die auch gleichzeitig
Mitglied im Ausschuss ,,Hygiene- und Umweltmedizin®“ der Séch-
sischen Landesirztekammer ist, {iber die Arbeit dieses Ausschusses
berichtet.

Ebenso berichtete die Vorsitzende des Landesverbandes der Arzte und
Arztinnen im Offentlichen Gesundheitsdienst aus der vielfiltigen, ak-
tuellen Arbeit des Verbandes.

Der Vertreter des SMS informierte zeitnah zur Pandemieplanung und
die sich fiir den offentlichen Gesundheitsdienst daraus ergebenden
Aufgaben. Da der Pandemieplan kontinuierlich fortgeschrieben und
aktualisiert wird, werden in den folgenden Sitzungen weitere Infor-
matio-nen durch das SMS erfolgen.

Der stéindige Mangel an 4rztlichem Personal im Offentlichen Gesund-
heitsdienst beschiftigte auch 2005 immer wieder die Mitglieder des
Ausschusses.

Dr. Herzig bat Dr. Krause-Doring um Mitwirkung bei der Veranstal-
tung fiir Medizinstudenten am 10.05.2005 unter dem Thema ,,Chan-
cen und Perspektiven im Sdchsischen Gesundheitswesen®. Bei dieser
Veranstaltung informierte Dr. Krause-Déring iiber den Offentlichen
Gesundheitsdienst und machte die Studenten mit der Arbeit eines Ge-
sundheitsamtes vertraut.

Die Mitglieder des Ausschusses vertreten die Sdchsische Landesdrz-
tekammer in den verschiedensten Gremien und wirken aktiv an der
Gestaltung des Offentlichen Gesundheitsdienstes in Sachsen mit. So
zum Beispiel durch die Mitarbeit im Weiterbildungsausschuss, der
den Vorbereitungslehrgang zur Priifung fiir den héheren Offentli-
chen Gesundheitsdienst in Sachsen vorbereitet und begleitet sowie in
der Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der Weiterbildung zur Fachkraft
im Offentlichen Gesundheitsdienst, welche 2006 bereits mit dem

2. Lehrgang beginnen wird.

Fiir das Jahr 2006 sind weitere Initiativen vorgesehen, um die Arzte in
den Gesundheitsdmtern in ihrer Arbeit zu unterstiitzen, insbesondere
wenn es um die Begutachtung der Migranten geht. Hier sind weitere
Weiterbildungen vorgesehen.

5.7
Privention und Rehabilitation

(PD Dr. Uwe Héntzschel, Bad Schandau, Vorsitzender)
Fiir das Jahr 2005 hatte sich der Ausschuss folgende Schwerpunkte
vorgenommen:

- Fortfiihrung der séchsischen Aktion ,,Sport pro Gesundheit* (Kon-
taktaufnahme und Ubernahme durch die Krankenkassen, Ausbau des
Netzes und Angebotes der Trainingszentren, Fortfiihrung der Zerti-
fizierung durch den Sportérztebund, Empfehlung zur weiteren Nut-
zung durch den Hausédrzteverband).

- Fortfiihrung und Ausdehnung der Antiraucherkampagne (Weltnicht-
rauchertag, rauchfreie Krankenhéuser, rauchfreie Arztpraxen).

- Aktivitdt und Einflussnahme auf die Gesundheitserziehung und
gesunde Lebensweise bei Schiilern und Jugendlichen, Ausbau und
Unterstiitzung eines Netzwerkes mit entsprechender Einflussnahme
(Kultusministerium, Comenius-Institut, Amtsérzte, Hauséirztever-
band, Sachsische Landesinitiative fiir Gesundheitsforderung).

- Unterstiitzung des Diabetes-Praventionsprogrammes der Uniklinik
Dresden (Prof. Schulze, Dr. Schwarz).

- Hilfe fiir die rationale Erlangung der Befdhigungsnachweise fiir Re-
habilitationsantrdge durch Hausérzte.

- Uberpriifung der Realisierbarkeit eines Programmes ,,Seele in Not*.

- Versuch der Mithilfe, die Verabschiedung eines Praventionsgesetzes
zu forcieren und inhaltlich zu unterstiitzen.

- Programm ,,Friihdefibrillation* weiter zu unterstiitzen.

- Das Wellness-Programm von Prof. Resch, Bad Elster, kennen zu
lernen und ggf. mit der Séchsischen Landesirztekammer bzw. den
Aufgaben des Ausschusses abzustimmen.

- Teilnahme der Ausschussmitglieder an Veranstaltungen der Séchsi-
schen Landesdrztekammer unter anderem Veranstaltungen im Rah-
men Pravention/Rehabilition.

Die Durchsetzung des anspruchsvollen Programms unterstiitzten die
einzelnen Mitglieder unseres Ausschusses durch ihre personlichen Er-
fahrungen und Aktivititen, so Dr. Altmann im Rahmen der Antirau-
cherkampagne, Dr. Laue in seiner Funktion als Mitglied der SLFG, Dr.
Frohner im Programm ,,Sport pro Gesundheit®, Dr. Lohs im Rahmen
Rehabilitationsprogramme/Rehabilitationssport, Dr. Kidfiner hinsicht-
lich der Zertifizierung von Kurorten und Bidern, Dr. Miiller durch
Ubernahme von Aufgaben, Kontaktaufnahme zur KVS, Besuch von
Veranstaltungen, Dr. Miiller in seiner Funktion als aktiver Sportarzt
und Dr. Ermisch im Rahmen seines Betreuungsschwerpunktes hyper-
kinetische Kinder. Dazu fanden vier Ausschusssitzungen statt (18.01.;
19.04.; 30.08.; 22.11.2005):

(18.01.2005):

Giéste der Ausschusssitzungen:

Pfarrer Richter, Sprecher der Evangelischen Kirche Sachsen im MDR.
Dr. Rilke, Vorsitzender der Sachsischen Landesstelle gegen Suchtge-
fahren.

(19.04.2005):

Dr. Sturm, Hauséirzteverband

(30.08.2005):

Kammerpridsidenten Prof. Schulze.

Staatsminister Dr. Flath.

Dr. Reusch und Herr Hegewald, Staatsministerium fiir Kultus.
Koesling, Geschiftsfiihrer der SLFG.

Frau Gausche, Projektkoordinatorin CrescNET, Adipositasbekdmpfung
bei Kindern
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Dipl.-Med. Pawlik, Vorsitzende des Hausérzteverbandes Sachsen mit
ihrem Geschéftsfithrer Hoffmann.
Prof. Dr. Bigl, Vorsitzender des Ausschusses Hygiene und Umwelt.

Personelle Verdnderungen ergaben sich durch das von uns allen bedau-
erte Ausscheiden unseres Ausschussmitgliedes Dipl.-Med. Schubert,
welcher auf Grund seiner starken Arbeitsbelastung als niedergelasse-
ner Hausarzt in Dresden alle Nebenfunktionen aufgeben musste. Wir
bedanken uns sehr herzlich fiir seine ausgesprochen konstruktive Mit-
arbeit, auch im Hinblick auf die Verbindung zur Kassenirztlichen Ver-
einigung.

Dr. Maurer und Dr. Héntzschel wurden von Prof. Schulze als Vertreter
der Séchsischen Landesérztekammer fiir die Stindige Konferenz Pré-
vention und Gesundheitsforderung der Bundesérztekammer benannt.
Hierzu fand am 11.02.2005 in Berlin die 1. konstituierende Sitzung
statt und es wurde begonnen, alle Aktivitdten der Landesdrztekammern
der einzelnen Bundesldnder zu erfassen und zu koordinieren.

Die Berufung/Benennung von Dr. Maurer als Verantwortliche der
Séchsischen Landesdrztekammer fiir die Zertifizierung von Kurorten
und Bédern ist erfolgt, da Dr. KéBner diese Funktion auf Grund der
vielfachen Termine nicht mehr voll wahrnehmen konnte. Die Durch-
fithrung eines Workshopes ,,Rauchen und Nichtrauchen in Sachsen*
zum 1. Nationalen Préventionskongresses am 01./02.12.2005 im Hy-
giene-Museum unter federfithrender Mitorganisation von Dr. Altmann
sei gewiirdigt, ebenso die Aktivitdten von Dr. Hantzschel als Referent
beim fachiibergreifenden Fortbildungssemester beziliglich Erndhrungs-
therapie am 25.05.2005. Er leitete den hochaktuellen 10. Bad Schan-
dauer Stoffwechseltag am 26.11.2005, wo Priaventivprogramme und
neue wissenschaftliche Erkenntnisse von namhaften Referenten darge-
legt und diskutiert worden.

Was haben wir erreicht und was haben wir nicht erreicht?

In unserem Programm ,,Gesundheitserziehung und Gesundheitsforde-
rung bei Kindern und Jugendlichen* bzw. in Schulen ist es uns ge-
lungen, nicht nur eine Kontaktaufnahme mit dem Kultusministerium,
sondern eine Kooperation zu vereinbaren.

Dariiber hinaus begannen wir, die vorhandenen Aktivititen in Sachsen
zu erfassen, zu koordinieren und in Zukunft in Zusammenarbeit mit der
SLFG, den Kinder- und Jugendprojekten der Universitdtsklinik Leipzig
(Prof. Kiess, Prof. Keller) und dem Hausérzteverband Programme zu
erstellen und anzubieten. Ein groer Hohepunkt war hier das Zusam-
mentreffen unter Anwesenheit unseres Kammerprisidenten mit dem
Kultusminister und einigen seiner Mitarbeiter in der Sichsischen Lan-
desdrztekammer am 30.08.2005.

Derzeit befinden wir uns mit diesem anspruchsvollen Projekt noch im
Stadium der Vorbereitung, Planung, Erfassung von Aktivititen und
mochten diese dann gern koordinieren.

Wenn auch bereits Einzelaktivititen von niedergelassenen Kollegen
vorhanden sind, die durch den Ausschuss unterstiitzt werden, fehlt es
derzeit noch an einer Globalstrategie sowie auch an konkreten Mog-
lichkeiten, diese Programme in Schulen einzubringen. Dazu planen
wir so kurzfristig wie moglich eine Aktivkonferenz mit Schulleitern,
Lehrern und den Akteuren unter Mithilfe des Kultusministeriums. In
Kiirze soll eine Anfrage im ,,Arzteblatt Sachsen* wie auch im K'V-Blatt

abgedruckt werden, wo sédmtliche drztliche Aktivititen (Hausdrztever-
band, niedergelassene Arzte, Kreisirztekammern) erfasst werden sol-
len und um Riickmeldung an die Landesédrztekammer gebeten wird.
Hauptschwerpunkt hierbei soll zunéchst Erndhrung/ Bewegung/ Schul-
sport sein. Weitere Aktivititen wie ,,Seele in Not®, ,,Verhalten bei Kon-
flikten* und ,,Drogen” sind auf spéter verschoben. Pfarrer Richter, Dr.
Sturm und andere Experten (Dr. Rust, Brandis) bestétigen die dringli-
che Notwendigkeit eines solchen Programmes, welches allerdings in
seiner Realisierbarkeit auf Grund der komplexen Ursachen sehr schwer
umzusetzen sein wird.

Die Antiraucherkampagne in Sachsen wird federfithrend durch Dr. Alt-
mann vorangetriecben. Fortbildungsveranstaltungen fiir Arzte im Rah-
men des Kurses Suchtmedizinische Grundversorgung, Fortbildungs-
veranstaltungen fiir Suchtberatungszentren, die Durchfiihrung eines
Kongresses ,,Rauchen und Nichtrauchen in Sachsen” im November
2004, die Aktivitaten ,,Rauchfreie Krankenhéduser und Praxen* mit Dr.
Rilke sowie die Organisation des Workshops zum 1. Nationalen Pré-
ventionskongresses im Dezember 2005 sind beispielgebend.

Trotz der bislang relativ spérlichen Resultate beziiglich der Antirau-
cherstrategien in Sachsen hat Dr. Altmann nicht resigniert und eine
neue Initiative ,,Rauchfreie Krankenhduser und Reha-Kliniken* fiir die
Region Séchsische Schweiz ins Leben gerufen, welches seine Vorrei-
terfunktion und Vorbildwirkung nicht verfehlen diirfte.

Unser Programm ,,Sport pro Gesundheit* wurde nochmals aktualisiert
und aktiviert. Es erschien nochmals ein Artikel im ,,Arzteblatt Sach-
sen® durch Frau Dr. Frohner, zum anderen wurde die Website aktuali-
siert. SchlieBlich hat der Landessportbund das aktuelle Netzwerk von
zer-tifizierten Trainingsstitten mit dem Qualitétssiegel der Sdchsischen
Landesérztekammer erweitert und eine aktualisierte Broschiire dieser
Zentren in Sachsen mit ihren Angeboten herausgegeben (iiber Herrn
Schmidt, Fachbereichsleiter Breitensport Landessportbund Sachsen
e.V, E-Mail: Isb@sport-fuer-sachsen.de, PF 100952, 04009 Leipzig).
Das Programm ,,Sport pro Gesundheit™ wird von der Barmer-Ersatz-
kasse mit in Anspruch genommen und zum Teil weiterempfohlen und
benutzt, hingegen mdchte die AOK dieses Programm nicht in Anspruch
nehmen.

Das Priventionsprogramm ,,Diabetes in Sachsen wurde absprachege-
mail unterstiitzt. Hier existiert eine Kooperation mit dem Landessport-
bund und dem Programm ,,Sport pro Gesundheit®. Eine Einbeziehung
in das Programm ,Gesundheitserziehung/Gesundheitsforderung fiir
Kinder und Jugendliche ist angedacht. Der Versuch unseres Ausschus-
ses, den Befahigungsnachweis fiir Antragsstellungen zu Rehabitlitati-
onsverfahren zu erleichtern, ist nicht gelungen.

Dafiir ist jedoch die Absolvierung eines solchen Programmes kurzfris-
tig in Sachsen tiber die Akademie fiir Sozial- und Rehabilitationsme-
dizin mdglich.

Hinsichtlich der Zertifizierung von Kurorten und Bédern hat sich durch
Ubernahme dieser Funktion durch Dr. Maurer seitens der Sichsischen
Landesérztekammer eine regelmaBige Teilnahme und Berichterstattung
bewdhrt.

Einige geplante Aktivititen mussten abgesagt werden, so kam eine
Fortbildungsveranstaltung mit der Sdchsischen Landesstelle gegen
Suchtgefahren nicht zustande, auch nicht der parlamentarische Abend
mit dem Séchsischen Heilbdderverband e.V.
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Beziiglich des Praventionsgesetzes wurden die Griinde des Scheiterns,
die neuen Initiativen und Inhalte auf der 1. Konferenz Priavention und
Gesundheitsférderung durch Dr. Kunstmann erléutert.

Schwerpunkte fiir das Jahr 2006:

- Fortfiihrung, Weiterfiihrung, Konkretisierung und Wirksamwerden
des Programmes ,,Gesundheitsforderung/Gesundheitserziehung in
Vorschulen und Schulen®.

- Ausbau der Aktivitit ,,Antiraucherkampagne in Sachsen mit dem
Modellprojekt ,,Rauchfreie Krankenhduser und Rehabilitationsklini-
ken in der Sachsischen Schweiz".

- Unterstiitzung des Diabetespraventionsprogrammes in Sachsen.

- Neuaufnahme des Programmes ,,Gesundheitsforderung bei Senio-
ren* auch im Hinblick auf die Alterspyramide.

- Vorschlag an die Sdchsische Landesdrztekammer, Dr. Miiller mit der
Funktion als Verantwortlicher fiir die Zertifizierung von Kurorten
und Bédern im Auftrag der Sdchsischen Landesérztekammer zu be-
trauen (nach Ausscheiden von Dr. Maurer).

- Vorbereitung eines Programmes ,,Verhalten bei Konflikten; Seele in
Not*.

- Fortfiihrung und Intensivierung der Zusammenarbeit mit der Stin-
digen Konferenz ,,Priavention und Gesundheitsférderung™ der Bun-
desdrztekammer.

Bei dieser Gelegenheit mochte ich mich bei allen Ausschussmitglie-

dern fiir die engagierte, fleiBige Arbeit bedanken und um Nachsicht

bitten, wenn ich viele Aktivititen unterschlagen habe und nicht alle

Veranstaltungen besucht werden konnten.

Mein Dank gilt unserem Prisidenten fiir die Vermittlung der Kon-

taktaufnahme zu unserem Kultusminister, dem ausgeschiedenen Aus-

schussmitglied Dipl.-Med. Schubert, Herrn Kohler, welcher unsere

Aktivititen nicht nur mit organisiert sondern auch in der Offentlichkeit

durch Verfassen von Artikeln, zum Beispiel im ,,Arzteblatt Sachsen*

bekannt gemacht hat und insbesondere Dr. Maurer, welche in hervor-
ragender Weise Dr. Gamaleja abgeldst hat und uns eine unverzichtbare

Hilfe im Ausschuss war.

Wir wiinschen ihr alles Gute und hoffen auf eine weitere Fortfiihrung

ihrer erfolgreichen Arbeit.

5.8

Hygiene und Umweltmedizin

(Prof. Dr. Siegwart Bigl, Chemnitz, Vorsitzender)

Der Ausschuss Hygiene und Umweltmedizin kam im Berichtsjahr zu

drei Sitzungen zusammen und organisierte und gestaltete am 26.10.2005

das 21. Dresdner Kolloquium ,,Umwelt und Gesundheit*.

Schwerpunkte der Arbeit im Berichtsjahr waren:

1. Abschluss der Beratungen zu ,,Hygieneanforderungen fiir invasive
MafBnahmen einschlieBlich beim ambulanten Operieren* und Ver6f-
fentlichung der Empfehlung im ,,Arzteblatt Sachsen‘ 2/2005.

2. Mitwirkung bei der ,,Ermittlung des Hygienestatus in Einrichtungen,
die unter die Séchs.Hyg.VO fallen (Tatowieren, Piercing, Kosmetik
usw.).

3.Mitwirkung an der Novellierung der ,,Empfehlungen der Séchsi-
schen Impfkommission

- zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen im Freistaat Sachsen
(Imptkalender) (E1),

- zu hygienischen Grundbedingungen bei der Durchfiihrung
von Schutzimpfungen,

- (E2)“ und Verdffentlichung der Empfehlungen (Beilage ,,Arzte-
blatt Sachsen 1/2006).

4. Aktuelle Zustandanalyse der ,,Hygiene in Gemeinschaftseinrichtun-
gen des Schul- und Vorschulalters im Freistaat Sachsen — Vortrége
auf dem 21. Dresdner Kolloquium am 26.10.2005 (Verdffentlichung
als Sonderheft in Vorbereitung).

Erreichte Ergebnisse und Teilergebnisse

zu 1.

Die Veréftentlichung der Hygieneempfehlungen fiir invasive Eingriffe

der ambulanten Medizin hat ein lebhaftes Echo ausgeldst. Mehrere An-

fragende meinten, es habe eine Uberspitzungen einzelner Anforderun-
gen stattgefunden. Durch erfahrene Krankenhaushygieniker konnten
alle Fragen geklart werden. Der Ausschuss bewertet diese Empfehlung
als niitzlichen, praxisrelevanten Beitrag zur Qualitéitssicherung in der
Ambulanz.

zu 2.

Es finden zurzeit Aktivititen statt, den Hygienestatus von Piercing-, T4-
towier- und Kosmetikstudios in Sachsen zu erfassen. Es wurden bisher
anonymisierte Befragungen zu Ausbildung, Desinfektion, Sterilisati-
on, Instrumentenausstattung, -behandlung und -aufbewahrung usw.
von 81 Einrichtungen gemif ,,Séchsischer Hygieneverordnung vom
07.04.2004* durchgefiihrt und mehrere Einrichtungen in Zusammen-
arbeit mit den zustiandigen Gesundheitsdmtern hygienisch kontrolliert.
Die Ergebnisse und daraus abzuleitende Konsequenzen werden in einer
Promotionsarbeit zusammengestellt werden.

zu 3.

Die sdchsischen Impfempfehlungen zeichnen sich durch besondere
Praxisnédhe aus; dies mit zu gestalten und zu erhalten ist eine wichtige
Aufgabe der Ausschiisse Hygiene und Umweltmedizin und Offentli-
cher Gesundheitsdienst der Sachsischen Landesérztekammer. In der ab
01.01.2006 giiltigen novellierten Impfempfehlung E1 ist es gelungen,
den modernsten Impfkalender von Deutschland in Sachsen zu etablie-
ren und deren sofortige Umsetzung zu ermoglichen. Dies betrifft be-
sonders die Standardimpfungen Pneumokokken- und Meningitis
C-Infektionen und die Erweiterung der Pertussisimmunprophylaxe um
eine weitere (die 6. Impfung). Dies war nur mdglich durch die Ein-
beziehung nahezu aller sozialpolitischen Verantwortungstriger (SMS,
Landtagsfraktionen der CDU und SPD, der GKK-Technikerkasse,
AOK, Barmer Ersatzkasse, KVS und andere). Das Erreichte ist vor-
bildlich fiir ganz Deutschland.

zu 4.

Zum 21. Dresdner Kolloquium ,,Umwelt und Gesundheit® am
26.10.2005 ist mit dem Thema ,Hygiene in Gemeinschaftseinrich-
tungen des Schul- und Vorschulalters® versucht worden, eine aktuelle
Zustandsanalyse der Schul- und Vorschuleinrichtungen in hygienischer
Sicht zu beschreiben und Schlussfolgerungen daraus abzuleiten.
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Die ersten Vortrdge fiihrten die derzeitigen gesetzlichen Grundlagen
und Hygieneempfehlungen (Rahmenhygienepldne) in Schulen, Kin-
dergérten und anderen im Freistaat Sachsen vor Augen. Es folgten die
Ergebnisse der Kontrollbegehungen von Schulen und Vorschuleinrich-
tungen der Stadt Chemnitz, des Kreises Meiflen und des Vogtlandkrei-
ses quasi als Sentinel fiir ganz Sachsen. Fiir das Staatsministerium fiir
Soziales berichtete Herr Schlosser iiber Vorschuleinrichtungen, das
Staatsministerium fiir Kultus verlas einen Vortrag ,,Schulen im Frei-
staat Sachsen — Probleme der Schulhygiene und deren Reflexion durch
die Schulaufsicht* von Herrn Hegewald.

Die von den Vortragenden selbst vorgestellten Schlussfolgerungen wa-
ren sehr different, je nach Umfang der Betrachtungsweise zum Beispiel
des Begriffes Hygiene, je nach Beruf und Stellung, je nach Einordnung
in den gesellschaftlichen Kontext und den Zielvorstellungen.

Der Autor bewertet das Kolloquium positiv hinsichtlich der aktuellen
Zustandsbeschreibung in der Infektionshygiene, die, im Einzelnen wohl
verbesserungsbediirftig, prinzipiell als gut zu bezeichnen ist. Leider
kann, zusammenfassend betrachtet, nur eine unzureichende Aussage
iiber die kommunalhygienischen Zustdnde (Bau-, Luft-, Lirm-, Um-
welthygiene) in den sdchsischen Kindergérten und Schulen gemacht
werden; die Aufgaben der Gesundheitserziehung und Gesundheitslehre
wurden nur marginal erwahnt. In der Pravention und Hygiene gilt aber:
,,Verantwortlich ist man nicht nur fiir das, was man tut, sondern auch
fiir das, was man nicht tut.“ (Laotse)

Ausblick auf zukiinftige Aktivitditen
- Vorbereitung des 22. Dresdner Kolloquiums ,,Umwelt und Gesund-
heit*
- Mitarbeit:
* bei der laufenden Novellierung der Sichsischen Impfempfehlun-
gen,
* des Sichsischen Influenzapandemieplanes,
 der Umsetzung der Hygieneempfehlungen fiir ambulante Pflege-
dienste.

5.9

Arbeitsmedizin

(Dr. Norman Beeke, Chemnitz, Vorsitzender)

Die neue Gefahrstoffverordnung (BGBIL. I S 3855), die ab dem
01.01.2005 verbindlich ist, erweitert die Anforderungen an die Be-
triebsérzte erheblich. So hat der Betriebsarzt bei der von dem Unter-
nehmer obligatorisch zu erstellenden Gefdhrdungsbeurteilung beratend
mitzuarbeiten und auch arbeitsmedizinisch-toxikologische Beratungen
mit durchzufiihren.

Die Neuordnung der arbeitsmedizinischen Vorsorge hebt die Betonung
der Beratung durch die Betriebsirzte gegeniiber dem Unternehmer
und dem Versicherten hervor. Die arbeitsmedizinischen Vorsorgeun-
tersuchungen unterteilen sich in Pflicht- und Angebotsuntersuchun-
gen, wobei das Biomonitoring Bestandteil der Untersuchung ist. Im
Anhang V der Gefahrstoffverordnung sind die Listen der Gefahrstoffe
und die Tatigkeiten, bei denen Vorsorgeuntersuchungen zu veranlassen
(Pflichtuntersuchung) oder anzubieten sind (Angebotsuntersuchung),
aufgefiihrt.

Die Module der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchung sind:

- Begehung oder Kenntnis des Arbeitsplatzes,

- die arbeitsmedizinische Befragung und Untersuchung des Versi-
cherten,

- die Beurteilung des Gesundheitszustandes,

- die individuelle arbeitsmedizinische Beratung,

- die Dokumentation und Auswertung der Untersuchungsergebnisse.

Mit der Durchfiihrung der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchung
sind ausschlieBlich Arzte zu beauftragen, die Fachirzte fiir Arbeitsme-
dizin sind oder die Zusatzbezeichnung ,,Betriebmedizin“ fithren. (Aus-
nahmen hiervon fiir den Freistaat Sachsen sind im ,,Arzteblatt Sachsen*
10/2005 verdffentlicht).

Die beauftragten Arzte sind {iber das Ergebnis der Gefihrdungsbeurtei-
lung des Betriebes und/oder der einzelnen Tatigkeiten zu informieren.
Hier wird besonders der essentielle Zusammenhang von Gefahrdungs-
beurteilung und arbeitsmedizinischer Vorsorge deutlich, somit wird
eine stirkere Inanspruchnahme der Betriebsérzte zu erwarten sein.
Nach einem Jahr Giiltigkeit und Erfahrung mit dieser Verordnung
miissen wir feststellen, dass seitens der Unternehmer nur zdgerlich an
die Umsetzung der Inhalte der Gefahrstoffverordnung herangegangen
wird. Da vor allem in Kleinbetrieben die betriebsérztliche und sicher-
heitstechnische Betreuung unbefriedigend war, sind durch die neuen
Bestimmungen, auch einschlieBlich der BGV A2, gangbare Wege zu
einer Verbesserung zu erwarten.

5.10

Notfall- und Katastrophenmedizin

(Dr. Michael Burgkhardt, Vorsitzender, Leipzig)

Die Ausschussarbeit umfasste 2005 die folgenden Schwerpunkte:

1. Notfallmedizinische Fachkundekurse und Fortbildungen,

2. Aktenpriifungen im Rahmen der Erteilung der notfallmedizinischen
Fachkunden,

3. Vorbereitung Zusatzbezeichnung Notfallmedizin,

4. Erarbeitung von Stellungnahmen und Empfehlungen.

1. Notfallmedizinische Bildungsmafsnahmen

Die Kurse zur Erteilung der Fachkunde Rettungsdienst bzw. Zusatzbe-
zeichnung Notfallmedizin konnten auch im Jahr 2005 an den Standor-
ten Leipzig und Dresden fortgefiihrt werden. Der Zulauf zu den Not-
fallmedizinkursen in Sachsen hélt unverdndert an und geht nicht mit
dem sich entwickelnden Notarztmangel einher.

Am Kursstandort Leipzig wurde im Friithjahr erstmals der Kompakt-
kurs Notfallmedizin nach den neuen Vorgaben der Bundeskonsensus
Rettungsdienst abgehalten. Dazu ist festzustellen, dass sich das neue
Curriculum und die Biindelung sogenannter ,.kleiner Facher” im Lehr-
plan bewéhrt haben. Gleichfalls ist die Verlagerung auf mehr prakti-
sche Ubungen positiv von den Kursbesuchern bewertet worden.

Am 02.07.2005 fiihrte der Ausschuss am Herzzentrum Leipzig eine
Fortbildungsveranstaltung ,,15 Jahre notfallmedizinische Bildung*
durch und konnte {iber die Durchfiihrung von iiber 80 notfallmedizini-
schen Bildungsveranstaltungen seit 1990 berichten.

Im November fand zum vierten Mal ein Seminarkurs ,,Arztlicher Leiter
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Rettungsdienst* nach den Empfehlungen der Bundesdrztekammer in
Oberwiesenthal statt, der erneut von erfahrenen Notérzten/Innen aus
ganz Deutschland, iiberwiegend jedoch aus westdeutschen Kammer-
bereichen, besucht wurde. Auch fiir den November 2006 ist schon jetzt
wieder Interesse fiir den geplanten 24-Stunden-Kurs festzustellen.

Der 15. Seminarkurs Leitender Notarzt vereinte im Juni 2005 in Ober-
wiesenthal Notfallmediziner aus ganz Deutschland zu diesem é&rztli-
chen Fiihrungsseminar, das mit einer Grofiibung in Zusammenarbeit
mit dem Rettungsdienst Annaberg und der Freiwilligen Feuerwehr
Oberwiesenthal organisiert wurde.

Zum 13. Mal wurde vom 27. bis 29.10.2005 ebenfalls in Oberwiesen-
thal der Refresherkurs fiir Leitende Notérzte mit nahezu 70 Teilnehmern
durchgefiihrt. Die ungewdhnlich grofe Teilnehmerzahl spricht fiir das
groBe Interesse von den aus ganz Deutschland angereisten érztlichen
Fiihrungskréften fiir die angebotenen Vortrage und Gespréchskreise zur
Asienflut und zur sanitétsdienstlichen Planung von Grof3veranstaltungen.
Im November unterstiitzte der Ausschuss das Humaine-Klinikum Plau-
en bei der Organisation und Durchfiihrung eines Intensivtransportkur-
ses. Ein weiterer Kurs wird fiir den November 2006 in Oberwiesenthal
geplant.

2. Aktenpriifungen im Rahmen der Erteilung der Fachkunden

Die Bewertung von eingereichten Unterlagen zur Anerkennung der
Fachkunde Rettungsdienst gestaltete sich auch 2005 weiter schwierig
durch die relativ hohe Zahl von ausldndischen Kursteilnehmern mit der
sehr unterschiedlichen notfallmedizinischen Bildungsvoraussetzung,

3. Vorbereitung Zusatzbezeichnung Notfallmedizin

Der Ausschuss Notfall- und Katastrophenmedizin war auf die Inkraft-
setzung der neuen Weiterbildungsordnung vorbereitet. Danach werden
die Absolventen von Notfallmedizinkursen ab dem 01.01.2006 fiir die
Zusatzbezeichnung gepriift. Inhaber von Fachkunden Rettungsdienst
konnen ab dem 2006 die Zusatzbezeichnung Notfallmedizin ohne Teil-
nahme an einer Priifung fithren. Aus der Fachkunde Rettungsdienst
wird also die Zusatzbezeichnung Notfallmedizin. Wer allerdings eine
Urkunde iiber die Zusatzbezeichnung haben mdchte, muss sich gleich-
falls zur Priifung begeben. Die Mitglieder des Ausschusses haben sich
bereits in den ersten Januartagen 2006 einer Priifung gestellt.

4. Erarbeitung von Stellungnahmen und Empfehlungen

Im Herbst 2005 konnte zwischen der Arbeitsgemeinschaft Sdchsischer
Notérzte e. V. und dem Staatsministerium des Innern unter Mitwirkung
der Sichsischen Landesirztekammer eine Ubereinkunft beziiglich des
einheitlichen Sdchsischen Notarztprotokolls erreicht werden. Rechtzei-
tig vor Einflihrung des Protokolls wird der Ausschuss in einem Artikel
im ,,Arzteblatt Sachsen“ auf die Besonderheiten hinweisen.

Weiterhin erarbeitete der Ausschuss eine Empfehlung fiir den Intensiv-
transport von Patienten. Dabei orientierte sich der Ausschuss vornehm-
lich an den anerkannt guten Erfahrungen aus dem Freistaat Thiiringen.
Die Séchsische Landesdrztekammer konnte dem Staatsministerium des
Innern zusichern, dass die unter Leitung der Séchsischen Landesérzte-
kammer durchgefiihrten Intensivtransportkurse den Anforderungen der
DIVI (Deutsche interdisziplindre Vereinigung fiir Intensivmedizin e.V.)
entsprechen.

5.11

Arztliche Ausbildung

(Prof. Dr. Peter Wunderlich, Dresden, Vorsitzender)

Der Ausschuss kam im Jahre 2005 planméaBig zu zwei Sitzungen zu-
sammen, und zwar am 10.03. und am 06.10.2005.

Eine wichtige, noch nicht abgeschlossene Aufgabe war die Erarbeitung
eines Positionspapiers zum Thema ,,Allgemeinmedizin in der Arztli-
chen Ausbildung®“. An alle Ausschuss-Mitglieder wurde ein Zahlen-
material ,,Ausstattung der Allgemeinmedizin an medizinischen Fach-
bereichen/Fakultiten in Deutschland* sowie ,,Qualifizierung fiir das
Gebiet Allgemeinmedizin® — Bericht der aufgrund des Beschlusses der
76. Gesundheitsministerkonferenz am 02./03.07.2003 in Chemnitz ein-
gesetzten Projektgruppe — iibergeben. Dr. Bergmann gab Erlduterun-
gen dazu, die durch Herrn Bodendieck ergénzt wurden. Bis Mitte 2006
soll das Positionspapier fertiggestellt werden.

Den Ausschuss beschéftigte zum Zweiten die Frage nach Bachelor-/
Master-Studiengingen auch in der Medizin (Bologna-Prozess, Deut-
sches Arzteblatt 36/2005, Seite C 1891).

Es droht das Unterlaufen der é&rztlichen Ausbildung/Arbeitsplitze
durch billigere angelernte bzw. nur kurzzeitig ausgebildete Hilfskréfte
(zum Beispiel Anésthesie- oder Operations-Assistenten), dhnlich wie
Feldschere und Sanitéter in verschiedenen Armeen oder so genannten
JArzthelfer” einst in der DDR.

Deshalb muss er Primat eines kompletten Medizinstudiums — nach EU-
Festlegungen mit einer Dauer von sechs Jahren und mindesten 6 000
Unterrichtsstunden — fiir jede Tétigkeit am Patienten betont werden.
Diese Forderung miisste in einer konzertierten Aktion von allen deut-
schen Arztekammern gemeinsam mit der Bundesirztekammer erhoben
werden.

Es konnte dagegen akzeptiert werden, dass Medizinstudenten, nach
Bestehen der érztlichen Vorpriifung und einer Studiendauer von fiinf
bis sechs Semestern, freiwillig und zusétzlich eine Bachelor-Priifung
(Bachelor of Medical Sciences) ablegen. Wenn sie dann das Medizin-
studium abbrechen, konnten sie evtl. in Pharma-Firmen, der Medizin-
Administration oder der Forschung titig werden. Ein Bachelor konnte
auch ein anderes Studium, zum Beispiel in ein biologisches oder wirt-
schaftswissenschaftliches Masterstudiengang aufgenommen werden.
Ahnlich kénnte ein Medizinstudent nach der 2. Arztlichen Priifung
— also vor dem abschlieBenden Praktischen Jahr — freiwillig und zu-
sétzlich ein Master-Priifung ablegen und anschlieBend in die wissen-
schaftliche Forschung, auch in einen postgradualen (Ph.D.-) Promoti-
ons-Studiengang wechseln.

Auswahl von Studienbewerbern fiir das Medizinstudium

Nach wie vor gibt es einen grofen Andrang fiir dieses Studium. Nicht
wenige Absolventen werden aber am Ende nicht fiir die drztliche Be-
treuung von Kranken tétig, sondern gehen in andere Tétigkeitsbereiche
oder das Ausland. Im Herbst 2005 gab es 37.366 Bewerber fiir einen
der 8.413 Studienpldtze an den Medizinischen Fakultiten. Nur eine
Abiturnote von 1,6 oder besser garantierte den Zugang zu einem die-
ser Studienpldtze. Mehr als 28.000 Bewerber gingen leer aus. Wer von
ihnen iiber begiiterte Eltern oder eigenes Vermdgen verfiigte, konnte
entweder {iber ein Gerichtsverfahren sich zum Medizinstudium ,,ein-
klagen* oder gegen Bezahlung ein Medizinstudium an einer osteuro-
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péischen Fakultét (zum Beispiel: Prag — 10.000 / Studienjahr — oder
Budapest) aufnehmen. Nicht wenige Studenten beginnen ein solches
Studium, das als internationaler Studiengang mit Lehrveranstaltungen
in englischer und deutschen Sprache angeboten wird, und versuchen
dann nach einigen Semestern, an eine deutsche Medizinische Fakultit
zu wechseln (eventuell iiber ein Klageverfahren).

In Dresden hatten sich im Herbst 2005 insgesamt 5.820 Bewerber
(Ortswunsch 1- 6) auf einen der 225 hiesigen Studienpldtze beworben,
davon 1.722 Bewerber mit dem Ortswunsch 1 (entsprechend 7,6 Be-
werber je Studienplatz). In Leipzig gab es insgesamt 12.926 Bewerber
fiir die 334 Vollstudienplatze. 20 Prozent der Studienplitze werden di-
rekt durch die Zentralstelle zur Vergabe von Studienplitzen (ZVS) nach
der Abitur-Note vergeben und weitere 20 Prozent nach entsprechender
Wartezeit bei der ZVS. 60 Prozent der Studienplétze sind fiir das Aus-
wahlverfahren der Hochschule (AdH) vorgesehen, wofiir die Kandida-
ten aber ebenfalls durch die ZVS ausgelost werden.

In Dresden fanden — wie in den Vorjahren — eine Vorauswahl mittels
Fragebogen und Auswahlgespriche mit ausgewihlten Bewerbern statt.
In Leipzig wurde im Herbst 2005 erstmalig ein Studierféhigkeitstest
eingesetzt. Dieser ist ein Derivat des einstigen TMS (Test fiir Medi-
zinische Studienbewerber), der 1986 bis 1996 in Deutschland benutzt
wurde und danach in die Schweiz verkauft wurde, wo er bis heute als
Eignungstest fiir das Medizinstudium (EMS) im Einsatz ist. In der im
Herbst 2005 in Leipzig angewandten Fassung besteht der Test aus 38
Fragen mit den Modulen ,, Textverstdndnis*, ,,quantitative und formale
Probleme*, ,,Diagramme und Tabellen“. Von 347 geladenen Teilneh-
mern erschienen 260 zur Testteilnahme und bewarben sich damit fiir
die 170 zu vergebenden AdH-Plétze.

Weitere Informationen unter:
http://www.tu-dresden.de/fakultaeten/medizinische_fakultaet/stud/
med/recht/adh

http://www.medizin.uni-leipzig.de/lehre/auswahl

Ausbildung der Medizinstudenten

Nach der neuen Approbationsordnung, die seit Herbst 2004 in Kraft
getreten ist, hat der praktische Unterricht in Kleingruppen ein gro-
Bes Gewicht bekommen. In Dresden wurde seit dem Wintersemester
2000/2001 in Zusammenarbeit mit der Harvard Medical School (Bos-
ton, USA) eine moderne, zeitgerechte Medizinerausbildung, ein Vor-
zeigemodell in Deutschland entwickelt, das DIPOL (Dresdner Integra-
tives Problem-/Praxis-/Patienten-Orientiertes Lernen, vgl. ,,Arzteblatt
Sachsen* 3/2004 bis 5/2004 und 8/2004).

Auch in Leipzig hat die Medizinische Fakultit seit dem Sommersemes-
ter 2004 in Kooperation mit der Miinchen-Harvard-Alliance for Me-
dical Education ein POL (Problemorientiertes Lernen) ausgearbeitet,
das bei den Studenten sehr guten Anklang gefunden hat (,,Arzteblatt
Sachsen® 10/2005).

Am 11.11.2005 verdffentlichte der Wissenschaftsrat eine umfangrei-
che und tiefgehende Analyse zur ,,Leistungsfahigkeit, Ressourcen und
Grofe universitidtsmedizinischer Einrichtungen®. Darin wird unter an-
derem festgestellt, dass die Hochschulmedizin-Statistik ,,du3erst unbe-
friedigend und sehr liickenhaft* sei und zwischen den verschiedenen
Standorten sehr groBe Unterschiede bestehen. Die Empfehlungen des

Wissenschaftsrates beziehen sich unter anderem auf die Zahl der Kli-
nikbetten und Hochschullehrer sowie auf die Gestaltung der Lehre.
Dieses Papier soll Grundlage der Ausschuss-Beratungen im Mérz 2006
werden.

5.12

Weiterbildung

(Prof. Dr. Gunter Gruber, Leipzig, Vorsitzender)

Im Berichtsjahr 2005 fiihrte der Ausschuss Weiterbildung der Séch-
sischen Landesérztekammer sieben Sitzungen (27.01., 17.03., 12.05.,
14.07., 08.09., 01.11. und 08.12.) in Dresden durch.

Wie bereits in den vergangenen Jahren standen Anfragen zu Weiterbil-
dungsproblemen aus dem Kreis sichsischer Arzte und die Begutach-
tungen der Antrdge zur Weiterbildungsbefugnis auf der Tagesordnung
jeder Sitzung. Jedes Ausschussmitglied begutachtete dazu Antrige
mehrerer Gebiete, Schwerpunkte, Fakultativer Weiterbildungen oder
Zusatzbezeichnungen. Bei Problemfillen wurde zusétzlich die Ein-
schitzung der zustindigen Priifungskommission eingeholt. In den
Ausschuss-Sitzungen wurden dann diese bearbeiteten Antrége beraten
und als Vorschldge fiir die Beschlussfassung durch den Vorstand ein-
gebracht.

AuBlerdem wurden regelmiBig Einzelfallentscheidungen zur Aner-
kennung von Arztbezeichnungen, zur gleichzeitigen Fiihrbarkeit von
Arztbezeichungen nach den §§ 19 oder 23 WBO und zur Anerkennung
von Teilzeittitigkeit als Weiterbildung (§ 4 Abs. 6 WBO) beraten und
getroffen.

Inhaltliche Schwerpunkte im Berichtsjahr waren neben der Impfpro-
blematik die Zuarbeiten zum novellierten Heilberufekammergesetz in
Sachsen, die Zulassung von Kliniken als Weiterbildungsstitten fiir die
Schwerpunktweiterbildung, die Strategie zur Umsetzung der neuen
Weiterbildungsordnung (WBO) einschlielich der Erarbeitung neuer
Priifungsbogen, neuer Erhebungbogen zur Weiterbildungsbefugnis fiir
alle Arztbezeichnungen nach der WBO, die Erarbeitung neuer Urkun-
den sowie die Anpassung der ,,Richtlinien iiber den Inhalt der Weiter-
bildung®. AuBerdem galt es Priifungskommissionen zu ergidnzen und
zusitzlich Priifungskommissionsvorschldge fiir die ersten Priifungen
fiir neu eingefiihrte Arztbezeichnungen zu erarbeiten und dem Vorstand
vorzuschlagen.

Fiir den Ausschuss Weiterbildung und das Referat Weiterbildung/Prii-
fungswesen steht ein sehr arbeitsreiches Jahr bevor, da die neue Wei-
terbildungsordnung nun endlich am 01.01. 2006 in Kraft treten wird
und umzusetzen ist. So sind die Weiterbildungsbefugnisse schrittweise
neu zu bearbeiten und anzuerkennen, im Rahmen der Ubergangsbe-
stimmungen viele Einzelfallentscheidungen zu treffen und, da nach der
neuen WBO alle Weiterbildungen mit einer Priifung abschlielen, deut-
lich mehr Weiterbildungspriifungen zu organisieren.

In der Stéindigen Konferenz ,,Arztliche Weiterbildung* der Bundes-
arztekammer vertraten Prof. Dr. Gruber sowie fiir die Geschéftsfiih-
rung Dr. Gédbler die sdchsischen Interessen in Weiterbildungsfragen auf
der Bundesebene.

Herzlicher Dank gebiihrt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Geschiftsstelle besonders im Referat Weiterbildung/Priifungswesen
und im Referat Rechtsabteilung, allen Mitgliedern des Ausschusses
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Weiterbildung sowie unserem Paten aus dem Vorstand, Prof. Dr. Bach,
allen Priifern und Gutachtern bei der Siachsischen Landesarztekammer
fiir die im Jahr 2005 gemeinsam geleistete umfangreiche Arbeit. Herz-
lichen Dank fiir das konstruktive und harmonische Miteinander bei der
Losung unserer Aufgaben und Probleme.

5.12.1

Widerspruchskommission

(Prof. Dr. Claus Seebacher, Dresden, Vorsitzender)

Im Berichtszeitraum vom 01.01. bis 31.12.2005 trat die Widerspruchs-
kommission siebenmal zu Beratungen zusammen und es wurden insge-
samt zehn Widerspriiche gegen Entscheidungen von Ausschiissen der
Séchsischen Landesirztekammer behandelt.

Acht Widerspriiche betrafen die Erteilung der Weiterbildungsbefugnis
fiir ein Gebiet und in einem Fall fiir einen Schwerpunkt. Gegen diese
neun Entscheidungen des zusténdigen Ausschusses wurde Widerspruch
eingelegt, da in drei Féllen die beantragten Weiterbildungszeiten ge-
kiirzt wurden, in vier Fillen die Weiterbildungsbefugnis mit Auflagen
versehen erteilt wurde und in zwei Féllen dem Antrag nicht stattge-
geben wurde. In vier Féllen wurde die Entscheidung des zusténdigen
Ausschusses nach eingehender Priifung der eingereichten Unterlagen
und der Begriindung des Widerspruchs durch den Beschwerdefiihrer
bestdtigt und damit der Widerspruch zuriickgewiesen. In drei Fillen
kam die Kommission Widerspriiche zu der Uberzeugung, dass die
erteilten Auflagen reduziert werden sollten, womit dem Widerspruch
teilweise stattgegeben wurde. Ein Widerspruch wurde am Tage der
Beratung der Kommission zuriickgezogen und einem weiteren, nach
Anhorung des Widerspruchfiihrers, teilweise stattgegeben. Bei allen
diesen Entscheidungen war zu priifen, ob die personellen und fachli-
chen Voraussetzungen fiir die Erteilung der Weiterbildungsbefugnis im
beantragten Umfang gegeben sind. Dabei spielte auch eine Rolle, ob
in der jeweiligen Klinik die erforderliche Anzahl von Operationen und
Eingriffen und/oder die Anzahl der behandelten Patientinnen/Patienten
nach Diagnosen eine der Weiterbildungsordnung der Sachsischen Lan-
desdrztekammer entsprechende Weiterbildung zuldsst.

In einem Fall wurde gegen die nicht bestandene Facharztpriifung Wi-
derspruch eingelegt. Weder das Priifungsprotokoll noch die Anhérung
des Vorsitzenden dieser Priifung ergaben Hinweise auf UnregelmaBig-
keiten im Priifungsablauf. Die erteilten Auflagen, die bis zum Zeitpunkt
der Wiederholungspriifung zu erfiillen sind, waren in der Gesamtsicht
wohl begriindet. Dieser Widerspruch musste daher zuriickgewiesen
werden.

Ein Klageverfahren vor dem Verwaltungsgericht Dresden, im Zusam-
menhang mit dem Antrag zur Fithrung einer Facharztbezeichnung wur-
de zum Zwecke des Herbeifiihrens eines auBergerichtlichen Vergleichs
ausgesetzt. In diesem Zusammenhang wurde ein Abstimmungsge-
sprach mit der zustdndigen Priifungskommission durchgefiihrt, dass
dann den Vergleich ermoglicht hat.

Alle angefiihrten Beratungsergebnisse der Kommission Widerspriiche
wurden dem Vorstand der Séchsischen Landesdrztekammer als Be-
schlussvorlage zugeleitet. Auf der jeweils ndchsten Vorstandssitzung
wurden die Beschlussempfehlungen vom Vorsitzenden der Kommis-
sion Widerspriiche und vom jeweiligen Fachvertreter dem Vorstand

begriindet und dort diskutiert. Alle Beschlussvorlagen wurden vom
Vorstand beschlossen.

Die Arbeit der Widerspruchskommission wire ohne die Mitwirkung
der Fachberater/innen, die an den Sitzungen teilgenommen haben,
nicht sach- und fachgerecht moglich. Hierfiir gebiihrt den Damen und
Herren grofer Dank. Einen besonderen Dank schuldet die Kommission
Widerspriiche den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des juristischen
Geschiftsbereichs und des Bereichs Weiterbildung/Priifungswesen der
Séchsischen Landesdrztekammer, die alle Beratungen vorbildlich vor-
bereitet hatten.

5.13

Sichsische Akademie fiir irztliche Fort- und Weiterbildung

(Prof. Dr. Otto Bach, Dresden, Vorstandsmitglied, Vorsitzender)

Im Berichtszeitraum 2005 hat die Sdchsische Akademie fiir drztliche
Fort- und Weiterbildung drei Sitzungen (05.03.2005, 04.06.2005 und
am 16.12.2005) durchgefiihrt. In diesen Veranstaltungen wurden in
erster Linie die akademietypischen Tagesgeschifte erledigt, zum Bei-
spiel Vorbereitung von Fortbildungsveranstaltungen, insbesondere das
,.Fachiibergreifende Fortbildungssemester” (Friihjahrscurriculum ,,Er-
nihrung und Erndhrungstherapie®, Herbstcurriculum ,,Allergologie®);
weitere Curricula, die angeboten worden waren, zum Beispiel: Ver-
kehrs-, Sucht-, und Arbeitsmedizin.

Als Neuerung wurden erstmals Refresherkurse in Sucht- und Verkehrs-
medizin angeboten, die zu hohen Beteiligungen fiihrten. Bemerkens-
werte Aktivititen auBerhalb der Arztekammer — aber in Kooperation
mit ihr — waren Curricula zu den Rehabilitationsrichtlinien nach § 92
Abs. 1 SGBV durch die ,,Sichsische Akademie fiir Sozial- und Rehabi-
litationsmedizin“ und ein Suchtcurriculum der Psychiatrischen Klinik
des Klinikums Chemnitz GmbH. Die Akademie hatte sich des Weiteren
mit Fragen der Zertifizierung von Fortbildungsveranstaltungen und der
zukiinftigen Fortbildungspunkteerfassung der &rztlichen Kolleginnen
und Kollegen zu befassen. Im ,,Arzteblatt Sachsen* wurde dariiber re-
gelmiBig berichtet (unter anderem im Dezemberheft 2005).

Mehrere klinische Einrichtungen und Fortbildungsakademien unter-
schiedlicher medizinischer Fachgesellschaften wurden im Sinne des
§ 10 der Fortbildungssatzung akkreditiert. Vorbereitungen fiir Veran-
staltungen im Jahr 2006 sind weitgehend vorangebracht oder schon
abschliefend organisatorisch vorbereitet, zum Beispiel Kurs Quali-
taitsmanagement (hat im Dezember 2005 begonnen), reisemedizini-
sche Gesundheitsberatung, fachiibergreifendes Fortbildungssemester
Friihjahr 2006 (psychiatrische und neurologische Alterserkrankungen).
Daneben sind wieder viele schon seit Jahren im Programm befindliche
Curricula vorgesehen.

Die von der Akademie fiir drztliche Fort- und Weiterbildung organi-
sierten und inhaltlich mitgestalteten Fortbildungsveranstaltungen und
Kurse sind im Anhang, VI, zu ersehen.

Im Hinblick auf die Fortbildungsverpflichtungen der Arzte nach § 95 d
GMG ist es sicher von Interesse, dass bisher 1.400 Arzte das dreijéhri-
ge Fortbildungszertifikat erworben haben und inzwischen auch schon
264 Kolleginnen und Kollegen das flinfjahrige Zertifikat.

Aus den Berichten der Kreisdrztekammern sind eine Fiille von Fort-
bildungsaktivitdten zu ersehen (zum Beispiel Weileritzkreis, Leipzig-
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Stadt und viele andere mehr). Insgesamt ist festzustellen, dass im Kam-
merbereich Sachsen eine Vielzahl von Veranstaltungen stattfanden, so
dass — hoffen wir — jeder relativ umkompliziert seinen Interessen nach
Entsprechendes gefunden haben sollte.

Ubersicht der ausgestellten Fortbildungszertifikate
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5.14

Berufsrecht

(Dr. Andreas Prokop, Dobeln, Vorsitzender)

Die Sichsische Landesdrztekammer hat entsprechend des Sachsischen
Heilberufekammergesetzes unter anderem die Aufgabe, die Erfiillung
der berufsrechtlichen und berufsethischen Pflichten ihrer Mitglieder zu
iiberwachen und fiir ein hohes Ansehen des Berufsstandes zu sorgen.
Die Pflichten sind in § 16 des genannten Gesetzes normiert. Nahere
Regelungen enthilt die Berufsordnung der Séchsischen Landesirzte-
kammer. Zur Unterstiitzung des Vorstandes in berufsrechtlichen Ange-
legenheiten wurde von der Kammerversammlung der Ausschuss Be-
rufsrecht gewdhlt. Der Ausschuss tagte im Berichtszeitraum in gleicher
Zusammensetzung wie im Vorjahr neun Mal. Wiederum kam es zu ei-
ner Fallzahlerhhung gegentiiber 2004. Die Steigerung von 734 auf 763
Vorgénge fiel zwar moderat aus, dennoch war der Aufwand, diese Fille
zu bearbeiten, sehr grof8. Dank der ausgezeichneten Vor- und Nachbe-
reitung der Ausschusssitzungen, die jeweils zwischen vier und sechs
Stunden Sitzungszeit in Anspruch nahmen, konnten sachlich ausgewo-
gene Entscheidungen herbeigefiihrt und dem Vorstand entsprechende
Beschlussempfehlungen iibergeben werden. Dariiber hinaus erfolgten
wochentlich Abstimmungen zwischen der Rechtsabteilung und dem
Ausschussvorsitzenden.

Die durch die hinldnglich bekannte ,,Gesundheitssystemmodernisie-
rungsgesetzgebung*“ aufbrechenden Konfliktfelder spiegeln sich auch
in einer groflen Anzahl von Patientenbeschwerden wider. Und das nicht
nur im Bereich der Niedergelassenen. Der Arzt (und sein Personal)
trdgt vor Ort, in der Praxis, beim Hausbesuch den Konflikt zwischen
Anspruch und Wirklichkeit aus. Dass in solchen konflikttrachtigen Si-
tuationen der Arzt nicht immer an die Regelungen der Berufsordnung
denkt, ist fiir die Ausschussmitglieder durchaus einfiihlbar. Wir miis-
sen aber als ,,Selbstverwaltungskorperschaft auf der Einhaltung der
Berufspflichten bestehen und diirfen ,,Entgleisungen gegeniiber dem
Patienten nicht dulden.

Mit 387 Vorwiirfen (340 im Vorjahr) wegen Verstoflen gegen die all-
gemeinen Berufspflichten (§§ 1 und 2 der Berufsordnung) wurde
seit Bestehen der Sachsischen Landesédrztekammer eine (vorldufige?)
Hochstzahl erreicht. Sieht man sich die Fille im Einzelnen an, so sind
sie oftmals Ausdruck des vom Arzt nicht erfiillten (nicht erfiillbaren)
Anspruchs des Patienten. Aus der Gesamtzahl von 763 Vorgidngen re-
sultierten 13 Riige- und vier berufsgerichtliche Verfahren. Diese Zahl
belegt eindeutig, dass iiberwiegend die Vorwiirfe unbegriindet waren
oder auch schon kritische Bemerkungen des Ausschusses an das Kam-
mermitglied ausreichten, auf die Einhaltung der Berufspflichten hin-
zuwirken. ,,WerbeverstoBe* waren 77 mal Gegenstand der Beratung
im Ausschuss (Vorjahr 72). Ein Schwerpunkt dabei war die ,,Schon-
heitschirurgie mit der iiberwiegend gewerblichen Ausrichtung der
drztlichen Titigkeit. Ausdruck des zunehmenden Arztemangels sind
unter anderem die Vorwiirfe wegen Ablehnung der Behandlung (2004:
68 Fille, 2005: 60 Fille). Die Zahl der Mitteilungen der Staatsanwalt-
schaften iiber Strafverfahren gegen Kammermitglieder mit 17 blieb im
Berichtsjahr konstant.

Der Ausschussvorsitzende brachte die Beschlussempfehlungen des
Ausschusses in die Vorstandssitzungen ein. Dariiber hinaus beteiligte
sich der Vorsitzende an Beratungen der ,,Fachkommission zur Abga-
be von approbationsrechtlichen Stellungnahmen®, an Beratungen der
Ethikkommission und des Ausschusses ,,Satzungen™ der Sachsischen
Landesérztekammer. Weitere themeniibergreifende Sachverhalte wur-
den mit dem Weiterbildungsausschuss besprochen.

Die Ausschussmitglieder danken fiir die ausgezeichnete Unterstiitzung
durch die Geschéftsfiihrung der Sdchsische Landesidrztekammer, ins-
besondere der Rechtsabteilung. Wie immer erleichterte auch die ange-
nehme Atmosphére wihrend der Ausschusssitzungen unsere Arbeit.

5.15

Junge Arzte

(Dr. Friedemann Reber, Dresden, Vorsitzender)

Schwerpunkte unserer Tatigkeit im Berichtsjahr 2005 waren die Kom-
munikation der Arbeitssituation junger Arzte in der Offentlichkeit, der
innerérztliche Zusammenhalt und die Moglichkeiten der Einflussnah-
me von Kammern auf die Arbeitsituation junger Arzte. Die Arbeits-
schwerpunkte wurden in drei Sitzungen (02.02., 01.06., 09.11.) thema-
tisiert. Um den Ausschuss als Ansprechpartner fiir junge Arzte bekannt
zu machen, wurde ein kurzer Artikel mit Bild im ,,Arzteblatt Sachsen*
publiziert. In den Sitzungen wurden die Ergebnisse der Medizinstu-
dentenbefragung in Dresden analysiert und in die weitere Tatigkeits-
planung integriert. Der Ausschuss arbeitete mit an den Thesen zur
Weiterentwicklung der Gesundheitsreform der Sdchsischen Landes-
arztekammer. Mitglieder des Ausschusses nahmen an den Versamm-
lun-gen der Kammer teil. Nicht wenige Beschlussfassungen betrafen
die Arbeitsbedingungen von jungen Arzten. Im Nachgang kam es da-
bei besonders zu den Thesen von Prof. Seibolds auf der 32. Kammer-
versammlung zu Diskussionen. Um Méglichkeiten der Einflussnahme
von Kammern auf die Arbeitssituation junger Arzte zu analysieren,
wertete der Ausschuss die Aktivitiiten junger Arzte in anderen Bun-
desldandern aus. Weitere Schwerpunkte in der Ausschussarbeit waren
die kiinftige Regelung der Dienstzeit in Krankenhdusern und die Fol-
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gen von Krankenhausprivatisierungen fiir die drztliche Tétigkeit. Auch
im Berichtsjahr gab es Kontakte zur Presse. Vor dem Hintergrund von
Protesten der Arzteschaft wurde im Ausschuss diskutiert, inwieweit
die Arztekammer aktiv in eine aktuelle Auseinandersetzung eintreten
darf, in der es auch um Vergiitung geht. Vor dem Hintergrund, dass der
Zusammenhalt der Arzteschaft und die Einbindung des Nachwuchses
gestarkt werden soll, hat der Ausschuss die Durchfithrung von zwei
Vorlesungen mit der Vorstellung der érztlichen Standesvertretung an
den Medizinischen Fakultiten in Leipzig und Dresden sehr begriif3t.
Da von nicht wenigen Interessenvertretern auBerhalb der Arzteschaft
versucht wird, die Probleme in der Krankenversorgung auf innerérzt-
liche Verteilungskdmpfe und Hierarchie-Probleme zu reduzierten,
fiihrten die Ausschiisse Junge Arzte und Krankenhaus eine erste ge-
meinsame Sitzung durch. Dabei wurden vergleichbare und kontrire
Sichtweisen auf verschiedene Probleme erkennbar. Es konnten bereits
erste gemeinsame Forderungen aufgestellt werden und weiteres Ziel
ist es, diesen offenen Dialog fortzusetzen und weitere Schwerpunkte
zu thematisieren.

Als aktuelle Probleme fiir die berufliche Zukunft junger Arzte sicht
der Ausschuss die ungeldste Finanzierungsfrage des Gesundheits-
systems, die Zunahme der Dokumentationspflichten, die Gefdhrdung
der Freiberuflichkeit, die unvergiitete Mehrarbeit, die unangemessene
Be-riicksichtigung der Weiterbildungsaufgabe in den DRGs und die
zunehmende Okonomisierung drztlichen Handelns. Es ist erkennbar,
dass es spezifische Probleme junger Arzte gibt. Ein weitaus groBeres
Feld sind jedoch die Verdnderungen bei der Patientenversorgung, die
alle Arzte betreffen. Die kiinftige Ausschussarbeit wird sich nach die-
ser Problemlage richten und dabei besonders junger Arzte in ihrem
Bemiihen um eine gute Weiterbildung und die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf unterstiitzen, um dem Nachwuchsmangel in Sachsen
entgegenzuwirken. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei die Fort-
entwicklung der Heilkultur genielen, wie sie vom Prisidenten, Prof.
Schulze, am Anfang des Berichtsjahres gefordert wurde.

5.16

Arztinnen

(Dr. Brigitte Giittler, Aue, Vorsitzende)

Schwerpunkt im Berichtsjahr war die Erarbeitung der Studie zum
Gesundheitszustand und zur Berufszuftiedenheit der Arztinnen und
Arzte im Freistaat Sachsen. In enger Zusammenarbeit mit Prof. Ku-
nath, Institut fiir Medizinische Information und Biometrie, und Prof.
Scheuch, Institut fiir Arbeitsmedizin an der Medizinischen Fakultét
der Universitdt Dresden, wurde die praktische Umsetzung und das
Fragebogenkonzept wissenschaftlich belastbar und mit Studien ande-
rer Berufsgruppen vergleichbar erarbeitet. Eine Pilotstudie konnte im
November 2005 durchgefiihrt werden.

Ein Umdenken der Arzteschaft ist dringend notwendig bei der Dar-
stellung der Situation der Arztinnen und Arzte in der Offentlichkeit
als auch in den Medien. Hierzu wird die landesweite Studie iiber den
Gesundheitszustand und der Berufszufriedenheit der Arztinnen und
Arzte im Freistaat Sachsen in der Sichsischen Landesirztekammer
einen wesentlichen Beitrag leisten.

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt war die Frauengesundheit. Im Be-

richtsjahr beschiftigte sich der Ausschuss mit dem Krankheitsbild des
Mammakarzinoms. Zusammen mit Prof. Kunath, Vorsitzender der Ar-
beitsgruppe Mammakarzinom und der Fachkomission Brustkrebs der
Séchsischen Landesédrztekammer, wurde eine engere Zusammenarbeit
koordiniert.

Weitere Aufgabenfelder waren Gender Mainstreaming bezogen auf
Arztinnen im Beruf sowie Gender Mainstreaming bezogen auf Pati-
entinnen und Patienten vorgesehen. Ein weiterer Schwerpunkt war die
geschlechtsspezifische Differenzierung bei der Betrachtung von Ge-
sundheit und Krankheit in der Umsetzung des Gesundheitsmoderni-
sierungsgesetzes in der deutschen Gesundheitspolitik. Die zu geringe
Beachtung geschlechtsrelevanter Bediirfnisunterschiede trégt zur teil-
weisen Fehlversorgung im Gesundheitswesen bei. Zu dieser Problema-
tik soll ein weiteres Arbeitspapier als Schwerpunkt erarbeitet werden.
Die Zusammenarbeit mit politischen Gremien zur Verbesserung von
Arbeitsbedingungen fiir Arztinnen in Klinik und Praxis, zur Umset-
zung von Ganztagskinderbetreuung, Ganztagsschulen war ebenfalls
Bestandteil der Ausschussarbeit. Die Zusammenarbeit mit weiteren
Ausschiissen der Sédchsischen Landesdrztekammer ist durch die Mit-
gliedschaft der Ausschussvorsitzenden Dr. Giittler in den Ausschiissen
,,Weiterbildung* und ,,Krankenhaus* gegeben.

Intensiviert werden soll im nichsten Berichtsjahr die Zusammenarbeit
mit dem Ausschuss ,,Junge Arzte®, insbesondere unter dem Gesichts-
punkt der Gestaltung von Rahmen- und Arbeitsbedingungen fiir die
Titigkeit von Arztinnen in den verschiedenen Berufsfeldern der rzt-
lichen Tétigkeit.

517

Senioren

(Dr. Gisela Unger, Dresden, Vorsitzende)

Der Ausschuss Senioren, bestehend aus neun Mitgliedern, fiithrte im
Jahr 2005 fiinf Ausschusssitzungen durch.

Hauptaufgabe des Ausschusses war zum nunmehr 10. Mal die Vorbe-
reitung und Durchfithrung des Sichsischen Seniorentreffens (nach-
zulesen im ,,Arzteblatt Sachsen” 1/2006). In diesem Jahr waren die
,jungeren Senioren* eingeladen worden. Gefiihrte Erkundungen galten
dem herbstlich bunten alten Forstbotanischen Garten und dem neuen
Forstpark Tharandt. Im Kammergeb&ude folgten Mittagsbiifett, Begrii-
Bung, musikalische Einleitung durch den Seniorenchor der Singaka-
demie Dresden sowie ein Vortrag mit Lichtbildern von Ordinariatsrat
Pétzsch.

Der Teilnahmewunsch der &rztlichen Senioren und ihrer Angehorigen
war auch in diesem Jahr so iiberwiltigend groB, dass zusdtzliche An-
strengungen unternommen wurden, um die Zahl der unumgénglichen
Absagen so gering wie mdglich zu halten. Argerlich ist es dann, wenn
Angemeldete ohne Absage nicht erscheinen. Und érgerlich ist es auch,
dass ein Drittel der teilnehmenden Angehdrigen seinen Unkosten-
beitrag nicht entrichtet hat. Dem konnte nur begegnet werden, wenn
kiinftig von Kammermitgliedern und ihren Angehdrigen vorab ein Un-
kostenanteil einbehalten wird. Die stindig steigende Anzahl &rztlicher
Senioren hat auch zur Folge, dass der bisherige Zweijahresmodus der
Einladung kiinftig nicht mehr beibehalten werden kann, so dass die
jungeren Senioren” groflere Abstéinde erwarten miissen.

Zum kommenden 11. Sichsischen Seniorentreffen sollen die ,,dlteren
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Senioren® eingeladen werden. Der Inhalt wird auf das Stadtjubildum
Dresdens Bezug nehmen.

Weitere Aktivititen widmeten sich den Problemen von Senioren und An-

regungen fiir deren Aktivwerden:

- Vortrag von Dr. Nitschke iiber das Ergebnis der Fragebogenaktion
zur Attraktivitit des Arztberufes in Sachsen/den neuen Bundeslin-
dern und damit in Zusammenhang.

- Vortrag von Professor Haupt iiber seine Erfahrungen im berufsori-
entierenden Gespriach mit Gymnasiasten.

- Lesung von Schriftsteller-Arzt PD Dr. Schmidt aus seinen Werken

- Bekanntmachung des Vereins AWIG e.V. - ALTWERDEN IN GE-
MEINSCHAFT.

- Teilnahme am Seniorentreffen innerhalb der Arztewoche Thiiringen
2005 in Weimar (siehe ABS 10/2005).

- Persénliches Zusammentreffen mit Prof. Knapik, dem Vorsitzenden
des Seniorenausschusses der niederschlesischen Arztekammer und
Teilnahme am 3. Deutsch-polnischen Symposium in Breslau.

Bisherige Vorhaben fiir 2006:

- Alterseinkiinftegesetz

- Teilnahme am 8. Deutschen Seniorentag der BAGSO in Kdln, Motto
,,Alter als Chance*

- Durchfiihrung des 11. Séchsisches Seniorentreffen und Vorbereitung
des 12. Séchsisches Seniorentreffen

5.18

Sichsische Arztehilfe

(Dipl.-Med. Siegfried Hef3e, Dresden, Vorsitzender)

Die Griindung des Ausschusses Sichsische Arztehilfe erfolgte unter
dem Aspekt, dass nach dem Zerfall der DDR die Renten der Arztinnen
und Arzte nur niedrig sein wiirden und die so genannte I-Rente nicht,
oder nur teilweise zur Auszahlung kommen wiirde. Dadurch hétten un-
billige Hérten entstehen koénnen. Um diese teilweise abfangen zu kon-
nen, wurde der Ausschuss Séchsische Arztehilfe gegriindet, anfangs
unter dem Namen ,,Fiirsorgeausschuss®.

Zum Gliick blieben die befiirchteten Probleme aus und es mussten in
jedem Jahr nur einige Antriige bearbeitet werden, anfangs von Arztin-
nen und Arzten im Rentenalter und deren Witwen, spéter dann eher von
Kolleginnen oder Kollegen, die ihren Arbeitsplatz verloren hatten und
sich beruflich neu orientieren mussten. Es war immer nur eine gerin-
ge Zahl von Antrdgen zu bearbeiten. Eine Ausnahme bildete das Jahr
2002, in dem doch die Zahl der Antrage deutlich hoher lag. In der letz-
ten Zeit wandelt sich das Feld der Antragsteller, immer 6fter treten Arz-
tinnen oder Arzte oder deren Bevollmichtige an den Ausschuss heran,
die keiner drztlichen Tétigkeit mehr nachgehen kdnnen, da gesundheit-
liche Probleme, aber auch ein Suchtmittel- oder Alkoholmissbrauch
vorliegen. Auch der Konkurs einer Praxis war schon ein Grund, sich
an den Ausschuss zu wenden. Oft erhélt der Ausschuss Hinweise von
den Kreisdrztekammern, dies ist sehr hilfreich, da die Kolleginnen und
Kollegen vor Ort die Situation doch besser einschitzen konnen. Fiir die
gute Zuarbeit der Kreisirztekammern mdchte ich mich im Namen des
gesamten Ausschusses herzlich bedanken, ebenso bei den Mitarbeitern

der Geschiftstelle der Sidchsischen Landesidrztekammer. Bitte unter-
stiitzen Sie den Ausschuss, wenn Sie von Kolleginnen und Kollegen
erfahren, die Probleme haben, auch wenn der Ausschuss auf Grund der
geltenden Satzung nicht immer Hilfe leisten kann.

5.19
Finanzen
(Dr. Claus Vogel, Leipzig, Vorstandsmitglied, Vorsitzender)
Der Ausschuss Finanzen hat im Jahr 2005 neun Sitzungen durchgefiihrt
und wichtige finanzielle Beschliisse der Séchsischen Landesdrztekam-
mer diskutiert und vorbereitet. Entscheidende Schwerpunkte waren
der Jahresabschluss 2004, der Haushaltsplan und der Investitionsplan
2006, die Anderung der Beitragsordnung und der Gebiihrenordnung.
Es ist auch der intensiven Arbeit des Finanzausschusses und seiner kri-
tischen Begleitung aller wichtigen finanziellen Entscheidungen zu ver-
danken, dass der Beitragssatz zum Kammerbeitrag von 0,6 Prozent der
Einkiinfte aus drztlicher Tatigkeit auf 0,58 Prozent ab dem 01.01.2006
gesenkt werden konnte. Gleichzeitig ist es durch eine weitsichtige und
ausgewogene Haushaltspolitik gelungen, dass das Darlehen zur Finan-
zierung des Kammergebdudes zum 31.12.2005 vollstdndig abgeldst
werden konnte. Der Erwerb zusétzlicher Raumlichkeiten im Kammer-
gebdude sichert perspektivisch die Arbeitsfahigkeit und eine effektive
Aufgabenerfiillung der Hauptgeschiftsstelle.
Es wurden Grundsatzentscheidungen zur Auslegung der Beitragsord-
nung bei aktuellen Einzelféllen getroffen.
Weiterhin hat sich der Finanzausschuss mit Antrdgen nach § 9 der
Beitragsordnung (Stundung, ErméBigung oder Erlass von Beitrdgen)
sowie mit Widerspriichen zu den ergangenen Beitragsbescheiden be-
fasst. Eingereicht wurden 95 Antrége nach § 9 der Beitragsordnung,
das waren 19 Antrége weniger als im Jahr 2004. Von den vorliegenden
Antrégen entschied der Finanzausschuss nach griindlicher Priifung
1 Antragsteller Stundung bzw. Ratenzahlung,
25  Antragstellern Beitragserlass,
1 Antragsteller Dauererlass und
22 Antragstellern BeitragsermaBigung (davon fiinf auf den
Mindestbeitrag)
zu gewdhren. Fiir 46 Antragsteller wurde der Kammerbeitrag gemaf
Beitragstabelle festgesetzt, da bei ihnen keine unzumutbaren Hérten

wegen besonderer personlicher, beruflicher oder familidirer Umstdnde
erkennbar waren.

Entwicklung der § 9 — Antrdge
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Unter den Bedingungen der im Jahr 2005 geltenden Beitragsordnung

zahlten
3.338  Arzte den Mindestbeitrag, davon 1.994 Rentner,
1.153  Arzte erhielten einen Beitragserlass, davon
1.127  Kammermitglieder iiber 70 Jahre und

17 Arzte erhielten eine BeitragsermiBigung.
Damit wurden im Jahr 2005 bei 4.508 Arzten aus Altersgriinden sowie
aus sozialen, beruflichen und familidren Griinden eine Beitragsermé-
Bigung beziehungsweise ein Beitragserlass oder die Zahlung des Min-
destbeitrages wirksam. Der durchschnittliche Kammerbeitrag im Jahre
2005 betrug pro Kammermitglied 332,01 EUR.

Entwicklung des durchschnittlichen Kammerbeitrages/Kammermit-
glied
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350,00 EUR
300,00 EUR 1
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EUR

W

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Der Finanzausschuss behandelte im Jahr 2005 insgesamt 20 Wider-
spriiche zu Bescheiden iiber Kammerbeitrége. Ferner beurteilte der Fi-
nanzausschuss in vier Féllen, ob die ausgeiibte Tétigkeit eine drztliche
Tétigkeit gemal § 2 Abs. 3 der Beitragsordnung ist.

Aufgrund der stirkeren Fluktuation insbesondere auslindischer Arzte
und steigender Insolvenzfille in der Arzteschaft musste sich der Fi-
nanzausschuss auch in diesem Jahr mit der Ausbuchung uneinbring-
licher Forderungen zum Kammerbeitrag befassen. Insgesamt wurden
der Sichsischen Landeséirztekammer bisher 23 Insolvenzfille von
Kammermitgliedern bekannt. Der Finanzausschuss ist bemiiht, eine fiir
die betroffenen Arzte akzeptable Losung zu finden.

Der Beitrag zum Fonds Sichsische Arztehilfe wurde auch im Jahr 2005
nicht erhoben, da der Bestand des Fonds ausreicht, die eingehenden
Antrige auf Unterstiitzung zu finanzieren. Der Fonds Sichsische Arzte-
hilfe dient dazu, bediirftige Arzte und deren Familienangehorige sowie
Hinterbliebene von Arzten vor dringender Not zu schiitzen und dabei
unbillige Hérten zu vermeiden. Dem Fonds wurden im Jahr 2005 finan-
zielle Mittel in Hohe von 37.351,58 EUR aus der Riickiibertragung von
Grundstiicken und der Erstattung von Kosten fiir die Berufsgerichts-
barkeit zugefiihrt. Im Jahr 2005 wurden 25 zinslose Darlehen zuriick-
gezahlt und ein Darlehen in Hohe von 2.500,00 EUR ausgereicht.

Der Haushaltsplanentwurf 2006 wurde eingehend beraten, der

33. Kammerversammlung am 12.11.2005 vorgelegt und durch diese
bestétigt.

Nach § 11 Abs. 3 der Hauptsatzung der Séchsischen Landesarztekam-
mer vom 07.10.1994 ist die Kassen- und Buchpriifung nach Ablauf
des Rechnungsjahres durch einen Wirtschaftspriifer oder vereidigten
Buchpriifer vorzunehmen. Die Priifung der Kassen- und Buchfiihrung
fiir das Jahr 2005 erfolgte in der Zeit vom 13. bis 24.03.2006. Der Fi-

nanzausschuss und der Vorstand nahmen den Bericht {iber die Priifung

der Rechnungslegung fiir das Rechnungsjahr 2005 der Séchsischen
Landesérztekammer entgegen, diskutierten ihn und stimmten ihm voll-
inhaltlich zu. Die Ergebnisse der Buchpriifung, einschlieBlich der Ein-
nahmen-/Ausgabenrechnung, sind jéhrlich der Kammerversammlung
vorzulegen. Nach Abschluss der Kassen- und Buchpriifung fiir das
Haushaltsjahr 2005, deren Ergebnisse der Kammerversammlung vor-
gelegt wurden, ergeben sich folgende Zahlen:
Einnahmen gesamt 8.512.947,72 EUR
6.226.235,56 EUR
692.147,60 EUR
370.786,00 EUR
295.953,46 EUR
421.130,09 EUR
12.000,00 EUR
494.695,01 EUR

davon  Kammerbeitrige
Gebiihren laut Gebithrenordnung
Gebiihren fiir Fortbildung
Gebiihren fiir Qualitdtssicherung
Kapitalertrage
Ertriage ,,Arzteblatt Sachsen”
Sonstige Ertrage
Ausgaben gesamt 7.287.926,84 EUR
davon  Personalaufwendungen fiir
hauptamtliche Mitarbeiter 2.934.140,11 EUR
Entschidigungen fiir ehrenamtlich
titige Arzte (einschlieBlich Reise-
und Ubernachtungskosten,
Kammerversammlung,
Vorstand, Ausschiisse) 990.773,66 EUR
Honorare, fremde Lohnarbeit,
Telefon, Porto, Biiroaufwand 979.007,22 EUR
Betriebsaufwand, Miete, Reinigung,
Energie 660.922,58 EUR
Unterstiitzung Kreisdrztekammern
(Riickfiihrung von Beitragsgeldern) 218.760,00 EUR
498.830,29 EUR
646.312,93 EUR
269.894,35 EUR

89.285,70 EUR

Beitrdge zur Bundesérztekammer
Abschreibungen

Zinsaufwand fiir Darlehen
Zufithrung zu Riicklagen

Die Haushaltsmittel wurden zur Finanzierung der in diesem Tatigkeits-
bericht ausfiihrlich dargelegten Aufgaben der Sichsischen Landesérz-
tekammer nach folgenden Hauptpositionen verwendet:

Vorstand, Kammerversammlung, Ausschiisse 8,1 %
Weiterbildung, Fortbildung 15,8 %
Qualitdtssicherung 6,4 %
Arzthelferinnen 2,1%
Allg. Rechtsfragen, Gutachterstelle, Ethik-

kommission, Berufsrecht 8,5 %
Beitragswesen, Rechnungsfiihrung und Finanzen,
Berufsregister 10,4 %
Geschiftsstellen Dresden, Leipzig, Chemnitz 32,8%
Offentlichkeitsarbeit/Arzteblatt Sachsen 2,4 %
Beitrdge zur Bundesérztekammer 6,8 %
Unterstiitzung der Kreisirztekammern 3,0 %
Zinsen fiir Darlehen der Sachsischen

Arzteversorgung 3,7%
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Der Jahresiiberschuss wird fiir die Zufiihrung zur Riicklage ,,Deutscher
Arztetag”, zur Aufstockung der Gebéuderiicklage und der Sicherheits-
riicklage verwendet bzw. auf neue Rechnung vorgetragen.

Gemil § 11 Abs. 3 der Hauptsatzung der Séchsischen Landesérzte-
kammer hat jedes beitragspflichtige Kammermitglied die Mdglichkeit,
in der Geschiftsstelle der Séchsischen Landesérztekammer in den Jah-
resabschlussbericht Einsicht zu nehmen.

6
Kommissionen und Arbeitsgruppen

6.1

Redaktionskollegium

(Prof. Dr. Winfried Klug, Ottendorf-Okrilla, Vorsitzender)

Das ,,Arzteblatt Sachsen® ist das offizielle Organ der Sichsischen
Landesérztekammer mit Publikationen drztlicher Fach- und Standes-
organisationen. Das Hauptanliegen unseres Kammerorgans war auch
im Jahr 2005, die sichsische Arzteschaft iiber die Berufspolitik und
Gesundheitspolitik aktuell zu informieren, auf bedeutsame amtliche
Bekanntmachungen und gesetzliche Vorschriften hinzuweisen, medizi-
nische Artikel von sichsischen Arzten zu publizieren, auf bedeutsame
medizinhistorische Ereignisse hinzuweisen, unseren Jubilaren zu gra-
tulieren und ein Feuilleton zu pflegen.

Die Zusammensetzung des Redaktionskollegiums ist seit dem Jahr
2004 unverdndert. Die Namen der Mitglieder des Redaktionskollek-
tivs sind in jedem Impressum eines Heftes nachzulesen. Die elf Mit-
glieder des ehrenamtlich besetzten Redaktionskollegiums berieten im
Jahr 2005 in zwolf Sitzungen {iiber alle grundsétzlichen Fragen der
inhaltlichen und formalen Gestaltung der Zeitschrift, besprachen In-
halte und die fachspezifischen Beurteilungen der zur Verdffentlichung
eingereichten berufspolitischen, gesundheitspolitischen, medizinisch
wissenschaftlichen und medizinhistorischen Beitrdge, legten die In-
halte der zwolf Monatshefte des ,,Arzteblatt Sachsen* nach sachlicher
Diskussion zeitnah fest. Allen Mitgliedern des Redaktionskollegiums
und der Redaktionsassistentin Frau Hiifner ist fiir ihre kontinuierliche
und konstruktive Tétigkeit sowie kritischen Diskussionen bei der Ge-
staltung unseres Kammerorgans besonders zu danken.
Themenschwerpunkte der standespolitischen und &rztlich berufspoliti-
schen Veroffentlichungen im ,,Arzteblatt Sachsen” waren im

Jahr 2005:

- Sichsische Akzente zum 108. Deutschen Arztetag,

- 15. Séchsischer Arztetag / 32. Kammerversammlung,

- 16.und 17. Erweiterte Kammerversammlung,

- 24.und 25. Tagung der Vorsitzenden der Kreisérztekammern,

- Tatigkeitsbericht der Sichsischen Landesdrztekammer 2004,

- Weiterbildungsordnung der Sachsischen Landesérztekammer,

- Berufsordnung der Sichsischen Landesdrztekammer,

- Perspektive fiir Medizinstudenten,

- Berufsbild Arzt,

- Arzt im Spannungsfeld zwischen Wollen und Kdnnen,

- Auswirkung des EUGH-Urteils zur Arbeitszeit im Krankenhaus,

- Arzte und Medizin im Nationalsozialismus,

3. Deutsch-polnisches Symposium,

- 15 Jahre Heilberufekammern in Sachsen,
- Zukunft der sozialen Sicherungssysteme,
- Elektronischer Arztausweis und elektronische Gesundheitskarte.

Im Jahr 2005 wurden zehn medizinische Originalarbeiten von Arz-

tinnen und Arzten aus sichsischen Hochschulen und Krankenhiusern

sowie von Arzten in eigener Niederlassung in unserem Arzteblatt ver-

offentlicht.

Das ,,Arzteblatt Sachsen erhielten im Berichtsjahr 2005 alle 18.230

Kammermitglieder. Es erschien regelméfig am 10. eines Monats mit

einem durchschnittlichen Umfang von 30 redaktionellen Seiten. Der

16. Jahrgang unseres Kammerorgans umfasste insgesamt 384 Druck-

seiten ohne Addition der Anzeigen und der wissenschaftlichen Beila-

gen. Der Bezug der Zeitschrift fiir alle Kammermitglieder war im Jahr

2005 und ist auch im Jahr 2006 kostenfrei. Die Herstellung, der Druck

und der Versand erfolgten kostenneutral. Die Zusammenarbeit mit der

Leipziger Verlagsanstalt GmbH war konstruktiv und im guten Einver-

nehmen. Der Druck des ,,Arzteblatt Sachsen* erfolgte wie bisher im

Druckhaus Dresden GmbH.

2005 erschien das ,,Arzteblatt Sachsen wie bereits seit 1999 mit einer

Online-Ausgabe unter http://www. slack.de. Die Zugriffszahlen zum

Portal der Séchsischen Landesdrztekammer lagen im Jahr 2005 wo-

chentlich tiber 40.000. Etwa 50 Prozent der Internetnutzer unserer Ho-

mepage suchten Artikel im ,,Arzteblatt Sachsen*.

Das Gesamtinhaltsverzeichnis unseres Kammerorgans vom Jahrgang

16. (2005) stand unseren Lesern im Heft 1/2005 iibersichtlich geglie-

dert als herausnehmbare Heftbeilage zur Verfiigung.

Das Anliegen unseres Kammerorgans ist auch im Jahr 2006:

- Darstellung und Interpretation der &rztlichen Standespolitik und der
aktuellen drztlichen berufspolitischen Themen,

- Einen aktiven Beitrag fiir die &rztliche Gemeinsamkeit und Ge-
schlossenheit zu leisten,

- Bekanntmachung der umfangreichen Arbeit der séchsischen Kreis-
drztekammern und der Sichsischen Landesirztekammer,

- Verdffentlichung der Schwerpunktthemen und der erzielten Ergeb-
nisse der Ausschiisse der Sdchsischen Landesidrztekammer,

- Publikation von praxisrelevanten wissenschaftlichen Artikeln aus
den sichsischen medizinischen Einrichtungen und Praxen.

Die Redaktion ,,Arzteblatt Sachsen® bittet, auch im Jahr 2006 praxis-
bezogene Arbeiten und Ubersichtsartikel mit diagnostischen sowie the-
rapeutischen Empfehlungen und zukunftsweisenden Therapieansétzen
zur Verdffentlichung einzureichen. Auch die Arztinnen und Arzte in
Weiterbildung werden hiermit aufgefordert, die Ergebnisse ihrer wis-
senschaftlichen Arbeit im ,,Arzteblatt Sachsen* zu verdffentlichen.

6.2

Arbeitsgruppe Multimedia in der Medizin

(Dr. Lutz Pluta, Leipzig, Vorsitzender)

Ein weiteres Jahr hat die Arbeitsgruppe die ihrem Auftrag entsprechen-
de Entwicklung in unserem Bundesland begleitet.

Die wichtigste Aufgabe war 2005 die komplette Umstellung der
Internet-Présentation der Sdchsischen Landesérztekammer auf das neue
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Pflegesystem. Dies konnte bis Ende April 2005 erfolgreich abgeschlos-
sen werden. Die hochqualitative Umsetzung und korrekte Ubertragung
der bereits vorhandenen sehr grolen Datenmenge konnte nur durch
enorme Engagement mehrerer hauptamtlicher Mitarbeiter der Séchsi-
schen Landesérztekammer, die dies neben ihren eigentlichen Aufgaben
zu bewiltigen hatten, erreicht werden. Eine grofle Hilfe war dabei die
zeitweise Einstellung einer externen Mitarbeiterin. Diese erwies sich
als kompetent und war innerhalb kurzer Zeit in der Lage, sich in die
Problematik einzuarbeiten.

Das von uns wie von mehreren anderen Arztekammern verwendete
Pflegesystem wird vom DGN-Service kostengiinstig gemietet. Der ent-
haltene Service wihrend der Umstellungszeit war angemessen, auftre-
tende Probleme wurden zeitnah geldst.

Das neue Pflegesystem bietet eine erhebliche Verbesserung bei der Pfle-
ge der Internet-Présentation der Séchsischen Landesérztekammer. Dies
bestitigte sich sehr deutlich nach der praktischen Umsetzung unserer
Internet-Priasentation. Mehrere autorisierte Mitarbeiter sind gleichzei-
tig in der Lage, Daten zu aktualisieren. Es sind dafiir nicht mehr die
Fachkenntnisse notwendig, die die vorige Internet-Prdsentation not-
wendig machte. So kann sich de Mitarbeiter mehr auf die inhaltlichen
Anderungen konzentrieren. Der Zeitaufwand fiir die Verinderungen
reduziert sich erheblich. Dies macht es zum Beispiel dem Presserefe-
renten der Sichsischen Landesdrztekammer moglich, taggleich hoch-
aktuelle Meldungen zu veréftentlichen. Eine weitere wichtige Funktion
fiir die redaktionellen Mitarbeiter ist das automatische Loschen veral-
teter Informationen. Dies vereinfacht es, unsere Internet-Prisentation
wirklich aktuell zu halten.

Der entscheidende Vorteil fiir den Benutzer unserer Internetseite ist
— neben der gelungenen grafischen Darstellung — die Suchfunktion.
Diese erlaubt es gezielt nach speziellen Informationen zu suchen ohne
sich durch das Inhaltsverzeichnis klicken zu miissen. Diese Funktion
wird von den Benutzern grofziigig genutzt.

Die erfolgreiche Umstellung unserer Internet-Prisentation zeigt sich
auch in den unveréndert hohen und immer noch ansteigenden Zugriffs-
zahlen, die belegen, dass die Internet-Prisentation unserer Sichsischen
Landesdrztekammer zu einem wichtigen Werkzeug fiir Kollegen, Pati-
enten und andere Interessierte geworden ist.

Ein weiterer wichtiger Tatigkeitsschwerpunkt war die Vorbereitung der
Einfiihrung des elektronischen Arztausweises (HPC). Um den erwar-
tenden materiellen Aufwand bei den niedergelassenen Kollegen besser
einschétzen zu konnen, fiihrte die Arbeitsgruppe eine Befragung samt-
licher niedergelassener Kollegen in Sachsen zur Ausstattung ihrer Pra-
xen mit Computern durch. Diese Befragung wurde grofziigig durch die
Kassendrztliche Vereinigung Sachsen unterstiitzt, die die Verteilung der
6000 Fragebogen an die niedergelassenen Kollegen iibernahm. Mehr
als ein Viertel dieser Kollegen antwortete auf unsere Fragen. Daraus
ergab sich eine wie wir denken représentative Information {iber die
Ausriistung unserer Arztpraxen mit Computersystemen. Es zeigte sich
das mehr als drei Viertel der Praxen als gut ausgeriistet zu beschreiben
ist. Diese Informationen waren sicher auch der Projektgruppe HPC,
die Kollege Dr. Bartsch leitet, eine wichtige Hilfe. Die Vergabe einer
Modellregion fiir den Test der HPC nach Sachsen ist sicher zu einem
Teil auch der Arbeit unserer Arbeitsgruppe zuzuordnen.

Da sich die Aufgaben der Arbeitsgruppe in den letzten Jahren verdndert
und erweitert haben, wurde beim Vorstand die Anderung des Namens
der Arbeitsgruppe in Arbeitsgruppe Multimedia und Gesundheitstele-
matik beantragt. Dieser Name zeigt aktuelle und kiinftige Aufgaben der
Arbeitsgruppe deutlich auf.

AbschlieBend ist noch die Ubergabe der Leitung der Arbeitsgruppe von
Kollegen Dr. Bartsch an Kollegen Dr. Pluta in der Mitte des Jahres zu
erwiihnen. Diese Ubergabe war langfristig geplant. Da sich die Zusam-
mensetzung der Arbeitsgruppe nicht dndert, ist hier ein hohes Maf} an
Kontinuitdt gesichert.

6.3

Ethikkommission

(Prof. Dr. Rolf Haupt, Leipzig, Vorsitzender)

Die Ethikkommission hatte im Jahr 2005 umfangreiche neue Erfahrun-
gen bei der Gestaltung der Arbeit zu verarbeiten und zu sammeln, da
die neue Gesetzgebung, seit 2004 in Kraft, sowohl, was das Arzneimit-
telgesetz als auch die GCP betraf, der Ethikkommission die Aufgabe
einer genehmigenden Behorde zuwies. Es sind insgesamt 264 Studien
bearbeitet worden, die in 85 Prozent der Fille neben der vorgeschrie-
benen Bewertung von Priifzentren und Priifarzten auch wesentliche
Hinweise fiir die federfiihrenden Ethikkommissionen anderer Bundes-
lander bzw. Hochschulen erbrachten.

Um die Fristen einzuhalten, die durch die Gesetzgebung festgeschrieben
sind, musste ein dreiwdchiger Rhythmus erfolgen, wodurch insgesamt
16 Sitzungstermine im Jahre 2005 zustande kamen. Insgesamt wurden
im Jahr 2005 sowohl im Rahmen des Arzneimittelgesetzes als auch der
berufsrechtlichen Beratungen allgemeiner Studien 249 Studienantré-
ge bearbeitet, dabei fungierte die Ethikkommission der Sédchsischen
Landesérztekammer 17-mal als federfithrende Ethikkommission in der
Registratur des Jahres 2005 und bei vier weiteren Studien als Uber-
hang aus dem Jahr 2004 sowie 162-mal als beteiligte Ethikkommission
mit der Hauptaufgabe der Bewertung von Priifzentren und Priifarzten.
Aullerdem waren aus dem Jahr 2004 dazu noch 14 weitere Studien zu
bearbeiten. Im Rahmen des Berufsrechts wurden 27 Studien bearbeitet,
drei davon nach der Transfusionsverordnung. Im Rahmen der Medizin-
produktegesetzgebung acht Studien und als Fortsetzung bzw. Neuzu-
lassung fiir unseren Kammerbereich 32 Studien innerhalb der bereits
aus anderen Léndern lautenden Studien (sogenannte Altverfahren).
Die zwolf gewihlten Mitglieder inklusive einem Stellvertreter leiste-
ten dabei etwa gleiche Anteile in der Vorbewertung der Studien. Die
Studiensitzungen dienten dann zur Abstimmung der inhaltlichen und
formalen Angaben der einzelnen Studien. In drei Féllen wurde eine An-
horung der Projektleiter und Priifdarzte durchgefiihrt. So gelang es im
Jahr 2005 keine Fristiiberschreitung zuzulassen und alle Bearbeitungen
im Rahmen des gesetzlich vorgegebenen Terminplanes vorzunehmen.
179 Studienantréige betrafen Multicenterstudien nach Arzneimittelge-
setz. Die inhaltlichen Fragestellungen der einzelnen Studien betrafen
wiederum vorwiegend Herz-Kreislauf- und Lungenerkrankungen, den
Diabetes mellitus, Impfstudien, den rheumatischen Formenkreis ein-
schlieBlich Morbus Bechterew und in starkem Mafle auch Studien zur
Chemotherapie bosartiger Geschwiilste.
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Fiir die Bearbeitung von Arzneimittelstudien, besonders auch an Kin-
dern, wurde eine landeriibergreifende besondere Arbeitsgruppe zur Ab-
stimmung gebildet, dieser Gruppe gehort Dipl.-Med. Mohr aus unserer
Ethikkommission an, so dass auch hier der besondere Sachverstand fiir
diese Studien durch die Kommission abgedeckt ist.

Neben der direkten Studienbearbeitung wurden insgesamt 2.323
schriftliche Angaben, Ergéinzungen, Hinweise und Studienédnderungen
schriftlich bearbeitet, so dass ein sehr umfangreicher Schriftverkehr
durch die Ethikkommission und den Vorsitzenden zu erbringen war.
Etwa 200 derartige Anfragen und Ergénzungen betrafen Amendments,
also Ergénzungen und Erweiterungen zu Studieninhalten und Priif-
zentren bzw. Priifarzten. Neben der Erdrterung allgemeiner ethischer
Themen, die besonders Stammzellforschung, Sterbebegleitung und Pa-
tientenverfiigungen betrafen, wurden Vorschlédge zur neuen Geschéfts-
ordnung der Ethikkommission durch die Mitglieder und besonders
durch Ass. jur. Blume sowie durch umfangreiche Gesprache mit der
Geschiftsfiihrung und mit groBer Unterstiitzung durch die Hauptge-
schiftsfihrerin, Dr. Diefenbach, erarbeitet und schlieBlich durch die
22. Kammerversammlung verabschiedet. Gleichzeitig wurde Zuarbeit
geleistet fiir die notwendigen Anderungen fiir das Séchsische Heilbe-
rufekammergesetz und die Riickldufe durch das Ministerium jeweils
kritisch bewertet und ergdnzt. Somit ist am Schluss des Berichtsjahres
eine genehmigte Geschiftsordnung und der Eingang in das Heilberu-
fekammergesetz gelungen. Beide Dokumente wurden im ,,Arzteblatt
Sachsen® 1/2006 veroftentlicht.

Fiir die weitere umfangreiche Arbeit sind fiir die stdndigen Mitglieder
der Ethikkommission weiterhin Stellvertreter zu werben, damit kénnte
die Arbeitslast auf breitere Schultern verteilt werden. Fiir zwei Vertreter
ist dies bereits gelungen.

Der Vorsitzende blickt dankbar auf das vergangene Jahr zuriick und
dankt allen Mitarbeitern in der Arztekammer und den Kommissions-
mitgliedern fiir ihre sehr groe Einsatzbereitschaft.

6.4

Gesprichskreis Ethik in der Medizin

(Prof. Dr. Rolf Haupt, Prof. Dr. Otto Bach, Leipzig, Moderatoren)
Im vergangenen Jahr 2005 fanden unter Vorsitz von Prof. Dr. Bach
und Prof. Dr. Haupt drei Sitzungen zu allgemeinen Ethikthemen in
der Sichsischen Landesdrztekammer statt. Nach einem sehr umfang-
reichen und konstruktiven Referat durch den Chefarzt der Abteilung
fiir Plastische Chirurgie und Brandverletztenzentrum des Stddtischen
Klinikums ,,St. Georg®, Dr. Raff, wurden allgemein giiltige ethische
Gesichtspunkte zu Fragen der Schonheitschirurgie erortert und zusam-
menfassend dargestellt. Ein Niederschlag dieser Arbeit findet sich im
,,Arzteblatt Sachsen“ 7/2005.

Des Weiteren standen Fragen der Beschneidung durch Arzte in un-
serem Kammerbereich zur Diskussion. Hierbei ging es einerseits um
Beschneidungen von Midchen und jungen Frauen aus anderen Kultur-
kreisen durch Arzte sowie Fragen der Beschneidungen von Jungen und
Mannern anhand von Einzelbeispielen. Das Thema ist noch mitten in
der Diskussion. Sachkompetente Vertreter der einzelnen Religionsge-
meinschaften und Vertreter von behandelnden Arzten sowie juristische
Fachleute sollen hierzu noch gehort werden. Die Meinungsbildung zu

diesem Thema und die dabei diskutierte Beteiligung von Arzten un-
seres Kammerbereiches wird in einer Veréffentlichung im ,,Arzteblatt
Sachsen* bekannt gemacht werden.

6.5

Gutachterstelle fiir Arzthaftungsfragen

(Dr. Rainer Kluge, Kamenz, Vorsitzender)

2005 war fiir die Gutachterstelle fiir Arzthaftungsfragen wiederum ein
arbeitsreiches Jahr, die Tétigkeit wurde planmiBig nach der bekannten
Verfahrensordnung fortgesetzt.

War die Zahl der Neuantrdge im ersten Halbjahr 2005 eher hoher als
iiblich, so haben wir im zweiten Halbjahr einen deutlichen Riickgang
der Antrige beobachtet, so dass die Gesamtzahl der in 2005 eingegan-
genen Antrdge nach weitestgehender Konstanz in den letzten Jahren
erstmals wieder riickldufig war. Diese Entwicklung hat die Zahl der
eingeleiteten und abgeschlossenen Begutachtungsverfahren in 2005 na-
turgemal noch nicht beeinflusst, ein Riickgang wire erst im Jahre 2006
zu erwarten. Griinde fiir diese Entwicklung kénnen wir zunéchst nicht
benennen. Die beigefiigten Tabellen und Grafiken zeigen in der bereits
bekannten Weise unser Material, die Verteilung auf die verschiedenen
Fachgebiete und die Verteilung auf ambulante und stationére Behand-
lungseinrichtungen. Die Quote der aus Sicht der Gutachterstelle als be-
rechtigt beurteilten Forderungen liegt wiederum bei etwa 25 Prozent,
liegt also ein weiteres Jahr in der bereits bekannten Gréfenordnung.
Wie immer ist an dieser Stelle insbesondere den fiir unsere Gutachter-
stelle tatigen Gutachtern in besonderer Weise zu danken; sind es doch
Kollegen, die neben ihrem belastenden und in Anbetracht der gesund-
heitspolitischen Situation immer schwieriger werdenden Arbeitsalltag
bereit sind, diese Arbeit, die immer ein ausgewogenes Urteilsvermdgen
verlangt, zusétzlich zu leisten. In diesem Zusammenhang unsere herz-
liche Bitte an alle Kollegen, die an einer solchen Tétigkeit interessiert
sind, sich mit der Gutachterstelle in Verbindung zu setzen.

Auch der Sachverstindigenrat der Gutachterstelle hat in den turnusméi-
Bigen quartalsweisen Sitzungen seine Tétigkeit planméBig fortgesetzt
und in den Féllen, die uns nach Gutachtenlage nicht entscheidungsfa-
hig schienen, die Entscheidungsfindung wesentlich unterstiitzt.

Die Bemiihungen um eine aussagefihige bundesweite Statistik der Er-
gebnisse der Begutachtungen der Gutachter-/Schlichtungsstellen der
Landesérztekammer sind im Jahre 2005 weiter vorangekommen. Nach
anfanglichen Schwierigkeiten sind wir inzwischen soweit, dass die fiir
diese Statistik erforderlichen Daten direkt im Rahmen unserer EDV-
gestiitzten Vorgangsbearbeitung erfasst werden und direkt aus dem Pro-
gramm exportiert werden konnen.

Die Gutachterstelle hat im Jahre 2005 neue Geschiftsrdume bezogen,
damit haben sich die Arbeitsbedingungen in der Geschéftsstelle deut-
lich verbessert. Eine weitere Mitarbeiterin ist teilzeitbeschéftigt in die
Vorgangsbearbeitung einbezogen worden. Fiir diese Verbesserung der
Arbeitsbedingungen ist der Geschéftsfiihrung der Kammer zu danken.
Wir meinen, auch im Jahr 2005 auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechtes
mit der Zielstellung, eine moglichst groe Zahl von Behandlungsfeh-
lervorwiirfen aufBergerichtlich zu kliren, eine solide und transparente
Arbeit geleistet zu haben.
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Gutachterstelle fiir Arzthaftungsfragen

Jahresstatistik 2005

1. Gesamtmaterial {(9“912‘“21882 2004 2005
1.1 eingegangene Antrage 3892 380 311
1.2 eingeleitete Begutachtungen 2505 253 256
1.3 abgeschlossenen Begutachtungen 2358 264 259
1.4 am Ende des Berichtszeitraumes 128 121
offene Begutachtungsverfahren
2. Gliederung nach Einrichtungen
(Bezugsgrofie: im Berichtsjahr
in Auftrag gegebene Gutachten)
Gesamt 2505 253 256
2.1 Klinik 1676 160 150
2.2 Klinikambulanz 123 18 15
2.3 Praxis 706 75 86
3. Gliederung nach Entscheidungen
(Bezugsgrofie: im Berichtsjahr
in Auftrag gegebene Gutachten)
Gesamt 2358 264 259
3.1 Behandlungsfehler festgestellt 741 92 90
3.1.1 Behandlungsfehler ursachlich 592 62 62
f. Korperschaden (Anerkennung)
3.1.2 Behandlungsfehler festgestellt, 144 28 25
aber nicht ursiachlich f. Korper-
schaden
3.2 Anspruch anerkannt wegen 9 2 3
unzureichender Aufklarung
3.3 Kein Behandlungsfehler 1633 172 169
festgestellt
3.4 Anerkennungsquote 25,40 % 24,24%
* (Benspsoter im Bercsa 1922008 gy s
in Auftrag gegebene Gutachten)
Gesamt 2505 253 256
Allgemeinmedizin 129 10 14
Anisthesiologie 71 8 3
Augenheilkunde 60 3 4
Chirurgie (gesamt) 1059 119 100
Allg. Chir. 69 48
Unfallchir. 42 46
GefaBchir. 2 1
Herzchirurgie 4 3
Kinderchirurgie 1 1
Thoraxchir. 1
Gynikologie/Geburtshilfe 319 32 26
HNO 72 5 6
Haut u. Geschlechtskrankheiten 20 2 4
Innere Medizin 230 14 26

Kinderheilkunde 35 3 4
Mund-Kiefer- u. Gesichtschir. 15 2 1
Neurochirurgie 42 3 2
Neurologie/Psychiatrie 67 15 5
Orthopiddie 284 26 51
Pathologie 5 1 1
Radiologie (Diagnostik u. Therapie) 22 2 4
Urologie 80 8 5

Gutachterstelle-Gesamtmaterial
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Reihe 1:  Anzahl abgeschlossene Begutachtungen

Reihe 2:  Anzahl abgewiesener Forderungen (keine Fehlbehandlung oder
Fehlbehandlung nicht urséchlich fiir Schaden)

Reihe 3:  Anzahl berechtigter Forderungen (Fehlbehandlung urséchlich
fiir Schaden)

Reihe 4:  festgestellte Fehlbehandlungen ohne Schadensfolge

6.6

Mafinahmen zur kiinstlichen Befruchtung

(Dr. Hans-Jiirgen Held, Dresden, Vorsitzender)

Die Kommission ,,MaBnahmen zur kiinstlichen Befruchtung* tagte
im Jahr 2005 sechsmal.

Wie auch in den vergangenen Jahren standen die Antrdge von nicht
verheirateten Paaren zur Durchfiihrung der assistierten Sterilitétsthe-
rapie im Mittelpunkt der Arbeit der Kommission.

Insgesamt wurden 120 Antrage gestellt:

- 71 Antrage kamen zur Beratung in der Kommission

- 17 Antrdge sind zurzeit noch in Bearbeitung

288

Arzteblatt Sachsen 6/2006



Tatigkeitsbericht 2005

71 Antrdge kamen zur Beratung in der Kommission
- 17 Antrége sind zurzeit noch in Bearbeitung

71 Antrége konnten davon genehmigt werden
- 32 Antrdge wurden zuriickgezogen.

Im Jahr 2005 wurden zwei Antrige zur Genehmigung weiterer IVF-
Zentren im Land Sachsen bearbeitet. Die befristete Genehmigung nach
§ 121a fiir drei Jahre konnte Prof. Steck, Klinikum Chemnitz, erteilt
werden. Hier waren alle Voraussetzungen erfiillt, was auch durch die
Begehung des Zentrums vor Ort bestétigt wurde.

Weiterhin stellte Dr. Gabert einen Antrag auf die entsprechende Ge-
nehmigung. Hier wurde zundchst eine Genehmigung unter Auflagen
erteilt, um eine Planungssicherheit bei den erforderlichen Investitionen
und fiir den Mietvertrag zu gewihrleisten. Diese Auflagen sollen im
Januar 2006 erfiillt sein, so dass dann auch hier eine Begehung vor Ort
erfolgen kann. Wenn alle Bedingungen erfiillt sind, wird die Genehmi-
gung auch hier fiir drei Jahre zunichst befristet ausgesprochen.

Wie in den letzten Jahren erfolgte auch die Qualitétskontrolle der séch-
sischen reproduktionsmedizinischen Arbeitsgruppen. Dabei konnten
wir uns wieder auf die Daten des Deutschen IVF-Registers (DIR) stiit-
zen. Es zeigte sich auch hier wieder, dass auf Grund der unterschied-
lichen Patientenstruktur auch unterschiedliche Ergebnisse erreicht wer-
den konnten.

In positiver Weise wurde die Kommission fiir kiinstliche Befruchtung
in die Erarbeitung der neuen Musterrichtlinien zur Durchfithrung der
assistierten Reproduktion der Bundesirztekammer einbezogen. Es gab
hier die Mdglichkeit der Auseinandersetzung mit dem ersten Entwurf
und der Diskussion im wissenschaftlichen Beirat, Arbeitskreis assis-
tierte Reproduktion der Bundesirztekammer. Hier waren Vertreter der
Kommissionen und der Rechtsabteilungen aller Landesédrztekammern
anwesend. In einer sehr offenen und fruchtbaren Diskussion konnten
viele Anderungsvorschlige, auch die unserer Kommission, einge-
bracht werden und fanden Niederschlag in der Novelle 2005/6 vom
23.11.2005.

Weiterhin wurde von der Kommission der Entwurf einer Geschéftsord-
nung und iiberarbeitete Vorschldge zur Anlage 1 und 2 der Berufsord-
nung erarbeitet. Diese befinden sich zurzeit noch in der Diskussion.

6.7

Gewalt gegen Kinder/Misshandlung Minderjéhriger

(PD Dr. Christine Erfurt, Dresden, Vorsitzende)

Auch im Jahr 2005 konnte die Fachkommission Gewalt gegen Kinder/
Misshandlung Minderjahriger der Sdchsischen Landesérztekammer auf
eine erfolgreiche Arbeit zuriickblicken. Die Uberarbeitung der im ,,Arz-
teblatt Sachsen‘ vor Jahren verdffentlichten Broschiire ,,Gewalt gegen
Kinder/Misshandlung Minderjihriger* ist abgeschlossen und soll 2006
erscheinen. Die Erstellung einer eigenen Homepage der Kommission
an der Séchsischen Landeskammer wurde in Angriff genommen und
im Januar 2006 fertiggestellt.

Die Untersuchung von Opfern von Gewaltstraftaten zeigt eine steigen-
de Tendenz. Hierbei sind nicht nur Kinder, sondern auch Ménner und
Frauen betroffen. Die &rztliche Untersuchung aller Opfer und insbe-
sondere die Fortbildung der Arzte hinsichtlich der Dokumentation der

Befunde und der juristischen Grundlagen der Untersuchung stellt eine
Hauptaufgabe der Mitglieder der Fachkommission dar. Aufgrund der
Unabhéngigkeit des Alters der Opfer erwégen die Mitglieder der Fach-
kommission in Absprache mit der Sdchsischen Landesdrztekammer
eine Umbenennung in Fachkommission ,,Hdusliche Gewalt*.

2005 konzentrierte sich die Tatigkeit der Fachkommission auf folgende
Schwerpunkte:

1. Tagung ,, Untersuchung von Gewaltopfern *

Am 24.11.2005 fand eine Gemeinsame Tagung der Fachkommission
mit den rechtsmedizinischen Instituten Sachsens zur Untersuchung
von Gewaltopfern statt (,,Arzteblatt Sachsen® 1/2006). Es wurden die
juristischen Grundlagen sowohl des é&rztlichen Handelns als auch des
Schutzes der Opfer erldutert. Des Weiteren wurden Hilfsangebote ver-
schiedener Organisationen im Rahmen eines noch weiter aufzubauen-
den Netzwerkes vorgestellt. Die Dokumentation der Untersuchungsbe-
funde als beweissichere Grundlage stie} auf grofles Interesse wie auch
die Darstellung der juristischen Beurteilung.

An dieser Tagung nahmen insgesamt 143 Personen teil (Arztinnen und
Arzte, Mitarbeiter von Ministerien und Beratungsstellen, Medizin-
studenten, Mitarbeiter aus Gesundheits- und Jugenddmtern, Juristen,
Rettungsdienstangehdrige und andere). Die rege und fachkompetente
Diskussion im Anschluss an die Vortrige zeigte das Interesse der Teil-
nehmer an diesem aktuellen Thema.

Diese Tagung wird voraussichtlich aufgrund der positiven und kriti-
schen Anmerkungen der Tagungsteilnehmer und des geduflerten Wun-
sches von an der Teilnahme verhinderter Kollegen eine Fortsetzung
finden.

2. Problembezogene Vortrige

Wie auch den Vorjahren wurden im Jahre 2005 mehrere Vortragstermi-
ne wahrgenommen, die sich insbesondere einerseits mit den diagnosti-
schen Grundlagen und der Dokumentation der Befunde und anderseits
mit den juristischen Grundlagen des drztlichen Handelns beschaftig-
ten. So wurden Vortrdge in mehreren medizinischen Einrichtungen
(Klinik fiir Kinderchirurgie — Uniklinikum Dresden; Krankenhaus
Freiberg; Klinik fiir Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie, Klinik
fiir Kinder- und Jugendmedizin, Klinik fiir Frauenheilkunde und Ge-
burtshilfe — Uniklinikum Dresden) zu diesen Themen gehalten. Wei-
terhin wurde fiir die Pflegedienstmitarbeiter des Universititsklinikums
Dresden und fiir Polizeibeamte an der Landespolizeischule Sachsen in
Bautzen referiert. Auf der 9. Friithjahrstagung der séchsischen Institute
fiir Rechtsmedizin und des Landeskriminalamtes Sachsen in Leipzig
wurde ein Vortrag zur Problematik des Schiitteltraumas gehalten. Auf
der 101. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft fiir Kinder- und Ju-
gendmedizin stieen die beiden interdisziplindren (Kinderchirurgie,
Kinderpsychiatrie, Rechtsmedizin) Vortrdge der Fachkommission auf
reges Interesse.

An der Bildungsakademie des Sdchsischen Staatsministeriums fiir
Soziales in Meiflen wurden innerhalb des Lehrganges ,,Fachkraft 6f-
fentlicher Gesundheitsdienst* Vorlesungen zum Thema der kindlichen
Entwicklung im Alter von 0 bis 5 Jahren unter Beachtung von Miss-
handlung und Missbrauch gehalten.
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Auch fiir das Jahr 2006 sind bereits mehrere Vortrags- und Diskussi-
onstermine mit interessierten Arzten und anderen Berufsgruppen ver-
einbart worden.

In der Folge der Vortragstitigkeit der Mitglieder der Fachkommission
waren auch 2005 zahlreiche Nachfragen von Kinderdrzten, Gynékolo-
gen und Allgemeinmedizinern zu verzeichnen, die sich auf konkrete
Fille von Kindesmisshandlungen bzw. sexuellem Missbrauch bezogen.
Hier konnten die Fachkollegen oft zum weiteren Vorgehen beratend un-
terstiitzt werden.

3. Teilnahme an Fachtagungen

Neben der Teilnahme an oben genannter Tagung der Deutschen Gesell-
schaft fiir Kinder- und Jugendmedizin nehmen die Mitglieder regelma-
Big an Tagungen ihrer Fachgesellschaften teil, um neueste Forschungs-
ergebnisse in die Offentlichkeitsarbeit einbringen zu kénnen.

Am 03. bis 04.11.2005 fand die 2. Tagung des Interdisziplindren Forum
Forensik zum Thema ,,Macht-Nidhe-Gewalt” in Bremen statt. Auf die-
ser Tagung steht neben der Beurteilung von Verletzungsfolgen bei den
Opfern die Ursachenforschung von Gewaltstraftaten im Vordergrund
der Vortragstitigkeit und der Diskussion. Es werden insbesondere auch
Hilfsangebote, die von Arzten in ihrer Beratung genutzt werden kon-
nen, vorgestellt.

4. Mitarbeit im Lenkungsausschuss der Staatsregierung zur Bekdmp-
fung der héiuslichen Gewalt

Seit November 2005 arbeiten Mitglieder der Kommission in dem seit
mehreren Jahren bestehenden Lenkungsausschuss der Staatsregierung
zur Bekdmpfung der héduslichen Gewalt mit. In diesem Lenkungsaus-
schuss arbeiten Vertreter der Sadchsischen Staatsministerien fiir Inne-
res, Justiz und Soziales sowie Mitarbeiter von Opfer- und Téterbera-
tungsstellen des Freistaates.

Auf einer Sitzung unterbreiteten die Kommissionsmitglieder in zwei
Vortriagen die Aufgaben der Kommission und die Vorstellungen zu einer
sachsenweiten Zusammenarbeit aller mit der Bekdmpfung hiuslicher
Gewalt beschiftigter Stellen. Insbesondere wurde in Ubereinstimmung
mit allen Mitgliedern des Lenkungsausschusses die Notwendigkeit der
Schaffung von Netzwerken in ganz Sachsen hingewiesen. Das Funktio-
nieren dieser Netzwerke innerhalb der Arzteschaft sowohl am Uniklini-
kum Dresden als auch mit anderen Krankenhdusern Sachsens

(s. Pkt. 6) wurde vorgestellt.

5. Mitarbeit im ,, Biindnis gegen Gewalt* der Stadt Dresden

Am 10.12.2005 wurde in Dresden das ,,Biindnis gegen Gewalt“ gegriin-
det. Hierbei haben sich Mitarbeiter von Opfer- und Taterberatungsstel-
len, Frauenhdusern, Kinder- und Jugendnotdiensten, Interventionsstel-
len, Schuldamtern sowie Vertreter von Polizei, Justiz und Rechtsmedizin
zusammengefunden, um durch einen direkten Kontakt die Hilfe sowohl
fiir die Opfer von Gewaltstraftaten als auch fiir die Téter zu verbessern.
Die regelmiBig stattfindenden Zusammenkiinfte werden der Fortbil-
dung aller Teilnahme zur Verbesserung ihrer eigenen Arbeit dienen. Als
wesentliche Aufgabe wird aber die Schaffung eines funktionierenden
Netzwerkes innerhalb der Stadt Dresden gesehen.

6. Fallspezifische Sprechstunde am Universitdtsklinikum Dresden und
der Medizinischen Fakultdit der TU Dresden

Die am Universititsklinikum Carl Gustav Carus aufgebaute interdiszi-
plindre Sprechstunde beschiftigte sich auch im Berichtsjahr mit Ein-
zelfillen von Kindesmisshandlungen. Hierbei wurden und werden ver-
schiedene Fachirzte zum Konzil einberufen. Diesem gehdren je nach
Art des Falles ein Kinderarzt, ein Kinderchirurg, ein Rechtsmediziner,
ein Kinder- und Jugendpsychiater oder auch eine Sozialarbeiterin, ein
Gynikologe, ein Dermatologe oder Ophthalmologe an.

Auch im Jahr 2005 mussten wie in den Vorjahren wieder mehrere Kin-
der begutachtet werden. Hierbei ist insbesondere zu beobachtet, dass in
einer immer grofer werdenden Anzahl sehr junge Kinder (meist unter
einem Jahr) zur Begutachtung gelangen. Auch verhértet sich weiterhin
der Eindruck, dass der Schweregrad der Verletzungen zunimmt. Sehr
héufig zu beobachten sind immer wieder Schiitteltraumata. Hier sieht
die Kommission eine weitere Aufgabe in der Aufklarung nicht nur der
Arzte, sondern aller im weitesten Sinne mit Kindern betrauten Perso-
nen.

Die Einberufung dieser interdisziplindren Sprechstunde dient auch der
Diskussion des weiteren Vorgehens der behandelnden bzw. begutach-
tenden Arzte. Hierbei war insbesondere die Frage zu kliren, ob ein
Gesprach mit den Eltern oder eine Meldung an das zustdndige Jugend-
amt ausreichend erscheint oder eine Anzeige bei der Kriminalpolizei
zu erstatten war.

Diese interdisziplindre Zusammenarbeit konnte mit mehreren medizi-
nischen Einrichtungen des Freistaates Sachsen verbessert werden.

6.8

Kommission Transplantation

(Prof. Dr. Johann Hauss, Leipzig, Vorsitzender)

Die Fachkommission Transplantation der Landesarztekammer hat sich
in diesem Jahr wieder intensiv mit zahlreichen Problemen der Organ-
spende und -transplantation im Freistaat Sachsen auseinandergesetzt.
Insbesondere wurde Wert darauf gelegt, die Kooperation innerhalb der
»Region Ost“ (Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen) zu verbessern
und die zahlreichen, teilweise komplizierten Richtlinien der Stindigen
Kommission Organtransplantation der Bundesirztekammer zeitge-
recht in die Praxis umzusetzen. Personell gab es im Jahr 2005 sowohl
im Bereich der Deutschen Stiftung Organtransplantation als auch bei
der Stiftung EUROTRANSPLANT/Leiden tiefgreifende Anderungen
Prof. Kirste iibernahm den Vorstand der Deutschen Stiftung Organ-
transplantation in Neu-Isenburg von Prof. Molzahn. Dr. Cohen und
Dr. Persijn beendeten ihre jahrelange leitende Tatigkeit bei EURO-
TRANSPLANT und iibergaben ihre Aufgaben an Dr. Rahmel, der
bisher im Herzzentrum in Leipzig arbeitete sowie an Herrn Osterlee.
Der bisherige Prisident von EUROTRANSPLANT, Prof. van Renterg-
hem aus Belgien, iibergab sein Amt an Dr. Meiser aus Miinchen. In der
Deutschen Trans-plantationsgesellschaft wurde Prof. Heemann/Miin-
chen zum neuen Ersten Vorsitzenden gewéhlt. Prof. Hauss iibergab die-
ses Amt nach mehr als 6-jahriger Tatigkeit an seinen Nachfolger. Die
Leitung des European Liver Advisory Committees wurde von Prof. Le-
rut/Briissel ibernommen, nachdem Prof. Hauss dieses Amt iiber fiinf
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Jahre innehatte. Prof. Hauss schied ebenfalls aus dem Stiftungsrat von
EUROTRANSPLANT aus. Im Stiftungsrat der Deutschen Stiftung Or-
gantransplantation ist er weiterhin tétig.

Die Zahl der Organspender in Deutschland insgesamt ist gegeniiber
dem Vorjahr um fast 13% angestiegen, bezogen auf die Einwohnerzahl
in Deutschland entspricht dies 15 Organspendern pro 1 Million Ein-
wohner (2004: 13 Organspender pro 1 Million Einwohner). Es wur-
den 3.778 Organe fiir Transplantationen zur Verfiigung gestellt (2004:
3.508). Entsprechend erhohte sich auch die Anzahl der durchgefiihrten
Transplantationen auf 3.909 (2004: 3.632). Die Anzahl der Organspen-
der, der gespendeten Organe und der durchgefiihrten Transplantationen
im regionalen Bereich 2004 und 2005 sowie die Berechnung der Organ-
spender pro 1 Million Einwohner 2004/2005 sind in den Abbildungen
dargestellt. Auch im Freistaat Sachsen war die Entwicklung durchaus
positiv: Insgesamt wurden 157 Spendermeldungen registriert, 83 davon
wurden als Spenden realisiert. 35 konnten wegen Kontraindikationen
nicht realisiert werden und 39 waren frustran.

Aus diesen 83 Spenden konnten folgende Organe vermittelt werden:
151 Nieren, 23 Herzen, 48 Lebern, 11 Lungen und 11 Pankreata.

Die durchgefiihrten Transplantationen in der Region Ost sind in der
Abbildung dargestellt.

Die insgesamt sehr positive Entwicklung im Jahr 2005 ist fiir alle Be-
teiligte eine groBe Motivation, die Gemeinschaftsaufgabe Organspen-
de und Organtransplantation weiter konsequent zu férdern und weite-
re Details konsequent zu verbessern, da wir immer noch weit davon
entfernt sind, alle Patientinnen und Patienten auf den Wartelisten zu
versorgen. Derzeit stehen mehr als 12.000 Menschen in der Bundesre-
publik Deutschland auf den Wartelisten fiir eine Organtransplantation.

Am 28.06.2005 fand die dritte groBe Beratung der Transplantati-
onskommission der Séchsischen Landesédrztekammer, Wahlperiode
2003 — 2007, in Dresden statt. Die aktuellen Probleme der Befolgung
der Richtlinien zum Transplantationsgesetz, zum Referentenentwurf
des Séchsischen Ausfithrungsgesetzes zum TPG und die Konsequen-
zen der EU-Richtlinie ,,Zellen und Gewebe* wurden dort eingehend
diskutiert. Im Mérz 2005 wurde in Zusammenarbeit mit der Deutschen
Stiftung Organtransplantation ein Treffen der Organentnahmeteams der
Region organisiert, bei dem spezielle Techniken einer optimalen Orga-
nentnahme erortert wurden. Von grofler Bedeutung ist die Abstimmung
zwischen den verschiedenen Entnahmeteams sowie die sorgfiltige
operative Technik, damit beispielsweise Schidigungen bei GefdBano-
malien vermieden werden konnen. Derartige Veranstaltungen sollen in
regelméBigen Abstinden gemeinsam mit der DSO wiederholt werden.

Weiterhin fand wihrend der Sitzung am 28.06.2005 eine Beratung zum
BQS-Leistungsbereich ,,Organspende* statt. Es wurde beschlossen,
dass ein Vorschlag an das Lenkungsgremium formuliert werden sollte,
damit dieser Leistungsbereich der externen Qualititssicherung in Sach-
sen als Pflichtmodul realisiert werden kann.

In Zusammenarbeit mit der Deutschen Stiftung Organtransplantation
fand im Jahre 2005 ein Treffen der Transplantationsbeauftragten der
Krankenhduser im Freistaat Sachsen statt. Auch im laufenden Jahr wird
wiederum eine derartige Weiterbildungsveranstaltung organisiert wer-
den.

Nochmals ist darauf hinzuweisen, dass die Aufwandserstattung fiir die
Spenderkrankenhduser verbessert wurden. In Abbildung 4 sind die seit

Januar 2004 geltenden Module aufgefiihrt. Es wurde dabei auf die Un-
terscheidung Wert gelegt, ob tatsdchlich eine Ein- oder Mehrorganent-
nahme durchgefiihrt wurde, bzw. ob bereits verschiedene Malnahmen
zur Vorbereitung der Organspende getroffen wurden.

Die Kommission wird sich auch im laufenden Jahr intensiv darum be-
miihen, die zahlreichen neuen Richtlinien des Transplantationsgesetzes
im Freistaat umzusetzen und die Bedingungen fiir die Organspende und
die Organtransplantationen insgesamt im Freistaat Sachsen noch weiter
zu verbessern.

Anzahl der Organspender* im regionalen Vergleich 2004 und 2005

Region 2004 2005
Baden-Wiirttemberg 128 138
Bayern 164 226
Mitte 153 148
Nord 184 183
Nord-Ost 155 177
Nordrhein-Westfalen 156 196
Ost 141 152
Bundesweit 1081 1220
*ohne Lebendspende

Anzahl der gespendeten Organe* im regionalen Vergleich 2004 und
2005

Region 2004 2005
Baden-Wiirttemberg 416 431
Bayern 543 717
Mitte 526 478
Nord 609 565
Nord-Ost 511 542
Nordrhein-Westfalen 513 622
Ost 390 423
Bundesweit 3508 3778

*ohne Lebendspende

Anzahl der durchgefiihrten Transplantationen™* im regionalen Ver-
gleich 2004 und 2005

Region 2004 2005
Baden-Wiirttemberg 422 486
Bayern 500 576
Mitte 346 355
Nord 837 811
Nord-Ost 504 584
Nordrhein-Westfalen 737 771
Ost 286 326
Bundesweit 3632 3909

*ohne Lebendspende; ohne Pankreas-Inseln
**ohne Lebendspende; inclusive Pankreas-Inseln
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Zahl der Organspender* pro eine Mio. Einwohner 2004

Statistik iiber die durchgefiihrten Transplantationen in der Region Ost
aufgrund postmortaler Organspende Januar — Dezember 2005

Baden-Wirttenberg [ ] ! Region Ost
Bayern | | Zentrum Dresden  Halle  Jena Leipzig Magdeburg Gesamt
'
Mitte [ ] Nierel 30 46 68 37 0 181
1
Nord | E I Pankreasl 0 0 2 11 0 13
Nord-Ost | L ]
Nordrhein-Westfalen [ ] H dN’.“’m}
' iere
Ost [ 7 ] Pankreas 0 ? 2 8 0 10
|
Bundesdurchschnitt 14,8
Inseln3 0 0 0 0 0 0
Herz2 8 1 10 16 0 35
Zahl der Organspender* pro eine Mio. Einwohner 2005 Lunge2 1 0 9 18 0 28
davon
) ' Herz/ 0 0 0 0 0 0
Baden-Wiirttemberg [ ] ' L
' unge
Bayern | B ]
! Leber 0 0 23 33 13 69
Mitte [ ] i
Nord [ ] Diinndarm 0 0 0 0 0 0
Nord-Ost [ i ]
| Gesamt 39 47 112 115 13 326
Nordrhein-Westfalen [ ] E
Ost [ HI |
Bundesdurchschnitt 14,8 6.9

* ohne Lebendspende

Region Mitte: Rheinland-Pfalz, Saaland

Region Nord: Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein

Region Nord-Ost: Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern

Region Ost: Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen
Quelle: DSO 31.01.2006 (vorldufige Zahlen)
Aufwandsentschddigung

Ab 01.01.2004 gelten fiir den Aufwand im Rahmen der Meldung eines
potentiellen Organspenders bzw. der durchgefiihrten Organentnahme
gemdl der Vereinbarung zwischen der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft und den Spitzenverbédnden der Krankenkassen Pauschalen fiir
folgende Module:

Kommission Lebendspende gem. § 8 Abs. 3 TPG

(Prof. Dr. jur. Bernd-Riidiger Kern, Leipzig, Vorsitzender)

§ 8 des Transplantationsgesetzes (TPG) regelt die Zuléssigkeit der
Entnahme von Organen bei lebenden Organspendern. § 8 Abs. 3 S. 2
TPG fordert als eine Voraussetzung fiir die Organentnahme bei einem
Lebenden, dass die nach dem Landesrecht zustdndige Kommission vor
der Organspende gutachtlich dazu Stellung genommen hat, ob begriin-
dete tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die Einwilligung
in die Organspende nicht freiwillig erfolgt oder das Organ Gegenstand
verbotenen Handelstreibens nach § 17 TPG ist.

Im sechsten Jahr des Bestehens der Kommission ist der Arbeitsanfall
im Verhéltnis zum Vorjahr gesunken. Es fanden (nach 19 Anhérungen
2004) im Berichtsjahr 13 Anhdrungen statt. Das sind auch weniger An-
horungen als in den Jahren 2001 und 2002 (je 16), aber mehr als im
insgesamt arbeitsarmen Jahr 2003 (nur neun).

Insgesamt hat die Kommission in unterschiedlicher Besetzung acht
Anhorungstermine abgehalten und dabei 13 Spender und Empfinger
gehort, elfmal fiir eine Nieren- und zweimal fiir eine Leberspende. Bei
den Spendern handelte es sich weithin um enge Familienangehorige
der Empfinger (zweimal spendete ein Elternteil fiir ein Kind, fiinfmal
spendete der Ehegatte und dreimal ein Bruder oder eine Schwester, ein-
mal spendete ein Kind fiir einen Elternteil). Hinzu kamen zwei Spen-
den von Lebensgefihrten.

Modul 1 Einorgan/Nierenentnahme 2.090,--€
Modul 2 Mehrorganentnahme 3.370,--€
Modul 3 Abbruch bei Ablehnung 200,--€
Modul 4 Abbruch bei ITS bei Zustimmung 1.270,--€
Modul 5 Abbruch im OP 2.090,--€
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Wie in den vergangenen Jahren wurden auch die Vertreter der Mit-
glieder der Kommission zur Kommissionsarbeit herangezogen. Damit
besteht nunmehr in Sachsen eine eingespielte Praxis, der zu Folge die
Séchsische Landesdrztekammer drei unterschiedlich besetzte Lebend-
spendekommissionen vorhdlt, was durchaus der Entwicklung in den
iibrigen Bundesldndern entspricht. Die Kommissionsmitglieder werden
dabei je nach Termin auch untereinander ausgetauscht.

Einige weitere interessante statistische Fakten seien mitgeteilt. Beim
Geschlechterverhiltnis hat sich eine kleine statistische Umkehrung
zum Vorjahr ergeben. Bei den Empfangern ist es zwar so geblieben
wie bisher: Deutlich weniger Frauen erschienen auf Empféngerseite
(fiinf weiblichen Empféngern standen acht ménnliche gegeniiber). Bei
den Spendern allerdings ist die Geschlechterverteilung 2005 nahezu
ausgeglichen gewesen, was sich von den Vorjahren (2000, 2001, 2003
und 2004) unterscheidet. Von den 13 Spendern waren sechs weiblichen
und sieben ménnlichen Geschlechts. Bisher hatten {iberwiegend Frauen
gespendet — nun waren es iiberwiegend Ménner.

Was die Verteilung der Antragstellung betrifft, hat sich 2005 wieder
ein Uberwiegen der Universitit Leipzig feststellen lassen. Vom Trans-
plantationszentrum der Universitdt Leipzig kamen acht Antrige, das
der Universitit Dresden stellte fiinf. Die Zahl der Dresdner Antrége ist
dabei jedoch fast gleich geblieben, die der Leipziger Antrége ist von
einem hohen Niveau herab deutlich gesunken, ohne sich jedoch zu hal-
bieren.

Im Berichtsjahr wurde eine aulerordentliche Sitzung der Lebendspen-
dekommission durchgefiihrt. An ihr nahmen alle Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder der Kommission und Vertreter des Séchsischen
Staatsministeriums fiir Soziales teil. Das Transplantationszentrum der
Universitdt Leipzig war im Jahr 2005 auf der auflerordentlichen Sit-
zung der Kommission nicht vertreten, eine weitere, langfristig termi-
nierte aullerordentliche Sitzung musste wegen der Absage aus Leipzig
ganz entfallen. In der durchgefiihrten Sitzung wurden grundsétzliche
Probleme besprochen, um einerseits eine einheitliche Vorgehenswei-
se der unterschiedlich besetzten Kommissionen zu gewéhrleisten und
andererseits die Erfahrungen der Lebendspendekommissionen anderer
Landesdrztekammern mit einzubringen.

6.10

Fachkommission Brustkrebs

(Prof. Dr. Hildebrand Kunath, Dresden, Vorsitzender)

Die Arbeitsgruppe Brustkrebs hat im Jahr eine Beratung in der Ge-
samtgruppe sowie zwei Beratungen in der Unterarbeitsgruppe Diag-
nostik, Therapie, Nachsorge (Sprecher Prof. Dr. Schonfelder, Leipzig)
durchgefiihrt. An den Sitzungen nahmen Chefirzte Gynékologischer
Kliniken in Sachsen teil. Sie berichteten zum Stand und zu Vorberei-
tungen der Bildung von Brustzentren.

Schwerpunkt der Arbeitsgruppe bildete die Erarbeitung einer Emp-
fehlung zu einer kohdrenten Cancer Contol Strategie fiir Brustkrebs
im Freistaat Sachsen mit den Komponenten Brustzentren und quali-
tatsgesicherte Brustkrebsdiagnostik und Friihdiagnostik/Mammogra-

phiescreening. Die sich bildenden Brustzentren in Sachsen folgen der
Empfehlung nach einer Zertifizierung durch die Deutsche Krebsgesell-
schaft/Deutsche Gesellschaft fiir Senologie (Onkozert). Unter Beriick-
sichtigung der gegenwirtigen Inzidenz von jdhrlich ca. 2.700 Neuer-
krankungen an Brustkrebs in Sachsen wurde eine obere Grenze von
zehn regionalen Brustzentren vorgeschlagen.

Wie in den meisten anderen Bundesldndern ist in Sachsen der Prozess
der Implementierung der Mammographierichtline an Problemen des
Datenschutzrechtes sowie an zentralen Strukturbildungsproblemen
(fehlendes Referenzzentrum) nicht wesentlich vorangekommen. Diese
Probleme waren durch die Selbstverwaltung trotz erheblicher Anstren-
gungen zusammen mit der Aufsichtsbehérde in 2005 nicht zu 16sen.
Mit einer Implementierung der Mammographierichtlinie ist aus gegen-
wartiger Sicht in Sachsen erst im Jahr 2007 zu rechnen. Unter dem
Gesichtspunkt, wonach jeder mogliche Nutzen einer Screeninguntersu-
chung fiir die Frauen erst durch die qualifizierte Diagnostik und Friih-
therapie erreicht werden kann, wird der Bildung kompetenter Brust-
zentren in der gegenwértigen Zeitetappe als Schwerpunkt angesehen,
Versorgungsstrukturen, die allerdings allen Altersgruppen zur Verfii-
gung stehen. Die Implementierung des Mammographiescreenings auf
der Basis eines Einladungssystems fiir Frauen im Alter von 50 bis 69
Jahren bildet dann eine Ergéinzung der Versorgungskette.

Ausfiihrlich hat sich die Arbeitsgruppe mit der Brustkrebs-Tumordoku-
mentation befasst und die verschiedenen Dokumentationsanforderun-
gen, wie solche der BQS, Onkozert sowie der Klinischen Krebsregister
befasst. Mit Unterstiitzung der Klinischen Krebsregister in Sachsen
wurde ein Datenmodell fiir eine einheitliche Brustkrebs-Tumordoku-
mentation erarbeitet. Dieses Modell soll fiir Sachsen mit Hilfe der Kli-
nischen Krebsregister zur Unterstiitzung der kooperativen Versorgung
der Brustkrebspatientinnen (und zunehmend auch Patienten) sowie der
Evaluierung der Versorgungsqualitét in den Versorgungseinrichtungen
zur Anwendung kommen.

6.11

Arbeitsgruppe Hirntoddiagnostik

(Prof. Dr. Dietmar Schneider, Leipzig, Vorsitzender)

Erstmalig seit 1998 wurde in Sachsen eine eindeutige Steigerung so-

wohl der Organspendemeldungen (n = 157) als auch der realisierten

Organentnahmen (n = 83) erreicht. Sachsen fiihrt die Region Ost (Sach-

sen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen) an (zum Vergleich: Sachsen-Anhalt n

= 84 bzw. 37, Thiiringen n = 82 bzw. 32). Zwar ist auch das positive

Verhdltnis der realisierten / nicht realisierten Organspendemeldungen

(83 / 74; Sachsen-Anhalt 37 / 47, Thiiringen 32 / 50) erfreulich, jedoch

liegen hier weiterhin die beiden verbesserungsbediirftigen Ansétze zur

Erhohung des Spendenaufkommens:

- Senkung der Ablehnung der Organspende (36 / = 29,5 Prozent;
Sachsen-Anhalt 24 / = 38,7 Prozent, Thiiringen 34 / = 48,6 Prozent);

- Verbesserung der Organkonditionierung.

Einhellig ist die Arbeitsgruppe durch personliche Erfahrungen und
Kenntnisse davon iiberzeugt, dass die behandelnden Arzte noch viel
zu haufig palliativmedizinische Maflnahmen im Vorfeld des Hirntodes
ergreifen, anstatt zielbewusst die Organkonditionierung im Sinne po-
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tentieller Spendervorbereitung. Insofern wurden anhand der Mentoren-
liste (den sichsischen Intensivtherapiestationen namentlich zugeordne-
te Arbeitsgruppenmitglieder) und des Jahresberichtes 2004 der DSO
(Deutsche Stiftung Organtransplantation) 26 Krankenhduser benannt,
die als potentielle Spenderkliniken in der zweiten Reihe stehen und
gezielt durch die Mentoren gemeinsam mit den DSO-Koordinatoren
durch Weiterbildungen und personliches Engagement nachhaltiger be-
treut werden sollten. Die gegenwirtige Qualititsmanagementkampag-
ne ist zu nutzen und die vielfach installierten QM-Abteilungen zu ak-
tivieren. Im Bereich der Hirntoddiagnostik und der Spendemeldungen
sind inzwischen zahlreiche standardisierte Abldufe (patient pathway)
vorhanden, die in das allgemeine QM-System eingebundenen werden
konnen. Ein entsprechender Erfassungsbogen wurde erarbeitet und
liegt in der Sichsischen Landesdrztekammer vor.

6.12

Berufsbildungsausschuss Arzthelferinnen

(Dr. Kerstin Strahler, Gorlitz, Vorsitzende)

Mit Ablauf der dritten Amtsperiode des Berufsbildungsausschusses
»Arzthelferinnen zum 31.12.2004 wurden Beauftragte der Arbeitge-
ber, Beauftragte der Arbeitnehmer und Lehrer als Mitglieder und stell-
vertretende Mitglieder vom Sdchsischen Staatsministerium fiir Soziales
neu berufen. Die konstituierende und erste Sitzung des Berufsbildungs-
ausschusses ,,Arzthelferinnen* der Berufungsperiode 2005/2008 fand
am 10.12.2005 statt.

Dr. Ackermann, bisheriger Vorsitzender des Berufsbildungsausschus-
ses ,,Arzthelferinnen® berichtete tiber die Tatigkeit des Berufsbildungs-
ausschusses in der Wahlperiode 2000/2004.

Der Président entlastete den bisherigen Berufsbildungsausschuss
,,Arzthelferinnen” und dankte insbesondere Dr. Ackermann fiir seine
langjéhrige engagierte ehrenamtliche Arbeit.

Gemil der Geschiftsordnung des Berufsbildungsausschusses ,,Arzt-

helferinnen® der Sdchsischen Landesédrztekammer leitete der Prisi-

dent die Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertreters. Dr. Strahler,
niedergelassene Arztin in Gérlitz, wurde zur Vorsitzenden gewihlt.

Frau Rothe, Prisidentin des Berufsverbandes der Arzt-, Zahnarzt- und

Tierarzthelferinnen, wurde zum Stellvertreter gewéhlt. Der Berufsbil-

dungsausschuss behandelte folgende Tagesordnungspunkte:

- Auswertung der Ergebnisse der Zwischenpriifung 2005 und der Ab-
schlusspriifungen 2005,

- Neufassung des Berufsbildungsgesetzes zum 01.04.2005,

- Neuordnungsverfahren Medizinische Fachangestellte,

- Ausbildung zur Arzthelferin in schulischer Form,

- aktuelle Gesundheitspolitik und Auswirkungen auf die Tétigkeit in
niedergelassenen Praxen, insbesondere hinsichtlich der Beschifti-
gung und Ausbildung von Arzthelferinnen,

- Untersagen des Einstellens und Ausbildens nach dem Berufsbil-
dungsgesetz.

Die Auswertung der Ergebnisse der Zwischenpriifung in Sachsen ergibt
im Vergleich der Jahre 2001 — 2005 folgenden Durchschnitt:

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005
Teilnehmer 263 266 267 285 275
Durchschnitt 3,5 4,0 4.0 3,8 4,0

Als Ursachen fiir die wiederholt schlechten Ergebnisse wurden ange-

geben:

- der fehlende Stellenwert der Zwischenpriifung,

- daraus folgend, dass die Motivation zum Lernen fiir die Zwischen-
priifung fehlt,

- immer weniger Auszubildende kénnen Zusammenhinge erfassen,
lernen stur auswendig.

Durch die Anderung des Berufsbildungsgesetzes kénnen Ausbildern

auf deren Verlangen Ergebnisse der Priifungen mitgeteilt werden. Zirka
20 Prozent der ausbildenden Arzte haben diese Moglichkeit genutzt.

Aus der Auswertung der Abschlusspriifungen 2005 ergeben sich folgen-

de Ergebnisse:
Jahr 2003 2004 2005
Teilnehmer 305 297 336
Medizin Durchschnitt 32 3,5 3,7
Verwaltung Durchschnitt 3,6 3,6 3,8
Wirtschafts- und Sozialkunde Durchschnitt 3,6 3,9 3,9
Praktische Ubungen Durchschnitt 2,9 32 3,1
Durchschnitt — Gesamtpradikat 3,5 3,7 3,6
Nichtbestandene Priifung in Prozent 9,2 14,8 12,2

Als Ursachen fiir die wiederholten schlechten Ergebnisse der Aschluss-

priifungen 2005 wurden angegeben:

- mangelnde Grundeinstellung der Auszubildenden,

- Priifungsvorbereitung, die in den Beruflichen Schulzentren angebo-
ten wird, nutzen nur 20 Prozent der Auszubildenden,

- die Zugangsvoraussetzungen werden immer schlechter, Kenntnis-
se, Fertigkeiten und Fahigkeiten, die Grundvoraussetzungen sind,
miissen bereits in den allgemein bildenden Schulen vermittelt wer-
den

- das Verhalten der Auszubildenden entspricht nicht den Grundnomen,
Disziplin ldsst zu wiinschen iibrig,

- viele Auszubildende sind ausbildungsfahig, aber fiir die Berufsaus-
bildung zur Arzthelferin nicht geeignet,

- die Attraktivitit des Berufes fehlt.
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Auch im Jahr 2005 ist die Zahl der registrierten Ausbildungs- und Um-
schulungsverhéltnisse riickléufig.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005
Auszubildende 280 281 262 230 185
Umschiiler/innen 30 53 45 53 23

Ursachen fiir den Riickgang sind

- die wirtschaftliche Situation in den Arztpraxen,

- ausbildungsbereite Arzte klagen iiber fachlich nicht geeignete Be-
werber,

- das hohe Durchschnittsalter der Arzte und der Nachwuchsmangel im
niedergelassenen Bereich in den nidchsten Jahre und

- die Budgetierung in den Arztpraxen fiihrt zur Verringerung der
Sprechzeiten. Dies hat auch Auswirkungen auf die Arzthelferinnen
und Auszubildenden in den Praxen.

Das Berufsbildungsreformgesetz trat zum 01.04.2005 in Kraft. Wesent-
liche Anderungen wurden vorgestellt und diskutiert.

Mit der Neufassung des Berufsbildungsgesetzes war eine Anderung
der Geschiftsordnung des Berufsbildungsausschusses ,,Arzthelferin-
nen“ der Sdchsischen Landesdrztekammer erforderlich. Ebenso erga-
ben sich redaktionelle Anderungen fiir folgende Beschliisse des Be-
rufsbildungsausschusses:

1. Anzahl der Auszubildenden

2. Eignung der Ausbildungsstitte

3. Verkiirzung der Ausbildungs- und Umschulungszeit

Der Berufsbildungsausschuss bestitigte einstimmig die Beschlussvor-
lagen.

Zum 01.08.2006 16st die Medizinische Fachangestellte den Ausbil-
dungsberuf Arzthelferin ab. Die bewéhrte Kombination von medizini-
schen und verwaltungsbezogenen Berufsinhalten bleibt erhalten. Die
Umsetzung obliegt im Wesentlichen den niedergelassenen ausbildenden
Arzten, den Arztekammern und den berufsbildenden Schulen gemiB
dem neuen schulischen Rahmenlehrplan. Kenntnisse und Fahigkeiten
in den Bereichen der Kommunikation, Patientenorientierung, Gesund-
heitsférderung, Pravention, Rehabilitation und Handeln bei Not- und
Zwischenféllen wurde ein deutlich héherer Stellenwert zugewiesen;
der Bereich Qualitdtsmanagement vollig neu aufgenommen.

Der Anspruch und das Niveau der Ausbildung und des Ausbildungsbe-
rufes ldsst sich an den deutlich anspruchsvolleren Priifungs- und Beste-
hensregelungen ablesen.

Einen Widerspruch sehen die Mitglieder des Berufsbildungsausschus-
ses zwischen den hohen Anforderungen, die sich aus der Ausbildungs-
verordnung ergeben und sich aber nicht im Rahmenlehrplan widerspie-
geln. Der Bereich Medizin (zum Beispiel Anatomie, Physiologie und
Pathologie) wird als drastisch reduziert eingeschitzt.

Das Untersagen des Einstellens und Ausbildens nach dem Berufsbil-
dungsgesetz obliegt dem Séichsischen Staatsministerium fiir Soziales
als oberste Aufsichtbehorde. Im November 2005 hat das Séachsischen
Staatsministerium fiir Soziales einen Bescheid erlassen, der einem Arzt
das Einstellen und Ausbilden nach dem Berufsbildungsgesetz unter-

sagt. In einem zweiten Fall hat das Séchsische Staatsministerium fiir
Soziales im Rahmen einer Anhdrung der Séchsischen Landesérztekam-
mer Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Auch hier soll dem Arzt
das Einstellen und Ausbilden nach dem Berufsbildungsgesetz untersagt
werden.

7
Gesundheitspolitische Arbeit und Auslandskontakte

7.1

Biindnis Gesundheit 2000 im Freistaat Sachsen

(Dr. Gisela Triibsbach, Dresden, Vorstandsmitglied)

Das Biindnis Gesundheit 2000 im Freistaat Sachsen ist das einzige ak-
tive Biindnis in Deutschland. Es hat sich im Jahr 2005 mehrfach zu
Beratungen mit allen 32 Partnern in der Séchsischen Landesdrztekam-
mer getroffen. Vor dem Hintergrund der laufenden Gesundheitsreform
waren diese Treffen von grofer Bedeutung, um die Auswirkungen auf
die verschiedenen Bereiche der Heilberufe diskutieren und gegeniiber
der Offentlichkeit wirksam darstellen zu kénnen.

Eine Redaktionsgruppe des Biindnisses hat wegen Fehlsteuerungen in
der Gesundheitsreform ein Positionspapier zur ,,Weiterentwicklung des
Gesundheitswesens* erarbeitet. Dieses Positionspapier konnte im Mérz
2005 der Offentlichkeit im Rahmen einer Pressekonferenz im Séchsi-
schen Landtag vorgestellt und damit auch eine dringende Diskussion
iiber die Zukunft einer solidarischen Krankenversicherung angeregt
werden.

Das Anliegen des Sachsischen Biindnisses Gesundheit 2000 im Po-
sitionspapier ist es, unter Beibehaltung des Solidarprinzips zwischen
Gesunden und Kranken, Alten und Jungen, Armen und Reichen, den
Patienten eine qualitativ hochwertige, wohnortnahe, nach individuellen
Gesundheitszielen ausgerichtete medizinische Versorgung zukommen
zu lassen. Es setzt sich berufsgruppeniibergreifend fiir ein Gesund-
heitswesen ein, das nicht auf staatlicher Reglementierung beruht.
Weitere Diskussionsschwerpunkte der gemeinsamen Treffen bildeten
die Neuen Versorgungsformen nach dem Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetz (GMG), insbesondere die Hausarztvertridge und die Inte-
grierte Versorgung sowie Verdnderungen im Pflegebereich sowie der
Physiotherapie.

Nachdem zum Jahresende 2005 im Koalitionsvertrag der neuen Bun-
desregierung weitere gravierende Einschnitte im Gesundheitsbereich
enthalten waren, hatte das Biindnis die Planung und Durchfiihrung
einer Veranstaltung zu den rechtlichen und fachlichen Problemen der
Gesundheitsreform im Jahr 2006 erwogen. Gleichzeitig mdchte es die
Landesbiindnisse in den anderen Bundesldndern und auf Bundesebene
zu einer Aktivierung der Zusammenarbeit auffordern.

7.2

Deutsch-polnische Arbeitsgruppe

(Dr. Helmut Schmidt, Hoyerswerda, Vorsitzender)

Die Arbeitsgruppe hat im Jahr 2005 ihre Arbeit auf den direkten Aus-
tausch von Themen und Problemen zwischen der Séchsischen Lan-
desdrztekammer und der Polnisch-Niederschlesischen Arztekammer
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fokussiert. Ein zentrales Element bildete dabei der Arztemangel in
Sachsen und die Anstellung von Arzten aus den osteuropdischen Nach-
barlindern. Nach der Erweiterung der Europdischen Union im Mai
2004 kam es in Deutschland oder Sachsen nach einhelliger Auffassung
zu keiner Arzteschwemme aus Polen. Zwar lagen in Breslau rund 250
Antrége auf eine Auslandstitigkeit vor, doch wurden nicht alle Antrige
auch in die Tat umgesetzt.

Uber die Arbeitsgruppe erfolgte zudem der fachliche Austausch iiber
die Weiterbildung, die Fortbildung und die Berufsordnung in den bei-
den Nachbarldndern. Dadurch konnten wichtige Erkenntnisse iiber die
jeweiligen Gesundheitssysteme gewonnen und Fragen der Anpassung
erortert werden.

Der Schwerpunkt der Arbeit im Jahre 2005 galt der Vorbereitung des 3.
Deutsch Polnischen Symposiums ,,Vergangenheit verstehen — Zukunft
gestalten®, welches vom 10. bis 12.09.2005 in Breslau stattfand. Zusam-
men mit den Vertretern der befreundeten Polnisch-Niederschlesischen
Arztekammer gelang es, fiir die rund 200 Teilnehmer ein umfangreiches
wissenschaftliches und kulturelles Programm zu entwickeln. Mehrere
Vorbereitungstreffen der beiden Kammern — meist in Breslau — wa-
ren von einer sehr freundschaftlichen Arbeitsatmosphire geprégt. Der
europdische Weg bildete dabei die Klammer des Symposiums. Neben
historischen Themen wie ,,Die drztliche Selbstverwaltung in der II. Re-
publik Polen* oder ,,Die Entwicklung der Schlesischen Arztekammer
von ihrer Griindung bis 1945 kamen auch die aktuellen europdischen
Entwicklungen zur Sprache. So referierte Dr. Kloiber, Generalsekre-
tir des Weltdrztebundes, iiber ,,Die Zusammenarbeit der europdischen
Arztekammern” und Dr. Ulmer, Mitglied des europiischen Parlaments
iiber ,,Européische Gesundheitssysteme vor dem Hintergrund der Eu-
ropdischen Erweiterung”.

Deutlich wurde auf dem Symposium, dass die Umgestaltung oder Neu-
ausrichtung der finanziellen Grundlagen des deutschen Gesundheits-
systems auch Auswirkungen nach Polen haben wird. Hinzu kommen
Europiische Richtlinien, wie zum Beispiel die zur Arbeitszeit im Kran-
kenhaus, welche die érztliche Tatigkeit maB3geblich beeinflussen. Die
Séichsische Landesirztekammer wird diesen Umstand mit der Arzte-
kammer in Breslau diskutieren.

Mit den Symposien soll Geschichte verstdndlich gemacht werden, da-
mit aus ihr gelernt und die Erkenntnisse fiir eine gemeinsame Zukunft
in einem gemeinsamen Europa und an einer gemeinsamen Grenze ge-
nutzt werden konnen.

Gegenseitige offizielle Besuche zu berufpolitischen Anldssen der Arz-
tekammern vertieften das Verstindnis fiireinander. So konnten wir den
Prisidenten der Polnisch-Niederschlesischen Arztekammer, Dr. Woi-
nar, zum 13. Sichsischen Arztetag und zu der Festveranstaltung ,,15
Jahre Sichsische Heilberufekammern® in Dresden begrii3en.

7.3

Projektgruppe Elektronischer Heilberufeausweis

(Dr. Giinter Bartsch, Chemnitz, Vorsitzender)

Diese Arbeitsgruppe wurde vom Vorstand der Sdchsischen Landes-
arztekammer gebildet, um die Einfilhrung des elektronischen Arzt-
ausweises auf Landesebene zu organisieren und zu begleiten. Eine
entsprechende Institution auf Bundesebene (Projektgruppe HPC der

Bundesérztekammer) bearbeitet die Fragestellungen, die das Gesamt-
projekt betreffen wie Spezifikationen, Vertrdge mit Kartenherstellern
(Trustcenter) und Zusammenarbeit mit Bundesinstitutionen wie der
Gematik, der Gesellschaft zur Einfilhrung der Gesundheitskarte. Bei
der Gematik laufen die Féaden fiir das gewaltige Prestigeprojekt Ge-
sundheitskarte zusammen, viel gewaltiger und komplexer als seinerzeit
Toll-Kollekt. Die elektronische Gesundheitskarte ist die Eintrittskarte
zum Grofprojekt ,.elektronisches Gesundheitsnetz®, das in geschiitzter
Form alle Bereiche des Gesundheitswesens vernetzen und der sicheren
Kommunikation dienen soll. Sie hat zundchst nur einen Pflichtteil ne-
ben den Versichertendaten, das elektronische Rezept.

Die elektronische Gesundheitskarte wird unserer aller Tatigkeit ver-
dndern, wie wir uns das heute noch nicht vorstellen kénnen. Unsere
Projektgruppe bereitet das Arbeitsmittel HPC, das den Zugriff auf die
Daten der Gesundheitskarte gewdahrleistet, zur Ausgabe an alle sidchsi-
schen Arzte vor. Dies ist eine groBe logistische Herausforderung an alle
Geschiftsbereiche der Kammer. Unter der Federfiihrung der Kaufmén-
nischen Geschiftsfiihrerin der Sichsischen Landesidrztekammer, Frau
Keller, die auch die Verbindung zur Bundesérztekammer und zum Len-
kungsausschuss Sachsen pflegt, sind alle betroffenen Arbeitsbereiche
der Séchsischen Landesdrztekammer griindlich auf die Ausgabe des
elektronischen Arztausweises vorbereitet worden. Im Vorstand wird re-
gelmédBig dariiber berichtet.

Die Projektgruppe, der mit Prof. Kunath als ein Experte fiir Telematik
im Gesundheitswesen und von Seiten des Vorstandes Dr. Bartsch, auch
zwei Arzte angehdren, hat sich bisher dreimal zusammengefunden.
Eine Zusammenarbeit mit der Kassenérztlichen Vereinigung Sachsen,
die ja mit der Anwendung in jeder Arztpraxis in der Zukunft die ,,Klein-
arbeit* bei der Umsetzung zu betreuen hat, ist selbstverstindlich und
ebenfalls Aufgabe der Projektgruppe.

Sachsen ist eine von acht Testregionen bei der Einfithrung der elek-
tronischen Gesundheitskarte in Deutschland, deshalb miissen hier
auch die ersten elektronischen Arztausweise ausgegeben werden. Eine
Testregion umfasst etwa 10.000 Versicherte, 15 bis 25 Arzte, drei bis
fiinf Apotheken und ein bis zwei Krankenhéuser. Die Erprobung ist
in vier Stufen vorgesehen, eine Echtanwendung der Karten in der 4.
Stufe wird nicht vor Ende des Jahres 2006 erwartet. Eine Begleitung
der Testregion Lobau/Zittau durch die Sichsische Landesdrztekammer
ist durch das Projekt SaxMediCard schon eingespielt und muss nun
erweitert werden. Koordinierungsgesprache mit den beteiligten Insti-
tutionen haben stattgefunden. Wie es zurzeit aussieht, werden bis zur
flichendeckenden Einfiihrung der genannten Karten, zumal mit erwei-
terten Funktionen, noch Jahre vergehen. So ist es aber auch moglich,
die Tiicken der Mammutaufgabe, die ja bekanntlich im Detail liegen,
noch rechtzeitig zu erkennen und moglichst zu beheben. Eine generelle
Einfithrung am 01.01.2006 war von Anfang an eine Illusion der Vor-
géngerregierung, aber der gleichen Ministerin.

Die Séchsische Landesdrztekammer ist jedenfalls zur Ausgabe der
elektronischen Arztausweise schon jetzt umfassend vorbereitet.
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8

Sachsische Arzteversorgung (14. Geschiiftsjahr)

(Dr. Steffen Liebscher, Aue, Vorsitzender des
Verwaltungsausschusses)

Das Geschiftsjahr 2005 war von zahlreichen Anderungen gekenn-
zeichnet, welche auf die Arbeit des Versorgungswerkes einen groflen
Einfluss hatten. Im Juni 2005 fanden Neuwahlen zu den beiden Orga-
nen Aufsichtsausschuss und Verwaltungsausschuss statt. Die Verwal-
tung hatte die neu beschlossenen umfangreichen Satzungsédnderungen
sowie die Forderungen aus der Verordnung 1408/71 umzusetzen. In
diesem Zusammenhang wurden mit allen &rztlichen und tierérztlichen
Versorgungswerken in Deutschland neue Ubetleitungsabkommen abge-
schlossen. Nach ausfiihrlicher Beratung mit den Heilberufen wurde das
Séchsische Heilberufekammergesetz novelliert und trat am 11.11.2005
in kraft. Es regelt im § 6 jegliche Grundlagen des Versorgungswerkes.
Nicht zuletzt erregte die Einfiihrung des schrittweisen Ubergangs der
Besteuerung der Beitrdge zur Besteuerung der Renten nach dem Alt-
EinkG die Aufmerksamkeit der Betroffenen und erzeugte fiir das Ver-
sorgungswerk hohe Aufwendungen, um die geforderten Informationen
bereitzustellen und gleichzeitig den Schutz der iibrigen Daten aller
Mitglieder zu gewiéhrleisten.

Zur Wahrnehmung ihrer satzungsgemifBen Aufgaben trafen sich die
Mitglieder des Verwaltungsausschusses als geschéftsfithrendes Organ
zu elf Beratungen. Dabei diskutierten sie monatlich iiber die politische
und wirtschaftliche Situation des Versorgungswerkes, informierten sich
iiber den Kapitalmarkt, legten Anlagestrategien fest und besprachen un-
ter anderem. die Beitragssituation, den Stand der Leistungsgewéhrung
und weitere aktuelle Probleme. Die Ausschussmitglieder berieten iiber
Antrige zur Berufsunfahigkeit bzw. zur Rehabilitation und waren dar-
iiber hinaus bei zahlreichen Beratungen in Kapitalanlageausschiissen
tatig. Wie inzwischen langjahrige Tradition, kam der Verwaltungsaus-
schuss dem Informationsbediirfnis der Mitglieder auf verschiedenen
Informationsveranstaltungen nach. Verdffentlichungen im ,,Arzteblatt
Sachsen® und eine umfangreiche Prisentation im Internet (www.saev.
de) erginzen die Bemiihungen um eine sachliche Information der Mit-
glieder.

Der Aufsichtsausschuss nahm als liberwachendes Organ seine Aufga-
ben gemiB § 4 Absatz 8 SSAV in drei Sitzungen wahr und informierte
sich umfassend {iber die Geschiftstitigkeit der Sichsischen Arztever-
sorgung.

Am 26.06.2005 tagte die 16. Erweiterte Kammerversammlung, hochs-
tes Organ der Séichsischen Arzteversorgung und wihlte die Mitglieder
des Aufsichts- und des Verwaltungsausschusses fiir die ndchsten fiinf
Jahre. Weitere Beschlussfassungen betrafen den Jahresabschluss 2004,
den Geschiftsbericht, und die Festlegung der Rentenbemessungs-
grundlage und Dynamisierung der laufenden Renten und Anwartschaf-
ten zum 01.01.2006. Die Rechenschaftslegung ergab, dass die Mittel
der Sichsischen Arzteversorgung entsprechend § 7 Absatz 1 SSAV nur
zur Bestreitung der satzungsgeméfen Leistungen und der notwendigen
Verwaltungskosten verwendet wurden. Die Erweiterte Kammerver-
sammlung erteilte dem Aufsichtsausschuss und dem Verwaltungsaus-
schuss Entlastung.

Am 12.11.2005 wurden in der zusétzlich einberufenen 17. Erweiter-
ten Kammerversammlung zwei Mitglieder fiir den Verwaltungs- und
den Aufsichtsausschuss entsprechend dem Reglement der Satzung der
Séchsischen Arzteversorgung nachgewihlt.

Vorrangige Aufgabe des Versorgungswerkes ist nach wie vor die Ver-
mehrung und Sicherung des Kapitalvermogens als Grundlage fiir eine
stabile Leistungsgewdhrung.

Die Situation an den Kapitalmérkten zeigte sich im Jahr 2005 stabil
und ermdglichte durch eine weitsichtige, primér sicherheitsorientierte
Anlagepolitik eine Verstetigung der Ergebnisse des Vorjahres und trug
zu einer weiteren Steigerung der Kapitalertrige bei.

Die auch in diesem Jahr weiter angestiegenen Beitragseinnahmen, eine
6konomische Haushaltsfilhrung und eine konsequente Anlagepoli-
tik unter Einbeziehung professioneller Beratung durch einen Advisor
unterstiitzen langfristig eine kontinuierliche Entwicklung des Versor-
gungswerkes zum Nutzen seiner Mitglieder. Die Implementierung ei-
ner Masterfondstruktur tragt einer ausgewogenen Risikoverteilung und
-steuerung Rechnung und erleichtert mit einem einheitlichen Reporting
die Analyse und Vergleichbarkeit der einzelnen Fondsmandate.

Im Immobilienbereich konnte das Engagement in geschlossenen
Fondsbeteiligungen zum Beispiel mit anderen Versorgungswerken, un-
ter Beriicksichtigung der Gesamtrisikostruktur weiter ausgebaut wer-
den. Das Vermdgen der Sichsischen Arzteversorgung wird aufgrund
der Mitgliederstruktur auch in den folgenden Jahren weiter dynamisch
wachsen.

Vorausschauend und zur Sicherung der Rechnungsgrundlagen der
Versorgungswerke hat die Arbeitsgemeinschaft Berufssténdischer Ver-
sorgungswerke (ABV) bereits im Jahr 2004 die Heubeck-Richttafeln-
GmbH beauftragt, die demographische Entwicklung der freien Be-
rufsstinde erneut zu iiberpriifen. Im Ergebnis der Untersuchung wird
die Sichsische Arzteversorgung ihre versicherungsmathematischen
Grundlagen priifen und entsprechend reagieren.

Im Jahr 2005 verzeichnete die Sichsische Arzteversorgung einen Net-
tozugang von 420 Mitgliedern und erreichte zum Jahresende mit einem
aktiven Mitgliederbestand von insgesamt 13.410 Aktiven einen, aus
versicherungsmathematischer Sicht, weiterhin komfortablen Zustand.
Das Beitragsvolumen des Geschiftsjahres in Héhe von 112 Millionen
EURO fiihrte mit einer Steigerung von ca. vier Prozent zu einer beach-
tenswerten Beitragsdynamik.

Bis zum Ende des 14. Geschiftsjahres gewiihrte die Sichsische Arzte-
versorgung insgesamt 54 Millionen EURO fiir Leistungen in den Be-
reichen Hinterbliebenen-, Alters- oder Berufsunfahigkeitsversorgung,
davon allein rund 14 Millionen EURO im Jahr 2005. Zum 31.12.2005
zahlte die Versorgungseinrichtung an 336 Hinterbliebene, an 78 Be-
rufsunfihige und an 1.439 Altersruhegeldempfinger Renten nach den
Bestimmungen der Satzung.

Zum 01.01.2006 konnten alle Anwartschaften und laufenden Versor-
gungsleistungen um 1 Prozent dynamisiert werden.

Detaillierte Angaben zum Geschéftsverlauf und zum Ergebnis enthalt
der ,,Geschiiftsbericht 2005 — Sichsische Arzteversorgung®. Er kann
von Mitgliedern der Sichsischen Arzteversorgung nach Beschlussfas-
sung durch die 18. Erweiterte Kammerversammlung am 24.06.2006
eingesehen bzw. angefordert werden.
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9

Hauptgeschiiftsfiihrung

9.1

Hauptgeschiiftsstelle

(Ch. Evely Kérner, Sekretariat)

Mit hohem Engagement und umfassender Fachkompetenz werden die
ehrenamtlichen Titigkeiten der Arztinnen und Arzte der Sichsischen
Landesérztekammer organisiert und ausgefiihrt. Unterstiitzung erhal-
ten sie dabei von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Haupt-
geschiftsstelle mit einer funktionstiichtigen, effizienten und flexibel ar-
beitenden Verwaltung. Technische Neuerungen, Prozessoptimierungen
und moderne Arbeitsmittel kommen optimal zum Einsatz. Reserven im
Arbeitsablauf werden genutzt, um auftretende Méngel zu beseitigen.
Per 31.12.2005 betrug die Beschiftigtenzahl der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Hauptgeschéftsstelle Dresden 63, davon jeweils
eine Mitarbeiterin in den Bezirksstellen Chemnitz und Leipzig. In der
Verwaltung der Sichsischen Arzteversorgung waren per 31.12.2005
insgesamt 29 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fiir die drztlichen und
tierdrztlichen Mitglieder tétig.

Nachfolgende Zahlen verdeutlichen die im vergangenen Jahr geleistete
umfangreiche Verwaltungsarbeit der Sdchsischen Landesdrztekammer.
Bearbeitung, Erteilung bzw. Ausstellung von:

313 Weiterbildungsbefugnissen

908  Anerkennungen nach der Weiterbildungsordnung

317  Fachkundebescheinigungen

264  Fortbildungszertifikate
6.836  Zertifizierungen von Fortbildungsveranstaltungen
1.156  Arztausweisen (mit Gebiihr)

352 Arztausweisen (Verldngerung)

100 Schilder ,,Arzt-Notfall*

311 Antrégen an die Gutachterstelle fiir Arzthaftungsfragen
1.951 Patientenbeschwerden/-anfragen

95  Antriagen auf Beitragsermafligung, -stundung oder -erlass
im Arzthelferinnenwesen:

184  registrierte Ausbildungverhiltnisse

23 Umschulungsverhéltnisse
275  Teilnehmerinnen an Zwischenpriifungen
336  Teilnehmerinnen an Abschlusspriifungen.

Der tdgliche Postein- und -ausgang ist im Vergleich zum Vorjahr weiter
angestiegen. Die zu bearbeitenden Sendungen lagen bei durchschnitt-
lich 650 Stiick pro Tag einschlieBlich elektronischer Posteingang.

In der Sichsischen Landesdrztekammer wurden 540 Veranstaltungen,
wie zum Beispiel Sitzungen der Ausschiisse, Vorstandssitzungen,
Kammerversammlungen, Seminare, Fortbildungsveranstaltungen mit
26.414 Teilnehmern durchgefiihrt, die von den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Hauptgeschéftsstelle vorbereitet, organisiert und be-
treut wurden. Die fiir diese Veranstaltungen nutzbaren Rdumlichkeiten
werden optimal auch an den Wochenenden ausgelastet.

Drei Sonderkonzerte und neun Konzerte der ,,Jungen Matinee“ der
Dresdner Musikschulen und der Hochschule fiir Musik ,,Carl Maria
von Weber“, sechs Vernissagen von Kiinstlern, vorrangig aus Sachsen,
konnten zu den kulturellen Héhepunkten des vergangenen Jahres ge-

zahlt werden. 1.571 Géste bestétigten den Erfolg der schon zur Tra-
dition gewordenen Veranstaltungen. Auch hierbei engagierten sich
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hauptgeschéftsstelle zusétzlich
zu ihren Dienstaufgaben bei der Vorbereitung, Organisation und Be-
treuung der Veranstaltungen.

Allen in der Séchsischen Landesdrztekammer und der Séchsischen
Arzteversorgung titigen Mitarbeitern wird fiir ihr aktives Mitwirken
und Engagement im Dienste der séichsischen Arzteschaft, ihre Einsatz-
freude sowie ihr freundliches Auftreten bei allen Anfragen und Belan-
gen recht herzlich gedankt.

9.1.1

Rechtsabteilung

(Dr. jur. Alexander Gruner, Rechtsreferent;

Ass. jur. Michael Kratz, Rechtsreferent)

Zu den Aufgaben der Rechtsabteilung zéhlen die Bearbeitung berufs-
rechtlicher und berufsethischer Angelegenheiten, einschlieBlich Wider-
spriiche und Prozessfiihrung sowie die Beratung der Organe und der
Geschiftsbereiche/Referate der Sdchsischen Landesdrztekammer in
allen Rechtsangelegenheiten.

1. Berufsrechtliche Angelegenheiten

Berufsrechtliche Angelegenheiten werden auf der Grundlage der Be-
rufsordnung der Sdchsischen Landesérztekammer bearbeitet und be-
wertet. Der Ausschuss Berufsrecht ist bei Sachverhalten von besonderer
Bedeutung fiir die Ausiibung des drztlichen Berufes und bei berufsbe-
zogenen Streitigkeiten unter Kammermitgliedern, soweit diese nicht
im Vermittlungsverfahren geldst werden konnen, sowie bei inhaltlich
komplexen Patientenbeschwerden beteiligt. Im Jahre 2005 war erneut
eine hohere Zahl von berufsrechtlichen Angelegenheiten zu verzeich-
nen.

Berufsrechtliche Angelegenheiten von 2000 bis 2005

2000 2001 2002 2003 2004 2005

mit Ausschuss Berufs- 289 360 428 468 734 763

recht
ohne Ausschuss Berufs- ¢ 776 1009 1151 1189 1188
recht
Gesamt 898 1136 1437 1619 1923 1951

Dem gesetzlichen Auftrag im Séchsischen Heilberufekammergesetz
entsprechend, wurden im Jahre 2005 insgesamt 1951 Angelegenheiten
mit berufsrechtlichem Bezug bearbeitet. Dabei ldsst sich die Rechtsab-
teilung stets davon leiten, auf ein gedeihliches Verhaltnis der Mitglieder
zueinander hinzuwirken und bei berufsbezogenen Streitigkeiten unter
den Mitgliedern und zwischen Mitgliedern und Dritten vermittelnd té-
tig zu sein. Einen Schwerpunkt stellen Beschwerden von Patienten iiber
die Verletzung allgemeiner drztlicher Berufspflichten, wie dem Vorwurf
der unterlassenen Hilfeleistung, der nicht gewissenhaften Ausiibung
des drztlichen Berufes oder die Nichtherausgabe von Patientenunter-
lagen dar. Viele Beschwerden betreffen die berufliche Kommunikation
von Mitgliedern. Erfreulicherweise nutzen die Mitglieder verstarkt die
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Moglichkeiten der Beratung durch die Rechtsabteilung fiir eine berufs-
rechtskonforme AuBlendarstellung. Bei insgesamt neun Sitzungen des
Ausschusses Berufsrecht wurden juristisch und arztlich abgestimmte
Ergebnisse erzielt, die stets geeignet waren, Streitigkeiten zu beenden.

Berufsrechtliche Angelegenheiten im  ohne Beteiligung  mit Beteligung

Jahr 2005 des Ausschusses des Ausschus-
Berufsrecht ses Berufsrecht

Allgemeine Anfragen und Auskiinfte

(zum Beispiel Zusendung von Geset- 570 1

zen, Unterlagen, insbesondere auch

Patientenverfiigungen)

Auskunftsersuchen zu Meldedaten 54 10

Erteilung von ,,good standing* 103 0

Allgemeine érztliche Berufspflichten/
Beschwerden, Gewissenhafte Be- 29 387
rufsausiibung (§§ 1, 2 BO)

Vorwurf der unterlassenen Hilfeleis-

tung 1 29
Abgabe/Verkauf von Produkten bzw.

Dienstleistungen — gewerbliche s 7
Titigkeit von Arzten (§ 3 Abs. 2. V.

mit § 34 Abs. 5 BO)

Fortbildungs- und Qualitétssicherungs-

pflicht (§§ 4, 5 BO) 2 3
Behandlungsgrundsitze - Ablehnung

der Behandlung (§ 7 BO) 7 60
Aufkldrungspflicht (§ 8 BO) 2 3

Anfragen bzw. Verdacht hinsichtlich
der Verletzung der drztlichen Schwei- 9 9
gepflicht (§ 9 BO)

Dokumentationspflicht
(§ 10 Abs. 1 BO)

Aufbewahrung bzw. (Nicht-)Herausga-
be von Patientenunterlagen 98 11

(§ 10 Abs. 2 BO)

Honorar- und Vergiitungsabsprachen

(§ 12 BO) 4 23
Anfragen/VerstoBle gegen § 16 Abs. 4

SiichsHKaG (GmbH ...) 0 1

Niederlassung und Ausiibung der

Praxis (§ 17 BO) 23 12
Gemeinsame Berufsausiibung (§ 18 ff.) 8 4
Beschiftigung angestellter Praxisérzte

(§ 19 BO) 2 1

Haftpflichtversicherung (§ 21 BO) 6 8
Vertrdge liber drztliche Tatigkeit

(§ 24 BO) 17 2
Anfragen bzw. Verstofe bei der Erstel-

lung von Zeugnissen und Gutachten 25 2
(§ 25 BO)

Werbung/Verzeichnisse/Internet

(§§ 27,28 BO) 66 8

Unkollegiales Verhalten (§ 29 BO) 12 8
Zusammenarbeit des Arztes mit Dritten

(§ 30 BO) 5 15
Wahrung der drztlichen Unabhéngig- 0 6

keit (§§ 31, 32, 33, 35)

Verordnungen, Empfehlungen und
Begutachtung von Arznei-, Heil- und 1 9
Hilfsmitteln (§ 34 BO)

Praxisaufgabe, -verkauf, -bewertung

etc. 3 0

Antrége auf Beflirwortung einer IVF-

Behandlung 86 0

Mitteilungen der Staatsanwaltschaft 1 17
Spezialgesetzliche Regelungen (SGB,

Séchsisches Bestattungsgesetz) u. &. 41 50

Gesamt 1188 763 1951

Berufsrechtliche Verfahren

Verstofe von Kammermitgliedern gegen das drztliche Berufsrecht, die
mit einer Riige oder einem Berufsgerichtsverfahren zu ahnden waren,
sind leicht angestiegen. Es mussten verstarkt Riigen wegen Nichtdu-
Berung gegeniiber der Sachsischen Landesirztekammer ausgesprochen
werden.

Eingeleitete Riige- und berufsgerichtliche Verfahren
(von 2000 bis 2005)

2000 2001 2002 2003 2004 2005
Rugeverfahren 21 17 20 16 9 13
berufsgerichtliche Ver- 5 3 4 4 1 4
fahren
Gesamt 26 25 24 20 10 17

2. Verwaltungsrechtliche Angelegenheiten

2.1. Widerspriiche gegen Verwaltungsakte der Scichsischen Landesdrz-
tekammer

Die Anzahl der zu bearbeitenden Widerspriiche gegen Entscheidungen
nach der Weiterbildungsordnung der Séchsischen Landesdrztekammer
sowie zur Kammerbeitragsveranlagung ist angestiegen. Die Wider-
spruchsverfahren im Berufsrecht sind dagegen erneut gesunken.

Widerspruchsverfahren (von 2000 bis 2005)

2000 2001 2002 2003 2004 2005
Berufsrecht 2 4 1 2 3 1
Weiterbildung 24 7 5 5 8 12
AH-Wesen 3 0 1 1 1 2
Beitrige 198 199 97 44 33 50
Gebiihren 4 4 6 5 3 4
Gesamt 231 214 110 57 48 69
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Widerspruchsverfahren

Feststellung der drztlichen/nichtdrztlichen Tdtigkeit

Stattgabe/teil- Ab- Riich- Berich- in Bear- Ge-

weise Stattgabe lehng. nahme tigung  beitung samt
Berufsrecht 1 0 0 0 0 1
Weiterbildung 4 5 3 0 2 12
AH-Wesen 0 1 1 0 0 2
Beitrige 20 4 10 7 9 50
Gebiihren 1 0 1 1 1 4
Gesamt 26 10 15 8 10 69

2.2. Verwaltungsgerichtliche Verfahren

Es war lediglich ein neues verwaltungsgerichtliches Verfahren zu ver-
zeichnen. In vier Verfahren aus den Vorjahren kam es zu einer gericht-
lichen Entscheidung.

Verwaltungsgerichtliche Verfahren

Klagen Neuer Uberhiinge Klageab- Klage-

Gesamt Posteingang aus Vorjahren  weisung  stattgabe
Berufsrecht 2 0 2 1 1
AH-Wesen 0 0 0 0 0
Weiterbildung 1 1 1 0 0
Finanzen 3 0 3 2 0
Gesamt 6 1 6 3 1

3. Allgemeine Rechtsangelegenheiten

Im Jahre 2005 waren neben den oben aufgefiihrten Vorgidngen mit
berufsrechtlichem Bezug weitere 131 Vorgédnge zu bearbeiten, wel-
che vor allem komplexe Anfragen aus dem Weiterbildungsrecht der
Séchsischen Landesérztekammer, zur Fiihrungsfahigkeit ausldndischer
akademischer Grade und das Arzthelferinnenwesen betrafen. Es wur-
den zudem 13 Satzungsénderungen juristisch begleitet. Die Rechtsab-
teilung erarbeitete regelmdfBig Stellungnahmen zu Gesetzesvorhaben
auf Bundes- und Landesebene. Die Rechtsabteilung unterstiitzt zudem
Ausschiisse und Kommissionen der Sichsischen Landesdrztekammer
auf rechtlicher und organisatorischer Basis und arbeitet eng mit allen
anderen Geschéftsbereichen und Referaten der Séchsischen Landesérz-
tekammer zusammen. Exemplarisch wird dies an der Zusammenarbeit
mit dem Kaufméinnischen Geschéftsbereich im Rahmen der Feststel-
lung drztlicher/nichtérztlicher Tétigkeit dargestellt.

2000 2001 2002 2003 2004 2005
arztliche Tatigkeit 35 24 36 28 14 18
keine drztliche Tatigkeit 10 15 13 11 7 11
in Bearbeitung 1 11 21 16 16 6
ohne Klirung 1 2 1
Gesamt 46 50 71 57 38 35

4. Antrdge nicht verheirateter Paare auf Durchfiihrung einer IVF-Be-
handlung
Die Anzahl der zu bearbeitenden Antrége ist leicht angestiegen.

Antrdge zur Durchfiihrung einer IVF-Behandlung

2002 2003 2004 2005
Antréige zuriickgezogen 5 39 18 32
Antrige zur Beratung der Kommission 8 36 59 71
davon genehmigt 8 36 57 71
davon abgelehnt 0 0 2 0
Antréige noch in Bearbeitung 0 0 34 17
Gesamt 13 75 111 120

5. Anfragen zur Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA)

Im Jahre 2005 war erneut eine steigende Anzahl von Liquidationsanfra-
gen zu beantworten. Die teilweise sehr komplexen Vorgénge erfordern
oft die Einbeziehung der Bundesérztekammer sowie der Berufs- und
Fachverbénde auf Landes- und Bundesebene, deren Stellungnahmen in
die Beantwortung der Anfragen eingehen.

Ligquidationsrechtliche Anfragen

2000 2001 2002 2003 2004 2005
Rechnungspriifungen 66 65 76 72 73 82
Allgemeine Anfragen 87 95 137 175 185 195
Gesamt 153 160 213 247 258 277

6. Stellungnahmen zu approbationsrechtlichen Angelegenheiten

Fiir Fragen der Riicknahme und des beabsichtigten Widerrufs von Ap-
probationen und Berufserlaubnissen musste die Sdchsische Landesérz-
tekammer gegeniiber den Approbationsbehdrden im Freistaat Sachsen,
den Regierungsprisidien, keine Stellungnahme abgeben.

Stellungnahmen zu approbationsrechtlichen Angelegenheiten

2000 2001 2002 2003 2004 2005

Anzahl 2 10 3 3 1 0
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Ein besonderer Dank gilt allen ehrenamtlich titigen Arzten, welche in
den Ausschiissen und Kommissionen die engagierte und termingerech-
te Tatigkeit der Rechtsabteilung auf fachlich hochstem Niveau unter-
stiitzt haben.

9.1.2

Presse- und Offentlichkeitsarbeit

(Knut Kohler, M.A., Referent fiir Presse- und
Offentlichkeitsarbeit)

Die Presse- und Offentlichkeitsarbeit der Sichsischen Landesirzte-
kammer kann als Bindeglied zwischen der Kammer, also der verfassten
Arzteschaft, und der allgemeinen Offentlichkeit sowie zu den Kammer-
mitgliedern verstanden werden. Die Arbeit des Referates richtet sich an
einer offenen, auf Transparenz ausgerichteten Informations- und Kom-
munikationspolitik aus. Zu den Aufgaben der Presse- und Offentlich-
keitsarbeit gehort es auch, die Sichtweisen, Fragen und Erwartungen
der Medienvertreter sowie der Offentlichkeit innerhalb der Kammer zu
transportieren. Gleichzeitig vermittelt sie wichtige Themen und Mei-
nungen des drztlichen Berufsstandes zur aktuellen Gesundheits- und
Berufspolitik nach auflen und bringt diese auf die Agenda.

Pressearbeit

Wichtigstes Instrument der Presse- und Offentlichkeitsarbeit ist die
Pressemitteilung. Mit ihrer Hilfe wird, neben den aktuellen tagespo-
litischen Standpunkten, auch die Arbeit der Ausschiisse, der Arbeits-
gruppen und des Vorstandes weitergegeben. Im Jahre 2005 wurden
42 Pressemitteilungen durch die Sachsische Landesdrztekammer den
verschiedenen Mediengattungen zielgruppengerecht zur Verfiigung ge-
stellt. Diese fiihrten nach einer Stichprobenanalyse entweder zu einer
direkten Verdffentlichung in den Medien oder zur Anregung fiir die Be-
arbeitung des Themas durch einen Journalisten. Durch die Pressestelle
erfolgte durch sehr effektive Redaktionsgesprache auch die Anregung
oder Vermittlung von 36 Interviews mit dem Présidenten, dem Vizepra-
sidenten, den Mitgliedern des Vorstandes oder der Ausschiisse sowie
weiterer Arzte. Die angesprochenen Themen reichten von der allgemei-
nen Gesundheitspolitik, Aids und Fortbildung {iber den Arztemangel in
Sachsen bis hin zu Disease Management Programmen, Patientenverfii-
gungen und Pravention. Weitere 177 (2004: 165) Presseanfragen von
Medienvertretern aus dem In- und Ausland wurden ebenfalls bearbei-
tet. Alle Pressemitteilungen, zum Beispiel von der Bundesarztekammer
oder der Arzneimittelkommission und sonstige relevante Informatio-
nen wurden zudem per E-Mail an alle Vorsitzenden der Kreisarztekam-
mern versandt. Vor allem Tageszeitungen und das Fernsehen haben den
Kontakt zur Pressestelle der Sdchsischen Landesdrztekammer gesucht
(Abbildung).

Die hdufigsten Medienkontakte kamen dabei mit séchsischen Me-
dienvertretern zustande. Sie sind am stdrksten an Informationen der
Séchsischen Landesdrztekammer interessiert. Daneben gab es auch
internationale Kontakte mit dem schwedischen Fernsehen sowie dem
tschechischen und 6sterreichischen Arzteblatt.

Presseanfragen
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Veranstaltungen

Erstmals ist es 2005 gelungen, zwei Veranstaltungsreihen in Zusam-
menarbeit mit dem Deutschen Hygiene-Museum in Dresden erfolg-
reich durchzufiihren. Die Reihe ,,Menschenwiirde bis zum Ende leben*
umfasste sechs Abende und beschiftigte sich mit den Themen Alter,
Sterbebegleitung, Patientenverfligung und Sterbehilfe. Insgesamt
konnten 800 Giste, darunter waren neben Arzten und Pflegepersonal
auch ein Drittel interessierte Biirger, zu diesen Veranstaltungen begriifit
werden.

Im zweiten Halbjahr wurde die Veranstaltungsreihe ,, Volkskrankheiten*
mit 750 Gésten durchgefiihrt. Diese Reihe thematisierte verschiedene
Krankheitsbilder wie Diabetes, Depression und Infektionskrankheiten.
Auch bei diesen Veranstaltungen konnten neben Arzten auch Pflege-
personal und interessierte Biirger begriifit werden.

Fiir das Jahr 2006 sind bereits wieder zwei Veranstaltungsreihen mit
dem Deutschen Hygiene-Museum in Vorbereitung: ,,Gewalt in der
Familie* und im Rahmen der Euthanasieausstellung aus Washington
,»deadly medicine Veranstaltungen zur ,,Ethik in der Medizin®.

Das 3. Deutsch-polnische Symposium in Breslau mit 200 Teilnehmern
wurde von der Presse- und Offentlichkeitsarbeit ebenfalls auch organi-
satorisch betreut. Insbesondere die Abstimmung mit den Referenten,
die Ablaufplanung sowie die Druckerzeugnisse und die Pressearbeit
waren Bestandteile der Arbeit.

Im Referat Presse- und Offentlichkeitsarbeit erfolgte auch die Orga-
nisation und Koordination der Festveranstaltung ,,15 Jahre Séchsische
Heilberufekammern®. Es galt, die Interessen von vier Kammern zu
beriicksichtigen, abzustimmen und in eine gelungene Veranstaltung
miinden zu lassen.

Internet

Im Jahr 2005 konnte die Umsetzung der neuen Homepage fiir die
Séchsische Landesirztekammer abgeschlossen werden. Seit Mai 2005
ist die neue moderne Homepage http://www.slaek.de im Netz. Es gab
seitdem eine grofle positive Resonanz von Usern auch aus anderen
Bundesléndern.

Im Laufe des Jahres 2005 ist auch das Gesundheitsinformationssystem
fiir Arzte und Patienten in Sachsen ,,gesundheitsinfo-sachsen* verstirkt
bekannt gemacht worden. Durch eine Namensénderung gab es erwar-
tungsgemaf zu Jahresbeginn geringere Nutzerzahlen. Die Zugriffszah-
len auf das Internetportal konnten durch eine breite Informationspolitik
unter Zuhilfenahme von Werbetrdgern (Postkarten, Plakate) im Be-
richtszeitraum wieder erhoht werden. Zur weiteren Bekanntmachung
des Portals ist auch 2006 eine kontinuierliche Bewerbung notwendig.
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Verdffentlichungen

Die Veroffentlichung von Schriften ist ebenfalls ein wichtiger Bestand-
teil der Presse- und Offentlichkeitsarbeit. 2005 erschien eine aktuali-
sierte Neuauflage der Informationsbroschiire mit einer Kurzdarstellung
der Aufgaben, den Gremien sowie der Geschichte der Séchsischen
Landesirztekammer. Diese Broschiire erhalten alle Arzte, die sich neu
bei der Arztekammer anmelden sowie alle Interessierten. Gegen Ende
des Jahres wurde die Festschrift ,,15 Jahre Sachsische Heilberufekam-
mern“ herausgegeben und zudem die Broschiire ,,Arzthaftung/Arztli-
che Schweigepflicht“ redaktionell betreut. Letztere Broschiire lag dem
,,Arzteblatt Sachsen®, 12/2005, bei.

Fiir das ,,Arzteblatt Sachsen” und die Internetseite der Sichsischen
Landesérztekammer (www.slack.de) wurden zudem monatlich ver-
schiedene Beitridge aus der Berufs-, Gesundheits- und Sozialpolitik
sowie zu den Veranstaltungen im Kammergebédude verfasst.

Der Tatigkeitsbericht der Kreisdrztekammern und der Séchsischen
Landesirztekammer wurden ebenfalls vom Referat Presse- und Offent-
lichkeitsarbeit zusammengestellt und redaktionell bearbeitet.

Gremienarbeit

Der Referent fiir Presse- und Offentlichkeitsarbeit ist als Vertreter der
Séichsischen Landeséirztekammer in der Stindigen Konferenz Offent-
lichkeitsarbeit und in der Zentralen Redaktionskonferenz der Bundes-
drztekammer sowie im Biindnis Gesundheit 2000 im Freistaat Sachsen
tatig. Er betreut auch den Gespréchskreis Ethik in der Medizin und die
Deutsch-polnische Arbeitsgruppe.

9.1.3

Informatik und Verwaltungsorganisation

(Dipl.-Ing. Bernd Kogler, Dresden, Informatiker,

Dipl.-Ing. (FH) Mathias Eckert, Dresden, Informatiker)

Die vom Gesetzgeber geforderte Einfithrung der Pflichtweiterbildung
fiir Arztinnen und Arzte und der elektronischen Gesundheitskarte er-
fordert eine stirkere Koordinierung der EDV-Systeme in den Arzte-
kammern und die Realisierung gemeinsamer Projekte.

In Vorbereitung der Einfiihrung des elektronischen Arztausweises
wurde bei der Bundesdrztekammer das Projektbiiro elektronischer
Arztausweis gebildet. Unter Mitwirkung der Arztekammern wurden
Unterlagen zum Layout des elektronischen Arztausweises und zu den
Ausgabeprozessen erarbeitet. Hierbei konnten zahlreiche Erfahrungen
aus dem Projekt SaxTeleMed einflieBen. Die Sdchsische Landesérzte-
kammer wurde neben den Arztekammern Nordrhein, Westfalen-Lippe
und Schleswig-Holstein durch die Bundesdrztekammer als Ausgabe-
pilot fiir den elektronischen Arztausweis bestitigt. Im Rahmen des
Ausgabepiloten sollen die bundeseinheitlichen Prozesse zur Ausgabe
des elektronischen Arztausweises praktisch erprobt werden. Auf der
Medica im November 2005 konnten die ersten Arztausweise auf der
Grundlage der HPC-Spezifikation 2.09 an Mitglieder der Sachsischen
Landesérztekammer ausgegeben werden.

Die Séchsische Landesédrztekammer ist am Projekt SaxMediCard zur
Erprobung der elektronischen Gesundheitskarte in der Region Lobau-
Zittau beteiligt, Sie sieht hier ihre Aufgabe in der Bereitstellung des

elektronischen Arztausweises und kann durch die erfolgten Vorarbeiten
das Projekt zielgerichtet unterstiitzen.

Im Referat Fortbildung wurde die Ablosung und Erweiterung der An-
wendungssoftware vorbereitet. Neben der Ablosung des seit 1996 ein-
gesetzten Programms zur Kursverwaltung, ist zukiinftig der aus der
vom Gesetzgeber geforderten Pflichtweiterbildung der Arztinnen und
Arzte resultierende, erhdhte Aufwand bei der Erteilung der Fortbil-
dungszertifikate abzufangen. Zukiinftig werden bei den Arztekammern
die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen und die damit erwor-
benen Fortbildungspunkte registriert. Die Teilnehmerlisten der Fort-
bildungsveranstaltungen werden durch die Veranstalter an einen zen-
tralen Verteiler {ibermittelt. Dieser ermittelt die aktuelle Arztekammer
des Teilnehmers und iibermittelt dieser die Teilnahmemeldung mit der
jeweiligen Punktegutschrift. In der Arztekammer wird zu jedem Arzt
ein Punktekonto gefiihrt, das bei Kammerwechsel an die Folgekam-
mer iibermittelt wird. Uber einen Internetzugang kann der Arzt seinen
aktuellen Fortbildungsstand abfragen. Zur Reduzierung des manuellen
Bearbeitungsaufwandes wurden Etiketten mit Barkode ausgegeben.
Werden diese Etiketten auf die Teilnehmerliste aufgeklebt, sind alle be-
notigten Daten sofort iiber einen Scanner lesbar und die manuelle Ein-
gabe und Zuordnung entfallt. Zukiinftig soll hier auch der elektronische
Arztausweis zum Einsatz kommen. Die Sdchsische Landesdrztekam-
mer arbeitet bei der Realisierung des Vorhabens in enger Kooperation
mit den Arztekammern Brandenburg und Sachsen-Anhalt zusammen.

Die Arbeit der AG Multimedia wurde auch in diesem Berichtsjahr in
ihrer Arbeit unterstiitzt und betreut. Die Homepage der Séchsischen
Landesérztekammer wurde im neuen Layout ver6ffentlicht. Nach neun
Jahren erfolgreicher Leitung der AG Multimedia hat Herr Dr. Bartsch
den Vorsitz an Herrn Dr. Pluta, selbst jahrelanges Mitglied der AG,
iibergeben.

Im Berichtsjahr erfolgte die Neugestaltung des seit 1998 eingesetzten
Berufsregisterprogramms mit Schwerpunkt auf die Abbildung der neu-
en Aufgaben.

Das Referat Informatik und Verwaltungsorganisation ist an der Aus-
gestaltung des Internen Kontrollsystems beteiligt. Dies umfasst die
laufende Aktualisierung und Erprobung der Notfallkonzeption und die
Erstellungen der Dokumentationen zum EDV-Einsatz unter Bertick-
sichtigung der aktuellen Revisionsstandards. Die Zusammenarbeit mit
dem Datenschutzbeauftragten der Séchsischen Landesdrztekammer
findet ihren Niederschlag in der Kammeranweisung ,,Datenschutz und
Datensicherheit”. Die jahrliche EDV-Revision im Rahmen der Prii-
fung des Abschlusses des Geschéftsjahres 2004 erfolgte ohne Bean-
standungen.

Zu den Aufgaben des Referates Informatik gehort die jéhrliche Arztes-
tatistik. Am 31.12.2005 waren 9.569 Arztinnen und 9.184 Arzte sowie
36 freiwillige Mitglieder bei der Sichsischen Landesérztekammer ge-
meldet. Der Nettozugang von 523 Arztinnen und Arzten ist der stirkste
seit 1994. Durch den verstéirkten Ubergang in den Ruhestand erhoht
sich die Anzahl der beruftitigen Arzte jedoch nur um 109. Dabei ist
eine Zunahme bei den Ausbildungsassistenten im Krankenhaus zu ver-
zeichnen. Detailangaben, auch zur Altersstruktur, sind im Anhang A
dargestellt.
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9.2

Arztlicher Geschiiftsbereich

(Dr. Siegfried Herzig, Arztlicher Geschiiftsfiihrer)

Im Jahr 2005 gehérten dem Arztlichen Geschiftsbereich das Referat
Weiterbildung/Priifungswesen, das Referat Fortbildung, das Referat
fiir Medizinische Sachfragen sowie die Arztliche Stelle R6V/StrISchV
und die Projektgeschéftsstelle Qualitétssicherung. Ab September 2005
kam noch die Ethikkommission dazu. Der Weggang von Dr. Gamaleja
aufgrund der Erreichung des Rentenalters konnte durch die Einstellung
von Dr. Maurer kompensiert werden. Die Monate Juli und August wa-
ren durch die riumliche Erweiterung des Arztlichen Geschiftsberei-
ches geprigt.

Im Referat Weiterbildung/Priifungswesen wurde wie in jedem Jahr eine
hervorragende Leistung vollbracht. Viele Anfragen zum Inkrafttreten
der neuen Weiterbildungsordnung ab 01.01.2006 waren zu beantwor-
ten. Folgende Zahlenbeispiele mogen dies untermauern:

Anerkennungen nach der Weiterbildungsordnung und weiterer gesetzli-
cher Grundlagen aufserhalb der Weiterbildungsordnung (zum Beispiel
Fachkunden nach Rontgenverordnung, Fachkunde Rettungsdienst) so-
wie Weiterbildungsbefugnis insgesamt:

2002 2003 2004 2005
Gebiet und Schwerpunkte 604 665 684 632
Fakultative Weiterbildung 55 67 48 47
Zusatzbezeichnung 203 208 245 234
Fachkunde der Weiterbildungsordnung 67 33 14 16
gii};tgﬁjsuiugﬁerhalb der Weiterbil- 462 435 609 317
Weiterbildungsbefugnis 422 355 385 313
Gesamt 1813 1763 1985 1559

Die Zahl der zu zertifizierten Fortbildungsveranstaltungen stieg standig
an. Im Jahre 2004 wurden 3.981 Veranstaltungen zertifiziert und 2005
waren es 6.836 (siche Diagramm). Um die steigende Zahl der zu zertifi-
zierenden Fortbildungsveranstaltungen bewéltigen zu konnen, arbeitet
das Referat Fortbildung gemeinsam mit dem Referat EDV Informatik
an der Einfiihrung eines elektronischen Punktekontos fiir die Arzte und
der Online-Anmeldung von Fortbildungsveranstaltungen, beginnend
ab 2006. Berufspolitisch priigten der Arztemangel, die Umsetzung des
Gesundheitsmodernisierungsgesetzes und die Auseinandersetzung mit
den Neuen Versorgungsformen das Geschehen. Viele Anfragen waren
zu beantworten und Zuarbeiten zu leisten. Im Referat Fortbildung ha-
ben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter alles daran gesetzt, die vielen
anfallenden Leistungen termingerecht und in guter Qualitit zu erstel-
len. So wurden im Referat Fortbildung folgende Veranstaltungen orga-
nisiert und durchgefiihrt.

Anzahl registrierter Veranstaltungen seit 1999
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Auch in der Projektgeschiftsstelle Qualititssicherung und der Arztli-
chen Stelle R6V/StrlSchV wurde eine umfangreiche und qualitétsge-
rechte Arbeit geleistet (siche unter 5.5.1),

Die Beziehungen zur Polnischen Niederschlesischen Arztekammer
wurden durch gemeinsame Veranstaltungen kontinuierlich fortgesetzt.
Ein besonderer Hohepunkt war das 3. Deutsch-polnische Symposium,
das in der Zeit vom 9. bis 11.09.2005 in Wroctaw stattfand. Auf die-
sem Symposium erhielt der Arztliche Geschiftsfiihrer, Herr Dr. med.
Siegfried Herzig, die Mikulicz-Radecki-Medaille der Dolnoslaska Izba
Lekarska (DIL) iiberreicht.

Der Arztliche Geschiftsfiihrer trat am 01.12.2005 in die Freistellungs-
phase der Altersteilzeit ein. Ab 01.05.2006 wird die Funktion neu be-
setzt.

Es kann eingeschitzt werden, dass auch im Jahr 2005 alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Arztlichen Geschiftsbereiches ihr Bestes
gegeben haben, um das Jahr erfolgreich abzuschlieen.

9.3

Kaufmiinnischer Geschéftsbereich

(Dipl.-Ok. Kornelia Keller, Kaufminnische Geschiftsfiihrerin)
Finanz- und Rechnungswesen

Der Jahresabschluss fiir das Jahr 2005 wurde durch das Referat Fi-
nanz- und Rechnungswesen wie in jedem Jahr sehr gut vorbereitet, so
dass die Kassen- und Buchpriifung sowie die Erstellung der Jahres-
abschlussunterlagen durch die Wirtschaftspriifer reibungslos innerhalb
des geplanten Zeitrahmens verlief. Die Ubersicht zur Haushaltinan-
spruchnahme wurde dem Finanzausschuss und dem Vorstand monat-
lich vorgelegt und erldutert. Vierteljahrlich erfolgt die Ubergabe der
aktuellen Haushaltinanspruchnahme fiir die einzelnen Kostenstellen
an die Geschiftsbereiche und Referate. Bei eventuellen Abweichungen
erfolgt eine Bewertung und Klirung der Ursachen mit den verantwort-
lichen Mitarbeitern.

Die Haushalts- und Investitionsplanung fiir das Jahr 2006 wurde lang-
fristig unter Einbeziehung aller Geschéftsbereiche und Referate vorbe-
reitet. Der Haushaltsplan 2006 wurde nach griindlicher und kritischer
Diskussion im Finanzausschuss und im Vorstand durch die 33. Kam-
merversammlung am 12.11.2005 beschlossen.

Durch die Zunahme der Bearbeitung von gebiihrenpflichtigen Vorgén-
gen in den Fachreferaten (zum Beispiel Priifungen, Zertifizierung von
Fortbildungsveranstaltungen, Arztausweise) musste in der Buchhaltung
ein steigender Belegumfang bearbeitet werden.

Die verzinsliche Anlage liquider Mittel der Sachsischen Landesarzte-
kammer erfolgte in Festgelder und sichere Inhaberschuldverschreibun-
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gen, welche neben einer hohen Sicherheit eine Durchschnittsrendite im
Jahr 2005 von 4,4 Prozent gewéhrleisteten.

Es erfolgte eine Neuausschreibung des Gehaltsrechnungsbiiros, wel-
ches neben regionaler Néhe eine gute fachliche Unterstiitzung und eine
geringere finanzielle Belastung mit sich bringt.

Im Jahr 2005 wurden ca. 4.100 Reisekostenabrechnungen bearbeitet.
Die Gesamtiibersichten tiber die einzelnen Reisen gingen den etwa 700
ehrenamtlich titigen Kammermitgliedern im Februar des Folgejahres
Zu.

Die Neuausschreibung von Haftpflichtversicherungen und die Anpas-
sung von Sachversicherungen war aufwéndig, aber durch verdnderte
Bedingungen sehr wichtig und notwendig geworden.

2. Beitragswesen

Im Beitragsjahr 2005 konnten bis zum 30.06.2005 13.727 Kammer-
mitglieder zum Kammerbeitrag veranlagt werden, da die ordnungs-
gemiflen Nachweise vorlagen. Die Einnahmen aus Kammerbeitridgen
betrugen zum 31.03. 69,1 Prozent und zum 30.06. 97,1 Prozent des
Haushaltsplanes. Bis zum Ende des Jahres haben 58 Kammermitglieder
nicht reagiert, sie erhielten geméaB der Beitragsordnung der Séchsischen
Landesdrztekammer einen Festsetzungsbescheid zum Hochstbeitrag in
Hohe von 2.500 EUR. Aufgrund vorheriger telefonischer Erinnerung
der sdumigen Kammermitglieder durch die Mitarbeiter des Referates
Beitragswesen vor Festsetzung des Hochstbeitrages konnte die Zahl der
Festsetzungen gegeniiber dem Vorjahr nochmals gesenkt werden.
Gegeniiber dem Vorjahr hat sich die Zahl der Kammermitglieder, die
der Séchsischen Landesdrztekammer eine Einzugsermichtigung fiir
den Kammerbeitrag gegeben haben, weiter erhoht. Trotz dieser posi-
tiven Entwicklung ist die Zahlungsmoral der durch Uberweisung zah-
lenden Kammermitglieder nicht besser geworden, so dass etwa jedes
20. Kammermitglied gemahnt werden musste.

684 Kammermitglieder, das entspricht 3,9 Prozent, konnten noch nicht
zum Kammerbeitrag 2005 veranlagt werden, da Fristverlingerungen
fiir die Vorlage der Nachweise gewdhrt wurden beziehungsweise Wi-
derspriiche oder Antrége nach § 9 der Beitragsordnung auf Stundung,
ErmiBigung oder Erlass im laufenden Jahr noch nicht abgeschlossen
werden konnten.

Entwicklung des Schriftverkehrs im Beitragswesen
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Die Verringerung des Schriftverkehrs beruht sowohl auf zunehmendem
Verstidndnis der neuen Beitragsordnung durch die Kammermitglieder
als auch auf einer Verstirkung der telefonischen Nachfragen durch die

Mitarbeiter des Referates Beitragswesen. Da auf diesem Wege viele
Widerspriiche geklart werden konnten, erfolgte somit auch eine Entlas-
tung der Rechtsabteilung.

Im Jahr 2005 mussten die nachfolgend aufgefiihrten Zwangsvollstre-
ckungen bei den Finanzdmtern beantragt und durchgefiihrt werden:

Eingereichte Durchgefiihrte Riicknahme
Zwangsvollstre- Zwangsvollstre- Zwangsvollstre-
ckungen ckungen ckungen
Bufigeldbescheide 1 0 0
Gebiihrenbescheide 6 4 0
Kammerbeitrag 1 1 0
1995
Kammerbeitrag 1 1 0
1996
Kammerbeitrag 1 1 0
1997
Kammerbeitrag 2 2 0
1998
Kammerbeitrag 1 1 0
1999
Kammerbeitrag 2 2 0
2000
Kammerbeitrag 4 3 0
2001
Kammerbeitrag 5 5 2
2002
Kammerbeitrag 19 14 3
2003
Kammerbeitrag 43 34 10
2004
Gesamt 86 68 15

95 Antrége gemél § 9 der Beitragsordnung auf Stundung, Ermafigung
oder Erlass des Kammerbeitrages wurden mit den angeforderten Unter-
lagen aufbereitet und vom Finanzausschuss entschieden.

3. Interne Verwaltung/Hausverwaltung

Schwerpunkt im Jahr 2005 in der internen Verwaltung war die Anmie-
tung, der Umbau und die Ausstattung von zusitzlichen Rdumen im
1. Obergeschoss des Kammergebédudes der Séchsischen Landesérzte-
kammer ab 01.08.2005. Zur Sicherung der Funktionalitit der Rdume
entsprechend den Anforderungen wurden die notwendigen Baumal-
nahmen (Verdnderungen von Tiiren und Trockenbauwinden, Maler-
arbeiten, technische Anpassungen des Telefon-, und Computernetzes,
Elektrikarbeiten, Beschaffung von Biiroausstattungen) eingeleitet.

Die Optimierung von Arbeitsabldaufen und die Zuweisung zusétzlicher
Aufgaben in der Ethikkommission und der Fortbildungszertifizierung
erforderte ebenfalls bauliche Verdnderungen im 3. Obergeschoss der
Séchsischen Landesérztekammer. Dafiir wurden Angebote eingeholt
und gepriift, Auftrage erteilt und die Bauiiberwachung bis zur Abnah-
me organisiert.

Im April 2005 wurden gemidfl BGV A3 alle ortsveranderlichen elektri-
schen Arbeitsmittel iiberpriift und mit einer Fehlerquote von 0,6 Pro-
zent ein sehr gutes Ergebnis erreicht.
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Schwerpunkte der organisatorischen Aufgaben sind die Schliissel-
verwaltung, die Pflege der Telefondaten mit Gebiihrenerfassung, die
Durchfiihrung von Inventuren und die Vorbereitung und Durchfithrung
von Veranstaltungen, Tagungen und Seminaren. Die dafiir notwendige
Konferenztechnik wird technisch iiberwacht und bereitgestellt. Wei-
terhin werden Dienstreisen, Hotelreservierungen und Tickets organi-
siert sowie Fachliteratur und Biirobedarf beschafft und ausgegeben.
Vielfdltige Dokumente, Akten, Programme und Lehrgangsunterlagen
werden kopiert, geheftet oder gebunden, der tagliche Post- und Paket-
versand durchgefiihrt und Druckauftrige vergeben. Von der Internen
Verwaltung wird nach § 11 Arbeitssicherheitsgesetz der Ausschuss fiir
Arbeitssicherheit geleitet und die sicherheitstechnische und arbeits-
medizinische Betreuung der Mitarbeiter organisiert. Bisher wurden 22
Mitarbeiter im Kurs ,,Frithdefibrillation* ausgebildet.

Die Séchsische Landesdrztekammer als bestellter Hausverwalter fiir
Gebédude und Grundstiick Schiitzenhéhe 16 hat am 27.04.2005 die
5. Eigentiimerversammlung durchgefiihrt. Dort wurden die Jahresrech-
nung und Entlastung des Verwalters fiir das Jahr 2004 und der Wirt-
schaftsplan und Instandhaltungsplan fiir das Jahr 2005 bestétigt.

Die planméBige Instandhaltung ist die Hauptaufgabe im Gebéude-
management. Dafiir erfolgen wochentliche Begehungen des Gemein-
schaftseigentums und deren Dokumentation, die Durchfiihrung und
Kontrolle der abgeschlossenen Wartungsvertrige mit Fachfirmen, die
Auswertung der Wartungsprotokolle und die Angebotseinholung und
Vergabe von notwendigen Instandsetzungen, Reparaturleistungen und
Ersatzinvestitionen. Weiterhin werden von der Hausverwaltung alle
vertraglichen Dienstleistungen fiir Unterhaltsreinigung, Empfangs-,
und Sicherheitsdienste, Griinanlagenpflege und Haustechnikerleistun-
gen koordiniert und iiberwacht.

4. Berufsregister

Der Schwerpunkt der Arbeit des Referates Berufsregister ist die Auf-
nahme und Pflege aller Daten der Mitglieder der Sdchsischen Landes-
drztekammer. Dazu gehoren sowohl die Aufgaben rund um die Begriin-
dung und die Beendigung der Mitgliedschaft als auch das Aktualisieren
der bestehenden Daten. Die Mitarbeiter des Referates Berufsregister
hatten im Jahr 2005 eine steigende Fallzahl zu bewiéltigen.

Entwicklung wichtiger Kennzahlen
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Im Jahr 2005 wurde die Kammeranweisung Nr. 13/2005 ,,Ablaufor-
ganisation und Zusténdigkeiten im Berufsregister erarbeitet und vom
Vorstand beschlossen. Diese regelt umfassend, einheitlich und verbind-
lich die Ablauforganisation und die Zusténdigkeiten fiir die Mitarbeiter
des Referates Berufsregister und die beteiligten Referate.

Fester Bestandteil der Arbeit sind die Aktualisierungen der Privatan-
schriften, Dienstadressen und Tatigkeiten. Die bekannt gewordenen
Verinderungsmeldungen kamen entweder von den betreffenden Arz-
ten selbst (so laut Meldeordnung der angestrebte Fall), von den Ge-
schiftsbereichen und Referaten oder von Dritten. Es wurden ca. 5.500
Privatadressen in die Datenbank eingegeben. Hinzu kamen ca. 13.900
Anderungen der Dienstanschriften und der Titigkeiten. Mitteilungen
des Deutschen Arzteverlages (Deutsches Arzteblatt) oder der Leipziger
Verlagsanstalt GmbH (Arzteblatt Sachsen), die vorwiegend die Privata-
dressendnderungen der Kammermitglieder betreffen, wurden vom Be-
rufsregister in ca. 3.700 Fillen iiberpriift, mit den Kammermitgliedern
abgestimmt und in den Datenbestand tibernommen.

Mit der steigenden Zahl der Anmeldungen wachsen auch stetig die da-
mit im Zusammenhang stehenden Abforderungen und Registrierungen
erworbener Urkunden der betreffenden Arzte. So werden alle mit der
Berufstitigkeit im Zusammenhang stehenden Urkunden wie Approba-
tionen/Berufserlaubnisse, akademische Grade/Titel, Weiterbildungs-
bezeichnungen etc.), die nach dem Heilberufekammergesetz und der
Meldeordnung der Sichsischen Landesérztekammer vorgelegt werden
miissen, in den Datenbestand eingearbeitet und in der Akte abgelegt.
Die Gesamtzahl aller im Berichtsjahr eingegebenen Urkunden belduft
sich auf ca. 6.500 Urkunden.

Durch die Neuregelung des Séchsischen Hochschulgesetzes muss die
Séchsische Landesérztekammer seit 01.01.2005 die Fiihrbarkeit der im
Ausland erworbenen akademischen Grade, Titel und Berufsdoktorate
priifen. Daraus ergibt sich aufgrund der Vielfiltigkeit ein groBer Ar-
beitsaufwand, da Recherchen oft nur iiber eine im Internet bereitge-
stellte Datenbank erfolgen konnen.

Das Referat Berufsregister erhielt intern ca. 3.500 Veranderungsmel-
dungen von Daten, die beim Schriftverkehr bekannt wurden.

Im Referat Berufsregister erfolgt die Ablage aller Vorginge in die Arz-
takten, die in den anderen Geschiftsbereichen und Referaten bearbeitet
werden (im Jahr 2005 ca. 4.200 Vorginge). Fiir die Bearbeitung von
Vorgéngen in anderen Geschéftsbereichen und Referaten wurden 2.900
Arztakten zeitweise zur Verfiigung gestellt.

100 Arzt-Notfall-Schilder wurden ausgefertigt und versandt.
Insgesamt ergaben sich ca. 55.000 Eingaben in die Datenbank und ein
gesamter gefiihrter Schriftverkehr von ca. 8.500 Briefen.

Das Projekt der Vorbereitung der Herausgabe des elektronische Heilbe-
rufsausweises wurde auch im Jahr 2005 fortgefiihrt. Bis auf die Schu-
lung der Mitarbeiter wurden die technischen und organisatorischen
Voraussetzungen fiir die geplante Registrierung und Bestétigung abge-
schlossen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kaufménnischen Geschéfts-
bereiches haben die Aufgaben des Jahres 2005 mit Optimismus, gro-
Bem Fleil und Einsatzwillen bewiltigt. Die Bereitschaft zur gegensei-
tigen Unterstiitzung, zur Fortbildung und die Identifizierung mit ihren
Aufgaben sichern eine kompetente, schnelle und freundliche Herange-
hensweise an die Probleme der Kammermitglieder.
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10

Arztliche Berufsvertretung der Wahlperiode
2003/2007

N = Arzte in Niederlassung

A = Angestellte Arzte

R = Arzte in Ruhestand

10.1

Vorstand

Président: Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden), A
Vizeprésident: Dr. Stefan Windau (Leipzig), N
Schriftfiihrer: Dr. Lutz Liebscher (Leisnig), A
Mitglieder:

Prof. Dr. Otto Bach (Leipzig), R

Dr. Giinter Bartsch (Neukirchen), N

Erik Bodendieck (Wurzen), N

Dr. Steffen Liebscher (Aue), N

Dr. Rudolf Marx (Mittweida), R

Dr. Dietrich Steiniger (Rodewisch), A

Dr. Gisela Triibsbach (Dresden), N

Dr. Claus Vogel (Leipzig), N

Ehrenprésident der Sdchsischen Landesdrztekammer:
Prof. Dr. Heinz Diettrich (Dresden), R

10.2

Kammerversammlung

Altersprésident der Kammerversammlung:
Dr. Bernhard Ackermann (Zwickau), R

Vertreter der Lehrkorper der Medizinischen
Fakultdten der Universititen:

Prof. Dr. Michael Laniado (Dresden)

Technische Universitdt Dresden, FA Radiologie, A
Prof. Dr. Christoph Josten (Leipzig)

Universitit Leipzig, FA Chirurgie, A

Regierungsbezirk Chemnitz

Dr. Bernhard Ackermann (Zwickau)
FA Allgemeinmedizin, R

Dr. Giinter Bartsch (Neukirchen)

FA Kinder- und Jugendmedizin, N

Dr. Andreas Bartusch (Chemnitz)

FA Kinderchirurgie, A

Dipl.-Med. Jens Baumann (Lengenfeld)
FA Allgemeinmedizin, N

Prof. Dr. Siegwart Bigl (Chemnitz)

FA Kinder- und Jugendmedizin,

FA Mikrobiologie und Infektionsepidemiologie,
FA Hygiene und Umweltmedizin, R

Dr. Frieder Braun (Dennheritz)

FA Allgemeinmedizin, N

Dipl.-Med. Thomas Diirr (Zwickau)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Roland Endesfelder (Chemnitz)

FA Chirurgie, R

Dr. Rolf Griindig (Marienberg)

FA Urologie, N

Dr. Dietrich Hofmann (Chemnitz)

FA Augenheilkunde, N

Dr. Tobias Kaminke (Plauen)

FA Neurologie, N

Prof. Dr. Burkhard Knopf (Zwickau)

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, A
Dr. Michael Kottke (Glauchau)

FA Innere Medizin, N

Dr. Claudia Kiihnert (Chemnitz)

FA Allgemeinmedizin, N

Dipl.-Med. Ulrich Lehmann (Reichenbach)
FA Chirurgie, A

Dipl.-Med. Hans-Georg Lembcke (Schlettau)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Steffen Liebscher (Aue)

FA Innere Medizin, N

Dr. Falko Lohse (Chemnitz)

FA Chirurgie, A

Dr. Rudolf Marx (Mittweida)

FA Offentliches Gesundheitswesen, R
Dr. Dietrich MeiBner (Chemnitz)

FA Chirurgie, N

Prof. Dr. Rainer Morgenstern (Hohenstein-Ernstthal)
FA Chirurgie, R

Dr. Irmgard Murad (Aue)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Michael Neubauer (Freiberg)

FA Chirurgie, FA Kinderchirurgie, A

Dr. Birger Path, (Chemnitz)

FA Anisthesiologie, A

Lars Schirmer (Aue)

Arzt in Weiterbildung, A

Dr. Hans-Jiirgen Schuster (Plauen)

FA Urologie, N

Dipl.-Med. Axel Scurt (Reichenbach)
FA Radiologische Diagnostik, N

Dr. Dietrich Steiniger (Rodewisch)

FA Chirurgie, A

Dr. Michael Teubner (Burgstadt)

FA Innere Medizin, N

Dr. Diethard Weichsel (Crinitzberg)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Hella Wunderlich (GroBhartmannsdorf)
FA Allgemeinmedizin, N

Regierungsbezirk Dresden

Dr. Hans-Henning Abel (Gorlitz)
FA Anisthesiologie, A

Dr. Michael ABmann (Riesa)

FA Innere Medizin, A
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Prof. Dr. Otto Bach (Leipzig)

FA Neurologie und Psychiatrie, R
Dr. Johannes Baumann (Coswig)

FA Allgemeinmedizin, N

Dipl.-Med. Ulrike Biel$3 (Freital)

FA Innere Medizin, A

Dr. Karl-Friedrich Breiter (Bautzen)
FA Innere Medizin, R

Dipl.-Med. Klaus-Ulrich DaBler (Freital)
FA Innere Medizin, N

Dipl.-Med. Norbert Dobberstein (Hoyerswerda)
FA Innere Medizin, N

Dr. Frank Eisenkrétzer (Radebeul)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Steffen Fiedler (Kamenz)

FA Allgemeinmedizin, A

Dipl.-Med. Thomas Flamig (Niesky)
FA Innere Medizin, N

Dr. Thomas Fritz (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Torsten Granzow (Hohwald/Langburkersdorf)
FA Innere Medizin, N

Dr. Norbert Grosche (Dresden)

FA Radiologie, N

Dr. Manfred Halm (Dresden)

FA Chirurgie, R

Dr. Ursula Hausmann (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, R

PD Dr. habil. Gerhard Heptner (Dresden)
FA Innere Medizin, N

Dr. Angela Jeromin (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, N

PD Dr. habil. Maria Kabus (Dresden)
FA Kinder- und Jugendmedizin, A
Dr. Brigitta Krosse (Dresden)

FA Innere Medizin, N

Dr. Matthias Liebig (Gorlitz)

FA Innere Medizin, A

Dr. Petra Merkel (Dresden)

FA Chirurgie, R

Bettina Pfannkuchen (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Bettina Prager (Dresden)

FA Humangenetik, N

Dr. Winfried Rieger (Ebersbach)

FA Innere Medizin, A

Dr. Thomas Rothe (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, N

Dipl.-Med. Ingolf Schmidt (O8ling)
FA Allgemeinmedizin, N

Dipl.-Med. Matthias Schmidt (Neustadt)
FA Neurologie, N

Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Claus Seebacher (Dresden)

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, R
Steffen Seiler (Bautzen)

FA Anisthesiologie, A

Dr. Jiirgen Straube (Meif3en)

FA Innere Medizin, N

Ute Taube (Berthelsdorf)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Gisela Triibsbach (Dresden)

FA Radiologie, N

Dr. Rainer Weidhase (Radebeul)

FA Chirurgie, A

Dr. Kristina Weiss (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Jorg Wienold (Freital)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. habil. Eckart Wunderlich (Dresden)
FA Innere Medizin, A

Dr. Roland Zippel (Riesa)

FA Chirurgie, A

Regierungsbezirk Leipzig

Simone Bettin (Grimma)

FA Nuklearmedizin, N

Dipl.-Med. Cerstin Bochenek (Oschatz)
FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, N
Erik Bodendieck (Wurzen)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Michael Burgkhardt (Leipzig)

FA Allgemeinmedizin, FA Urologie, N
Dr. Mathias Cebulla (Leipzig)

FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Gunter Gruber (Taucha)

FA Innere Medizin, R

Dr. Jérg Hammer (Leipzig)

FA Chirurgie, N

Prof. Dr. Rolf Haupt (Leipzig)

FA Pathologie, R

Dipl.-Med. Ulrike Jung (Leipzig)

FA Orthopidie, N

Prof. Dr. Friedrich Kamprad (Leipzig)
FA Radiologie, R

Prof. Dr. Eberhard Keller (Leipzig)
FA Kinder- und Jugendmedizin, A
Dipl.-Med. Andreas Koch (Delitzsch)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Suse Korner (Leipzig)

FA Augenheilkunde, N

Dr. Kristina Kramer (Leipzig)

FA Anisthesiologie, A

Dr. Uwe Krause (Grimma)

FA Anisthesiologie, A

Prof. Dr. Peter Leonhardt (Leipzig)
FA Innere Medizin, R
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Dr. Lutz Liebscher (Leisnig)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Dr. Wolfram Lieschke (Leipzig)

FA Augenheilkunde, N

Dr. Thomas Lipp (Leipzig)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Kirsten Nowack (Torgau)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Bernd Pittner (Leipzig)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, N
Dr. Konrad Reuter (Eilenburg)

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, FA Phoniatrie und Padaudiologie, N
Dr. Matthias Schulze (Markkleeberg)

FA Urologie, N

Dr. Wolfram Strauf} (Leipzig)

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, FA Phoniatrie und Padaudiologie, N
Dr. Jens Taggeselle (Markkleeberg)

FA Innere Medizin, N

Dr. habil. Hans-Joachim Verlohren (Leipzig)
FA Innere Medizin, N

Dr. Claus Vogel (Leipzig)

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, N

Dr. Stefan Windau (Leipzig)

FA Innere Medizin, N

Dr. Torsten Wolf (Leipzig)

FA Anisthesiologie, N

10.3
Ausschiisse

Satzungen

Prof. Dr. Wolfgang Sauermann (Dresden)
FA Neurologie und Psychiatrie, A
Kornelia Kuhn (Dresden)

FA Innere Medizin, N

Dr. Lutz Liebscher (Leisnig)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A
(Vertreter des Vorstandes)

Dr. Winfried Rieger (Ebersbach)
FA Innere Medizin, A

Dr. Stefan Windau (Leipzig)

FA Innere Medizin, N

(Vertreter des Vorstandes)

seitens der Geschaftsfithrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Ass. jur. Michael Kratz

Dr. jur. Alexander Gruner

Ambulante Versorgung

Dr. Bernhard Ackermann (Zwickau)
FA Allgemeinmedizin, R

Erik Bodendieck (Wurzen)

FA Allgemeinmedizin, N

(Vertreter des Vorstandes)

Dr. Bernd Flade (Chemnitz)

FA Chirurgie, N

Dr. Norbert Grosche (Dresden)
FA Radiologie, N

Dr. J6rg Hammer (Leipzig)

FA Chirurgie, N

Dr. Klaus Heckemann (Dresden)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Stephan Mager (Cossebaude)
FA Innere Medizin, N

Dr. Thomas Rothe (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Torsten Wolf (Leipzig)

FA Anisthesiologie, N

Dr. Claus Vogel (Leipzig)

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, N
(Vertreter des Vorstandes)
seitens der Geschéftsfiihrung:
Dr. Agathe Maurer

Marina Hartmann

Krankenhaus

Dr. Eberhard Huschke (Ebersbach)
FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Thomas Fritz (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Dr. Brigitte Giittler (Aue)

FA Radiologie, N

Dr. Sylvia Giitz (Leipzig)

FA Innere Medizin, A

Dr. Dietrich Heckel (Rodewisch)
FA Innere Medizin, A

Dr. Birger Path (Chemnitz)

FA Anisthesiologie, A

Dr. Alexander Schmeif3er (Dresden)
FA Innere Medizin, A

Dr. Clemens Weiss (Leipzig)

FA Chirurgie, R

Dr. Dietrich Steiniger (Rodewisch)
FA Chirurgie, A

(Vertreter des Vorstandes)

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Agathe Maurer

Schwerpunktbehandlung und -betreuung chronisch

Erkrankter in Praxis und Klinik

Dr. habil. Hans-Joachim Verlohren (Leipzig)
FA Innere Medizin, N

Dr. Marc Grundeis (Chemnitz)

FA Innere Medizin, N

Dr. Franz-Albert Hoffmann (Leipzig)

FA Innere Medizin, N
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Dr. Kristina Kramer (Leipzig)

FA Anisthesiologie, A

Dr. Thomas Lipp (Leipzig)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Michael Nitschke (Dresden)

Arzt in Weiterbildung, A

Dr. Kirsten Papsdorf (Leipzig)

FA Strahlentherapie, A

Dipl.-Med. Ingrid Pawlick (Lunzenau)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Anne-Kathrin Menzel (Dresden)
FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, A
Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

(Vertreter des Vorstandes)

seitens der Geschaftsfiihrung:
Dipl.-Med. Annette Kaiser

Qualitéitssicherung in Diagnostik und Therapie
Dr. Maria Eberlein-Gonska (Dresden)

FA Pathologie, A

Prof. Dr. Lothar Beier (Chemnitz)

FA Laboratoriumsmedizin, R

PD Dr. habil. Karl-Werner Degen (Dresden)
FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Prof. Dr. Riidiger Franz (Dresden)

FA Orthopidie, R

Doz. Dr. habil. Roland Goertchen (Gorlitz)
FA Pathologie, R

Dr. Norbert Grosche (Dresden)

FA Radiologie, N

Dr. Brigitta Krosse (Dresden)

FA Innere Medizin, N

Dipl.-Med. Gabi Marschke (Rodewisch)
Arztin in Weiterbildung, A

Prof. Dr. Gerhard Metzner (Leipzig)

FA Innere Medizin, FA Immunologie, A
Dr. Irmgard Murad (Aue)

FA Allgemeinmedizin, N

seitens des Vorstandes:

Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. Torsten Schlosser

Fachkommission Rontgen

Dr. Volkmar Hénig (Dresden)
FA Radiologische Diagnostik, A
Dr. Winfried Beyer (Leipzig)
FA Radiologie, R

Dr. Klaus Effler (Dresden)

FA Radiologie, R

Dr. Thomas Kittner (Dresden)
FA Diagnostische Radiologie, A

Prof. Dr. Klaus Kohler (Dresden)
FA Radiologie, R

Dr. Wolfgang Miiller (Leipzig)
FA Radiologie, R

Dr. Peter Rosenthal (Plauen)

FA Radiologie, A

Dr. Andreas Schadeberg (Meif3en)
FA Radiologie, A

Dr. Johannes Scheibe (Leipzig)
FA Radiologie, A

Dr. Gisela Triibsbach (Dresden)
FA Radiologie, N

Dr. Lothar Berndt (Pirna)

FA Radiologiche Diagnostik, A
Dr. Matthias Schreiber (Sebnitz)
FA Diagnostische Radiologie, A
Dr. Peter Wicke (Bad Gottleuba)
FA Radiologie, R

seitens der Geschéftsfiihrung:
Dipl.-Phys. Klaus Béhme

Fachkommission Strahlentherapie
Prof. Dr. Friedrich Kamprad (Leipzig)
FA Radiologie, R

Prof. Dr. Johannes Schorcht (Dresden)
FA Strahlentherapie, N

Dipl.-Phys. Norbert Kaufmann

Dr. Dieter Baaske (Chemnitz)

FA Radiologie, A

Prof. Dr. rer. nat. Ulrich Wolf
Dipl.-Phys. Holger Hartmann

seitens der Geschéftsfiihrung:
Dipl.-Phys. Klaus Bohme

Fachkommission Nuklearmedizin

Dr. Angelika Wiinsche (Leipzig)

FA Nuklearmedizin, FA Radiologie, N
Prof. Dr. Wolf-Gunter Franke (Dresden)
FA Nuklearmedizin, FA Radiologie, R
Dipl.-Phys. Michael Andreeff
Dipl.-Phys. Holger Hartmann

seitens der Geschéftsfiihrung:
Dipl.-Phys. Klaus Bohme

Arbeitsgruppe Perinatologie/Neonatologie
Prof. Dr. Christoph Vogtmann (Taucha)

FA Kinder- und Jugendmedizin, R

Dr. habil. Heiner Bellée (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, R

Dr. Jiirgen Dinger (Dresden)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Dr. habil. Konrad Miiller (Chemnitz)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, R
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Prof. Dr. Hildebrand Kunath (Dresden)
FA Sozialhygiene, A

Dr. Walter Pernice (Torgau)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Dr. habil. Reinhold Tiller (Chemnitz)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Prof. Dr. Brigitte Viehweg (Leipzig)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, R
Dr. Gunther Volker (Mittweida)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
seitens der Geschaftsfithrung:
Dipl.-Med. Annette Kaiser

Arbeitsgruppe Chirurgie

Dr. Henry Jungnickel (Dresden)

FA Chirurgie, A

Prof. Dr. Joachim Bennek (Leipzig)

FA Kinderchirurgie, R

PD Dr. Joachim Boese-Landgraf (Chemnitz)
FA Chirurgie, A

Dr. Hans-Joachim Florek (Dresden)

FA Chirurgie, A

Dr. Klaus-Peter Heinemann (Zwickau)
FA Chirurgie, A

PD Dr. habil. Alfred Schroder (Chemnitz)
FA Chirurgie, A

seitens der Geschaftsfithrung:

Dr. Torsten Schlosser

Arbeitsgruppe Gynikologie

PD Dr. habil. Karl-Werner Degen (Dresden)
FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Pia Gantzsch (Meif3en)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Steffen Handstein (Goérlitz)

FA Plastische Chirurgie, A

Prof. Dr. Uwe Kohler (Leipzig)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Kurt Lobodasch (Chemnitz)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Prof. Dr. Thomas Steck (Chemnitz)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
seitens der Geschaftsfithrung:
Dipl.-Med. Annette Kaiser

Arbeitsgruppe Orthopédie/Unfallchirurgie
Prof. Dr. Riidiger Franz (Dresden)

FA Orthopadie, R

Doz. Dr. habil. Frank Czornack (Dresden)
FA Chirurgie, A

Dr. Lutz Horenz (Leipzig)

FA Orthopadie, A

Dr. Wilfried Purath (Dresden)

FA Orthopédie, N

Prof. Dr. Karlheinz Sandner (Zschopau)
FA Chirurgie, A

Michael Wolf (Rothenburg)

FA Orthopédie, A

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Torsten Schlosser

Arbeitsgruppe Kardiologie

Prof. Dr. Gerhard Schuler (Leipzig)
FA Innere Medizin, A

Dr. Martin Braun (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Gerhard Hindricks (Leipzig)
FA Innere Medizin, A

PD Dr. habil. Georg Kneissl (Leipzig)
FA Innere Medizin, N

Dr. Wolfgang Krahwinkel (Leisnig)
FA Innere Medizin, A

Dr. Ernst-Udo Radke (Sebnitz)

FA Innere Medizin, A

Dr. Kerstin Rolffs (Chemnitz)

FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Ruth H. Strasser (Dresden)
FA Innere Medizin, A

Dr. Stefan Spitzer (Dresden)

FA Innere Medizin, N

seitens der Geschéftsfiihrung:
Dipl.-Med. Annette Kaiser

Arzte im 6ffentlichen Dienst
Dipl.-Med. Petra Albrecht (Meifsen)

FA Offentliches Gesundheitswesen, FA Hygiene und Umweltmedizin, A

Dipl.-Med. Ilona Grabe (Dresden)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A
Dr. Sylvia Hebestreit (Niederdorf)

FA Offentliches Gesundheitswesen, A
Dr. Regine Krause-Déoring (Grimma)
FA Offentliches Gesundheitswesen, A
Dr. Wilfried Oettler (Dresden)

FA Offentliches Gesundheitswesen, A
Dr. Regina Petzold (Dresden)

FA Kinder- und Jugendmedizin, R
Dr. Reinhard Schettler (Stollberg)

FA Arbeitsmedizin, FA Offentliches Gesundheitswesen, R

Dr. Ulrike Thieme (Dresden)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A
Dr. Rudolf Marx (Mittweida)

FA Offentliches Gesundheitswesen, R
(Vertreter des Vorstandes)

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Agathe Maurer
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Privention und Rehabilitation

PD Dr. habil. Uwe Hdintzschel (Bad Schandau)
FA Innere Medizin, A

Dr. Christoph Altmann (Bad Gottleuba)

FA Innere Medizin, A

Dr. Dirk Ermisch (Crimmitschau)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Dr. habil. Gudrun Fréhner (Leipzig)

FA Physikalische und Rehabilitative Medizin, A
Dr. Rolf KéaBner (Kreischa)

FA Physikalische und Rehabilitative Medizin, A
Dr. Dietmar Laue (Dresden)

FA Hygiene und Umweltmedizin, R

Dr. Cornelia Lohs (Leipzig)

FA Physikalische und Rehabilitative Medizin, A
Dr. Klaus Miiller (Leipzig)

FA Physikalische und Rehabilitative Medizin, N
Dr. Roland Miiller (Dohna)

FA Allgemeinmedizin, R

seitens des Vorstandes:

Dr. Rudolf Marx (Mittweida)

FA Offentliches Gesundheitswesen, R

seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. Agathe Maurer

Hygiene und Umweltmedizin

Prof. Dr. Siegwart Bigl (Chemnitz)

FA Kinder- und Jugendmedizin, FA Mikrobiologie und Infektionsepi-
demiologie, FA Hygiene und Umweltmedizin, R

Dipl.-Med. Petra Albrecht (Meifien)

FA Offentliches Gesundheitswesen, FA Hygiene und Umweltmedizin, A
Dr. Dietmar Beier (Chemnitz)

FA Hygiene und Umweltmedizin, A

Dr. Barbara Kirsch (Leipzig)

FA Allgemeinmedizin, N

Dipl.-Med. Anke Protze (Chemnitz)

FA Offentliches Gesundheitswesen, A

Dr. Marlen Suckau (Leipzig)

FA Hygiene und Umweltmedizin, A

Dr. Ulrich Taubner (Zwickau)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Dr. Anita Tilch (Auerbach)

FA Offentliches Gesundheitswesen, FA Hygiene und Umweltmedizin, A
seitens des Vorstandes:

Dr. Rudolf Marx (Mittweida)

FA Offentliches Gesundheitswesen, R

seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. Agathe Maurer

Arbeitsmedizin

Dr. Norman Beeke (Chemnitz)

FA Arbeitsmedizin, FA Innere Medizin, A
Dr. Egon Gentsch (Chemnitz)

FA Arbeitsmedizin, A

PD Dr. habil. Manfred Grube (Chemnitz)
FA Arbeitsmedizin, N

Dr. Gert Herrmann (Konigstein)

FA Arbeitsmedizin, A

Prof. Dr. Klaus Scheuch (Dresden)
FA Arbeitsmedizin, A

Dr. Marina Selbig (Chemnitz)

FA Arbeitsmedizin, A

seitens des Vorstandes:

Dr. Rudolf Marx (Mittweida)

FA Offentliches Gesundheitswesen, R
seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Agathe Maurer

Notfall- und Katastrophenmedizin
Dr. Michael Burgkhardt (Leipzig)
FA Allgemeinmedizin, FA Urologie, N
Dr. Matthias Czech (Radeberg)

FA Innere Medizin, A

Dr. Gottfried Hanzl (Niederoderwitz)
FA Allgemeinmedizin, N

Prof. Dr. Fritjoff Konig (Leipzig)
FA Anisthesiologie, A

Dr. Hasso Neubert (Glauchau)

FA Anisthesiologie, A

Dr. Peter Schnabel (Dresden)

FA Anisthesiologie, A

Steffen Seiler (Bautzen)

FA Anisthesiologie, A

Ute Taube (Berthelsdorf)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Rainer Weidhase (Radebeul)

FA Chirurgie, A

Dr. Thomas Zeidler (Grimma)

FA Anisthesiologie, A

seitens des Vorstandes:

Dr. Stefan Windau (Leipzig)

FA Innere Medizin, N

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Siegfried Herzig

Arztliche Ausbildung

Prof. Dr. Peter Wunderlich (Dresden)
FA Kinder- und Jugendmedizin, R
Prof. Dr. Christoph Baerwald (Leipzig)
FA Innere Medizin, A

Dr. Antje Bergmann (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, A

Erik Bodendieck (Wurzen)

FA Allgemeinmedizin, N

Prof. Dr. rer. nat. Peter Dieter (Dresden)
Studiendekan Dresden, A

Prof. Dr. Jan Gummert (Leipzig)

FA Herzchirurgie, A
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Dr. Axel-Riidiger Jendral (Dresden)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Uwe Krause (Grimma)

FA Anisthesiologie, A

Prof. Dr. Rainer Morgenstern (Hohenstein-Ernstthal)
FA Chirurgie, R

Dr. Friedemann Reber (Dresden), A
seitens des Vorstandes:

Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

seitens der Geschaftsfithrung:

Dr. Siegfried Herzig

Weiterbildung

Prof. Dr. Gunter Gruber (Taucha)
FA Innere Medizin, R

Dr. Brigitte Gittler (Aue)

FA Radiologie, N

Prof. Dr. Rolf Haupt (Leipzig)

FA Pathologie, R

Dr. Frauke Hohn (Chemnitz)

FA Allgemeinmedizin, N

Prof. Dr. Peter Joraschky (Dresden)
FA Psychotherapeutische Medizin, A
Prof. Dr. Christoph Josten (Leipzig)
FA Chirurgie, A

Prof. Dr. Regine Kluge (Leipzig)

FA Nuklearmedizin, A

Prof. Dr. Uwe Kohler (Leipzig)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Prof. Dr. Wolfgang Leupold (Dresden)
FA Kinder- und Jugendmedizin, R
Prof. Dr. Derk Olthoft (Leipzig)

FA Anisthesiologie, A

seitens des Vorstandes:

Prof. Dr. Otto Bach (Leipzig)

FA Neurologie und Psychiatrie, R
seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. Birgit Gébler

Dr. Siegfried Herzig

Dr. jur. Alexander Gruner

Widerspruchskommission

(gem. § 13 Abs. 6 Weiterbildungsordnung)
Prof. Dr. Claus Seebacher (Dresden)

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, R
seitens der Geschaftsfithrung:

Dr. jur. Alexander Gruner

Ass. jur. Michael Kratz

Kommission Widerspriiche

nach Weiterbildungsordnung

Prof. Dr. Claus Seebacher (Dresden)

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, R
seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. jur. Alexander Gruner

Ass. jur. Michael Kratz

Sichsische Akademie fiir érztliche Fort- und Weiterbildung
Prof. Dr. Otto Bach (Leipzig)

FA Neurologie und Psychiatrie, R
(Vertreter des Vorstandes)

Dr. Bernhard Ackermann (Zwickau)

FA Allgemeinmedizin, R

Prof. Dr. Peter Braunig (Chemnitz)

FA Neurologie und Psychiatrie, A

Doz. Dr. habil. Gottfried Hempel (Saupsdorf)
FA Innere Medizin, R

Prof. Dr. Klaus Ludwig (Dresden)

FA Chirurgie, A

PD Dr. habil. Eberhard Meister (Leipzig)
FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, A

Dr. Wolfgang Rothe (Leipzig)

FA Innere Medizin, N

Prof. Dr. Klaus Scheuch (Dresden)

FA Arbeitsmedizin, A

Eva-Maria Schlinzig (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, N

Prof. Dr. Ulrich St6lzel (Chemnitz)

FA Innere Medizin, A

Dr. Hella Wunderlich (Grofhartmannsdorf)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Mario Hopf (Chemnitz)

FA Hygiene und Umweltmedizin, A
(kooptiert)

Erik Bodendieck (Wurzen)

FA Allgemeinmedizin, N

(Vertreter des Vorstandes)

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Siegfried Herzig

Berufsrecht

Dr. Andreas Prokop (Dobeln)

FA Rechtsmedizin, FA Offentliches Gesundheitswesen, A
Dr. Christa Artym (Dresden)

FA Innere Medizin, R

Dr. Roland Endesfelder (Chemnitz)

FA Chirurgie, R

Dr. Rainer Kluge (Kamenz)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Michael Neubauer (Freiberg)

FA Chirurgie, FA Kinderchirurgie, A

Dr. Bettina Prager (Dresden)

FA Humangenetik, N
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Dr. Michael Teubner (Burgstadt)
FA Innere Medizin, N

seitens des Vorstandes:

Dr. Stefan Windau (Leipzig)

FA Innere Medizin, N

seitens der Geschaftsfiihrung:
Dr. jur. Verena Diefenbach

Ass. jur. Michael Kratz

Dr. jur. Alexander Gruner

Junge Arzte

Dr. Friedemann Reber (Dresden), A
Dr. Antje Bergmann (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, A

Dr. Thomas Heidler (Dippoldiswalde)
Arzt in Weiterbildung, A

Kornelia Kuhn (Dresden)

FA Innere Medizin, N

Dr. Wolfram Lieschke (Leipzig)

FA Augenheilkunde, N

Lars Schirmer (Aue)

Arzt in Weiterbildung, A

Uta Katharina Schmidt-Gohrich (Dresden)
FA Innere Medizin, A

seitens des Vorstandes:

Dr. Lutz Liebscher (Leisnig)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A
seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. Siegfried Herzig

Arztinnen

Dr. Brigitte Giittler (Aue)

FA Radiologie, N

Dr. Berit Diettrich (Dresden)

Arztin in Weiterbildung, A

Dr. Irmgard Kaschl (Stollberg)

FA Augenheilkunde, R

Dr. Jutta Kellermann (Plauen)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Franca Noack-Wiemers (Leipzig)
FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, A
Dr. Katharina Pollack (Dresden)

FA Augenheilkunde, A

seitens des Vorstandes:

Dr. Lutz Liebscher (Leisnig)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A
seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Senioren

Dr. Gisela Unger (Dresden)

FA Allgemeinmedizin, R

Dr. Karl-Friedrich Breiter (Bautzen)
FA Innere Medizin, R

Dr. Ute Gobel (Leipzig)

FA Sozialhygiene, R

Dr. Gertrut Hacker (Dresden)

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, R
Dr. Eberhard Hempel (Burkhardtsdorf)
FA Allgemeinmedizin, R

Doz. Dr. habil. Gottfried Hempel (Saupsdorf)
FA Innere Medizin, R

Dr. Lothar Hilpert (Torgau)

FA Innere Medizin, R

Dr. Irmgard Kaschl (Stollberg)

FA Augenheilkunde, R

Dr. Helmut Knoblauch (Geringswalde)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Helga Mertens (Grof3pdsna)

FA Innere Medizin, R

seitens des Vorstandes:

Dr. Gisela Triibsbach (Dresden)

FA Radiologie, N

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Sichsische Arztehilfe

Dipl.-Med. Siegfried Hefse (Dresden)
FA Orthopédie, N

Dr. Uta Anderson (Radebeul)

FA Innere Medizin, R

Dr. Karl-Friedrich Breiter (Bautzen)
FA Innere Medizin, R

Dr. Mathias Cebulla (Leipzig)

FA Innere Medizin, A

Dipl.-Med. Andreas Koch (Delitzsch)
FA Allgemeinmedizin, N

seitens des Vorstandes:

Dr. Claus Vogel (Leipzig)

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, N
seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Finanzen

Dr. Claus Vogel (Leipzig)

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, N
(Vertreter des Vorstandes)

Dr. Mathias Cebulla (Leipzig)

FA Innere Medizin, A

Dr. Thomas Fritz (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Herbert Hilbert (Knappensee-Grof Sérchen)
FA Allgemeinmedizin, N
Dipl.-Med. Ingolf Schmidt (OBling)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Hans-Jiirgen Schuster (Plauen)
FA Urologie, N
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Dr. Stefan Thiel (Pirna)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Torsten Wolf (Leipzig)

FA Anisthesiologie, N

seitens der Geschaftsfithrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Dipl.-Ok. Kornelia Keller
Dipl.-Ing.-Ok. (TU) Ramona Griinberg

10.4
Kommissionen und Arbeitsgruppen

Redaktionskollegium

Prof. Dr. Winfried Klug (Ottendorf-Okrilla/OT Griinberg)
FA Chirurgie, R

Dr. Giinter Bartsch (Neukirchen)

FA Kinder- und Jugendmedizin, N

Prof. Dr. Siegwart Bigl (Chemnitz)

FA Kinder- und Jugendmedizin, FA Mikrobiologie und Infektionsepi-

demiologie, FA Hygiene und Umweltmedizin, R
Prof. Dr. Heinz Diettrich (Dresden)

FA Chirurgie, R

Dr. Hans-Joachim Gréfe (Borna)

FA Physikalische und Rehabilitative Medizin, FA Chirurgie, A

Dr. Rudolf Marx (Mittweida)

FA Offentliches Gesundheitswesen, R
Prof. Dr. Peter Matzen (Leipzig)

FA Orthopadie, R

Uta Katharina Schmidt-Gohrich (Dresden)
FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

seitens der Geschaftsfithrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Knut Kéhler M. A.

Ingrid Hiifner

Arbeitsgruppe Multimedia in der Medizin
Dr: Lutz Pluta (Markkleeberg)

FA Innere Medizin, N

Prof. Dr. Otto Bach (Leipzig)

FA Neurologie und Psychiatrie, R

Dr. Giinter Bartsch (Neukirchen )

FA Kinder- und Jugendmedizin, N

Prof. Dr. Winfried Klug (Ottendorf-Okrilla/OT Griinberg)
FA Chirurgie, R

Prof. Dr. Hildebrand Kunath (Dresden)

FA Sozialhygiene, A

Dr. Thomas Selisko (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Dr. André Wunderlich (Chemnitz)

Arzt in Weiterbildung, A

seitens der Geschaftsfithrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Dipl. Ing. FH Beatrix Thierfelder
Dipl. Ing. FH Mathias Eckert
Knut Kéhler M. A.

Ethikkommission

Prof. Dr. Rolf Haupt (Leipzig)

FA Pathologie, R

Dr. Charlotte Aehle (Leipzig)

FA Anisthesiologie, R

Dr. Ingrid Sebastian (Schkeuditz)

FA Psychiatrie und Psychotherapie, A
Dr. Brigitte Herold (Leipzig)

FA Innere Medizin, R

Dipl.-Med. Winfried Mohr (Dresden)
FA Kinder- und Jugendmedizin, A

PD Dr. habil. Christoph Rink (Aue)
FA Innere Medizin, A

PD Dr. habil. Klaus-Dieter Sinkwitz (Dresden)
FA Chirurgie, A

Prof. Dr. Bernd Terhaag (Dresden)
FA Klinische Pharmakologie, A
Matthias Thieme (Leipzig)

FA Anisthesiologie, A

Prof. Dr. Gottfried Wozel (Dresden)
FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, A
Prof. Dr. jur. Bernd-Riidiger Kern
Universitit Leipzig — Juristenfakultét
Dipl.-Ing. Fred Wonka (Dresden)
Biomedizintechniker

seitens der Geschéftsfiihrung:

Ass. jur. Anett Blume

Gesprichskreis Ethik in der Medizin
Prof. Dr. Rolf Haupt (Leipzig)

FA Pathologie, R

Prof. Dr. Otto Bach (Leipzig)

FA Neurologie und Psychiatrie, R

Dr. Giinter Bartsch (Neukirchen)

FA Kinder- und Jugendmedizin, N

Dr. Frauke Hohn (Chemnitz)

FA Allgemeinmedizin, N

MUDr. Frank Oehmichen (Kreischa)
FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Dr. Ortrun Riha

Universitit Leipzig
Karl-Sudhoff-Institut fiir Geschichte der Medizin
und der Naturwissenschaften

Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

PD Dr. habil. Klaus-Dieter Sinkwitz (Dresden)
FA Chirurgie, A

Dr. Clemens Weiss (Leipzig)

FA Chirurgie, R
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Prof. Dr. jur. Bernd-Riidiger Kern
Universitdt Leipzig — Juristenfakultét
Pfarrer Nikolaus Krause

Universitdtsklinikum Dresden, Krankenhausseelsorger

seitens der Geschaftsfithrung
Ass. jur. Anett Blume
Knut Kéhler M. A.

Gutachterstelle fiir Arzthaftungsfragen
Dr. Rainer Kluge (Kamenz)
FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A

Doz. Dr. habil. Gottfried Hempel (Saupsdorf)

FA Innere Medizin, R

Dr. Uta Poppelbaum (Dresden)
FA Anisthesiologie, A

Wolfgang Schaffer (Niirnberg)
Président des OLG Niirnberg a. D.
seitens der Geschaftsfiihrung:
Frau Ursula Riedel

Sachverstindigenrat

Doz. Dr. habil. Frank Czornack (Dresden)
FA Chirurgie, A

Prof. Dr. Wolfgang Distler (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Prof. Dr. Heinz Diettrich (Dresden)

FA Chirurgie, R

Prof. Dr. Volker Diirrschmidt (Dresden)
FA Orthopadie, A

Prof. Dr. Hartmut Fengler (Dresden)

FA Orthopadie, A

Prof. Dr. Annelies Frithauf (Dresden)

FA Augenheilkunde, R

Dr. Gerd Gobel (Radebeul)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Prof. Dr. Joachim LoBner (Leipzig)

FA Neurologie und Psychiatrie, R

Prof. Dr. Klaus Ludwig (Dresden)

FA Chirurgie, A

PD Dr. habil. Martin Matz (Dresden)

FA Urologie, R

PD Dr. habil. Eberhard Meister (Leipzig)
FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, A

PD Dr. Dieter Paul (Dresden)

FA Chirurgie, R

Prof. Dr. Heiner Porst (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Gerhard Richter (Dresden)

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, R
Prof. Dr. Klaus-Ulrich Schentke (Dresden)
FA Innere Medizin, R

Prof. Dr. Helga Schiffner (Dresden)

FA Anisthesiologie, R

Dr. Holger Thomsen (Dresden)

FA Anisthesiologie, R
Prof. Dr. Gerhard Weifbach (Dresden)
FA Kinder- und Jugendmedizin, R

Fachkommission MaBinahmen zur kiinstlichen Befruchtung

Dr. Hans-Jiirgen Held (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, N
Prof. Dr. Henry Alexander (Leipzig)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Gabriele Bartl (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, N
Prof. Dr. Wolfgang Distler (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Prof. Dr. Hans-Jiirgen Glander (Leipzig)
FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, A
PD Dr. habil. Joachim Weller (Dresden)
FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, N
Prof. Dr. Andreas Werner (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
seitens der Geschéftsfiihrung:

Ass. jur. Michael Kratz

Fachkommission Gewalt gegen Kinder/
Misshandlung Minderjihriger

PD Dr. habil. Christine Erfurt (Dresden)
FA Rechtsmedizin, A

Prof. Dr. Gerd Grife (Leipzig)

FA Kinderchirurgie, A

Dr. Regina Petzold (Dresden)

FA Kinder- und Jugendmedizin, R

Prof. Dr. Dietmar Roesner (Dresden)

FA Kinderchirurgie, FA Chirurgie, A
Prof. Dr. Michael Scholz (Dresden)

FA Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, A

seitens der Geschéftsfiihrung:
Dr. Agathe Maurer

Fachkommission Transplantation
Prof. Dr. Johann Hauss (Leipzig)
FA Chirurgie, A

Prof. Dr. Heinz Diettrich (Dresden)
FA Chirurgie, R

Prof. Dr. Katrin Engelmann (Dresden)
FA Augenheilkunde, A

Dr. Ulrike Reuner (Dresden)

FA Neurologie und Psychiatrie, A
Dr. Gottfried Sterzel (Ebersbach)
FA Anisthesiologie, A

Dr. Christa Wachsmuth (Leipzig)
FA Urologie, A

Prof. Dr. Manfred Wirth (Dresden)
FA Urologie, A

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Torsten Schlosser
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Fachkommission Lebendspende gem. §8 Abs.3 TPG
Prof. Dr. jur. Bernd-Riidiger Kern

Universitdt Leipzig — Juristenfakultét

Dr. Thomas Barth (Chemnitz)

FA Psychiatrie und Psychotherapie, A

Prof. Dr. Christine Ettrich (Leipzig)

FA Kinder- und Jugendpsychiatrie- und -psychotherapie,
FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Dr. Christel Greiner (Leipzig)

FA Kinder- und Jugendmedizin, R

Dr. Ulrike Reuner (Dresden)

FA Neurologie und Psychiatrie, A

Prof. Dr. Johannes Schweizer (Chemnitz)

FA Innere Medizin, A

Prof. Dr. Arved Weimann (Leipzig)

FA Chirurgie, A

Dr. jur. Adrean Schmidt-Recla

Universitit Leipzig — Juristenfakultét

Franz-Joseph van Stiphout (Dresden)

Jurist, Landespolizeidirektion — Zentraler Dienst Sachsen
seitens der Geschiftsfithrung

Dr. Torsten Schlosser

Fachkommission Brustkrebs

Prof. Dr. Hildebrand Kunath (Dresden)
FA Sozialhygiene, A

Dr. Kersten Deutschmann (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, N
Prof. Dr. Wolfgang Distler (Dresden)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Frank Forster (Chemnitz)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, N
Prof. Dr. Ursula Froster (Leipzig)

FA Humangenetik, FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
Dr. Klaus Hamm (Chemnitz)

FA Radiologie, N

PD Dr. habil. Gunter Haroske (Dresden)
FA Pathologie, A

Prof. Dr. Michael Laniado (Dresden)

FA Radiologie, A

Prof. Dr. Manfred Schonfelder (Leipzig)
FA Chirurgie, R

Prof. Dr. Johannes Schorcht (Dresden)
FA Strahlentherapie, N

Dr. Diethard Sturm (Hohenstein-Ernstthal)
FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Petra Viehweg (Dresden)

FA Diagnostische Radiologie, A

PD Dr. habil. Heiner Wolf (Dresden)

FA Innere Medizin, N

Dr. Steffen Handstein (Gorlitz)

FA Plastische Chirurgie, A

Frau Simone Hartmann (Dresden)
Techniker Krankenkasse, Leiterin der Landesvertretung Sachsen

Dr. Volkmar Heller (Dresden)

Kassenérztliche Vereinigung Sachsen, Landesgeschiftsstelle
seitens des Vorstandes:

Dr. Gisela Triibsbach

FA Radiologie, N

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dipl.-Med. Annette Kaiser

Arbeitsgruppe Hirntoddiagnostik

Prof. Dr. Dietmar Schneider (Leipzig)

FA Neurologie und Psychiatrie,

FA Innere Medizin, A

PD Dr. habil. Georg Gahn (Dresden)

FA Neurologie, A

Dr. Christiane Habeck (Chemnitz)

FA Anisthesiologie, A

Dr. Udo Krug (Chemnitz)

FA Neurochirurgie, A

PD Dr. habil. Jochen Machetanz (Zwickau)

FA Neurologie, A

Prof. Dr. Horst-Jiirgen Meixensberger (Leipzig)
FA Neurochirurgie, A

Prof. Dr. Andreas Thomas Merkenschlager (Leipzig)
FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Prof. Dr. Carl Reimers (Arnsdorf)

FA Neurologie, A

seitens der Geschéftsfiihrung:

Dr. Torsten Schlosser

Berufsbildungsausschuss Arzthelferinnen
gemeinsam mit Vertretern der Séchsischen Landestierdrztekammer
Berufungszeitraum vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2008

Arbeitgeber-Vertreter

Dr. Kerstin Strahler (Gorlitz)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Bernhard Ackerman (Zwickau)
FA Allgemeinmedizin, R

Erik Bodendieck (Wurzen)

FA Allgemeinmedizin, N

Doz. Dr. habil. Rolf Schuster (Dresden)
FA Chirurgie, N

Dr. Claus Vogel (Leipzig)

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, N
(Vertreter des Vorstandes)

Dr. vet. Detlef Ullrich (Leipzig)
Tierarzt

Arbeitnehmer-Vertreter

Sabine Rothe (Zittau)
Krankenschwester

Monika Conrad (Dresden)
Gewerkschaftssekretérin

Birgit Eisold (Mittweida)
Arzthelferin
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Ulrike Leonhardt (Dresden)
Sprechstundenschwester

Heike Maser-Festersen (Dresden)
Krankenschwester

Rowina Voigtlander (Leipzig)
Tierarzthelferin

Beratende Lehrer-Vertreter
Wolfram Michel (Plauen)
Berit Rudolph (Dresden)
Heidrun Schuster (Chemnitz)
Melitta Steckel (Gorlitz)
Christine Thof3 (Chemnitz)
Martin Wadewitz (Leipzig)

seitens der Geschaftsfiihrung:
Marina Hartmann
Dr. jur. Verena Diefenbach

10.5
Gesundheitspolitische Arbeit und Auslandskontakte

Deutsch-polnische Arbeitsgruppe
Dr. Helmut Schmidt (Hoyerswerda)
FA Kinder- und Jugendmedizin, A
Dr. Peter Schwenke (Leipzig)

FA Innere Medizin,

FA Radiologische Diagnostik, R
Dr. Klaus Soballa (Limbach-Oberfrohna)
FA Allgemeinmedizin, R

seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. Siegfried Herzig

Dipl.-Ok. Kornelia Keller

Knut Kéhler M. A.

Projektgruppe Einfithrung
Elektronischer Heilberufeausweis
Dr. Giinter Bartsch (Neukirchen)

FA Kinder- und Jugendmedizin, N
Prof. Dr. Hildebrand Kunath (Dresden)
FA Sozialhygiene, A

seitens der Geschaftsfiihrung:

Dr. jur. Verena Diefenbach

Dipl.-Ok. Kornelia Keller

Knut Kéhler M. A.
Dipl.-Verwaltungsw. (FH) Susanne Richter
Dipl.-Ing. Bernd Kogler

Ass. jur. Michael Kratz

10.6
Sichsische Arzteversorgung

10.6.1

Verwaltungsausschuss

Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Président

Dr. Steffen Liebscher (Aue)

FA Innere Medizin, N

Dr. Manfred Halm (Dresden)

FA Chirurgie, R

PD Dr. habil. Ulf Herrmann (Dresden)
FA Chirurgie, A

Dr. Andreas Bartusch (Chemnitz)

FA Kinderchirurgie, A

Dr. Hans-Georg Mockel (Auerbach)
Tierarzt, A

RA Jochim Thietz-Bartram (Dresden)
Rechtsanwalt

Raimund Pecherz (Dresden)
Bankfachmann

Dipl.-Math. Hans-Jiirgen Knecht (Diisseldorf)
Aktuar

10.6.2

Aufsichtsausschuss

Prof. Dr. Eberhard Keller (Leipzig)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Dr. Jens Achterberg (Dresden)
Tierarzt, A

Dr. Karl-Friedrich Breiter (Bautzen)
FA Innere Medizin, R

Dr. Brigitte Herberholz (Geringswalde)
FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, N

Dr. Volker Kohl (Zittau)

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, N
Dr. Claudia Kiihnert (Chemnitz)

FA Allgemeinmedizin, N

Dr. Michael Neubauer (Freiberg)

FA Chirurgie, FA Kinderchirurgie, A
Dr. Barbara Strohbach (Torgau)
Tierdrztin, N

Dr. Johannes Vo3 (Dresden)

FA Chirurgie, R
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10.7
Kreisiarztekammern

Regierungsbezirk Chemnitz

Kreisdrztekammer Annaberg

Dr. Gundolf Lauke

FA Innere Medizin, A

Dreibriiderstra3e 13, 09456 Annaberg-Buchholz
Kreisdrztekammer Aue-Schwarzenberg
Dipl.-Med. Ulla Tuchscherer

FA Innere Medizin, A

Fritz-Reuter-Strafle 11, 08340 Schwarzenberg

Kreisdrztekammer Chemnitz

Dr. Roland Endesfelder

FA Chirurgie, R

Sdchsische Landesédrztekammer/Bez.-St.,
Carl-Hamel-Strafle 3a, 09116 Chemnitz

Kreisdrztekammer Chemnitzer Land

Prof. Dr. Rainer Morgenstern

FA Chirurgie, R

Wind 1a, 09337 Hohenstein-Ernstthal/OT Wiistenbrand

Kreisdrztekammer Freiberg

Dr. Gundula Suhr

FA Anisthesiologie, A

Untere Dorfstral3e 37a, 09600 Niederschona

Kreisdrztekammer Mittleres Erzgebirge

Dr. Gunter Wagner

FA Psychiatrie und Psychotherapie, A

Kreiskrankenhaus Mittleres Erzgebirge, PF 8, 08602 Zschopau

Kreisdrztekammer Mittweida

Dr. Helmut Knoblauch

FA Allgemeinmedizin, N

Dorfstra3e 15¢, 09326 Dittmannsdorf

Kreisdrztekammer Plauen

Dr. Christoph Seidl

FA Pathologie, A
Vogtland-Klinikum Plauen
RontgenstraBle 2, 08529 Plauen

Kreisdrztekammer Stollberg

Dr. Andreas Fiedler

FA Allgemeinmedizin, N

Am Niclasberg 23, 09235 Burkhardtsdorf

Kreisdrztekammer Vogtlandkreis

Dr. Dietrich Steiniger

FA Chirurgie, A

Schonheider Strafle 78, 08209 Brunn

Kreisdrztekammer Zwickau

Dr. Dirk Mechtel

FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, A
Ulmenweg 46, 08060 Zwickau

Kreisdrztekammer Zwickauer Land

Dr. Rainer Kobes

FA Innere Medizin, A

Werdauer Strafie 139, 08060 Zwickau
(bis 11.05.2005)

Dipl.-Med. Stefan Hupfer

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A
RudelsburgstraBe 50, 07552 Gera

(ab 11.05.2005)

Regierungsbezirk Dresden

Kreisdrztekammer Bautzen
Dipl.-Med. Albrecht Bockisch
FA Chirurgie, A

Fleischergasse 15, 02625 Bautzen

Kreisdrztekammer Dresden

Dr. Norbert Grosche

FA Radiologie, N

Hohe Strafle 87a, 01187 Dresden

Kreisdrztekammer Gorlitz

Dr. Uwe Strahler

FA Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, A
Wilhelmsplatz 10, 02826 Gorlitz

Kreisdrztekammer Hoyerswerda

Dr. Grit Reichert

FA Innere Medizin, N

Paracelsusstrae 10, 02977 Hoyerswerda

Kreisdrztekammer Kamenz

Dr. Lutz Schulze

FA Chirurgie, A

Am Hutberg 15, 01917 Kamenz

Kreisdrztekammer Lobau-Zittau
Dr. Heiko Groth

FA Anisthesiologie, A

Am Feldrain 26, 02708 Schonbach
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Kreisdrztekammer Meifien-Radebeul

Dr. Erik Mueller

FA Neurologie und Psychiatrie, N

Dr. Felicitas-Kolde-Weg 2, 01662 Meiflen

Kreisdrztekammer Niederschlesischer Oberlausitzkreis

Dipl.-Med. Thomas Flamig
FA Innere Medizin, N
Arztpraxis, Zum Fuchsbau 1, 02906 Niesky

Kreisdirztekammer Riesa-Grofienhain
Dr. Henrik Ullrich

FA fiir Diagnostische Radiologie, A
Dr.-Schneider-Straf3e 53 a, 01589 Riesa

Kreisdrztekammer Sdchsische Schweiz
Simone Stuckart

FA Anisthesiologie, A

Potzschaer Weg 2/3, 01824 Kurort Rathen

Kreisdrztekammer Weifleritzkreis
Dipl.-Med. Klaus-Ulrich DaBler
FA Innere Medizin, N

Dresdner Strafie 116, 01705 Freital

Regierungsbezirk Leipzig
Kreisdrztekammer Delitzsch

Dipl.-Med. Andreas Koch
FA Allgemeinmedizin, N

Freiherr-vom-Stein-Strafie 14, 04509 Delitzsch

Kreisdrztekammer Dobeln

Dr. Lutz Liebscher

FA Kinder- und Jugendmedizin, A
Nordstrafie 29, 04720 Dobeln

Kreisdrztekammer Leipzig

Prof. Dr. Eberhard Keller

FA Kinder- und Jugendmedizin, A
Sachsische Landesérztekammer/Bez.-St.
Braunstra3e 16, 04347 Leipzig

Kreisdrztekammer Leipziger Land
Dr. Gert Rothenberg

FA Innere Medizin, R
Marpergerstrale 5, 04229 Leipzig

Kreisdrztekammer Muldentalkreis
Erik Bodendieck

FA Allgemeinmedizin, N
Dehnitzer Weg 69, 04808 Wurzen

Kreisdrztekammer Torgau-Oschatz
PD Dr. habil. Peter Friedrich

FA Innere Medizin, A

Waldstralle 14, 04769 Seelitz

10.8

Triger der Hermann-Eberhard-Friedrich-Richter-Medaille

1996

Dr. Helmut Knoblauch (Geringswalde)

FA Allgemeinmedizin, N

Prof. Dr. Jan Schulze (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Dr. Peter Schwenke (Leipzig)

FA Innere Medizin, FA Radiologische Diagnostik, R

1997

Dr. Thomas Fritz (Dresden)

FA Innere Medizin, A

Dr. Wolf-Dietrich Kirsch (Leipzig)
FA Innere Medizin, 1 16.09.2003
Dr. Gottfried Lindemann (Floha)
FA Chirurgie, R

1998

Dr. Brigitte Giittler (Aue)

FA Radiologie, N

Prof. Dr. Rolf Haupt (Leipzig)

FA Pathologie, R

Dr. Rainer Kluge (Kamenz)

FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe, A

1999

Prof. Dr. Gunter Gruber (Taucha)
FA Innere Medizin, R

Dr. Manfred Halm (Dresden)

FA Chirurgie, R

Dr. Helmut Schmidt (Hoyerswerda)
FA Kinder- und Jugendmedizin, A

2000

Prof. Dr. Heinz Diettrich (Dresden)
FA Chirurgie, R

Dr. Gisela Triibsbach (Dresden)
FA Radiologie, N

Dr. habil. Heinz Brandt (Torgau)
FA Allgemeinmedizin, R

Dr. Roland Endesfelder (Chemnitz)
FA Chirurgie, R
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2001 Anhang

Prof. Dr. Siegwart Bigl (Chemnitz)
FA Kinder- und Jugendmedizin, FA Mikrobiologie A.
und Infektionsepidemiologie,

FA Hygiene und Umweltmedizin, R L
Dr. Mathias Cebulla (Leipzig)
FA Innere Medizin, A IL.
Prof. Dr. Wolfgang Sauermann (Dresden)
FA Neurologie und Psychiatrie, A II1.
2002 V.
Prof. Dr. Gottfried Geiler (Leipzig)
FA Pathologie, R V.
Dr. Hanno Grethe (Sehma)
FA Allgemeinmedizin, N VL
Prof. Dr. Helga Schwenke-Speck (Leipzig)
FA Innere Medizin, R

VIL
2003
Dr. Giinter Bartsch (Neukirchen) VIIL

FA Kinder- und Jugendmedizin, N

Doz. Dr. habil. Roland Goertchen (Gorlitz)

FA Pathologie, R

Dr. habil. Oswald Petter (Torgau) B.
FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, N

2004 C.
Prof. Dr. Eberhard Keller (Leipzig)

FA Kinder- und Jugendmedizin, A

Prof. Dr. Martin Link (Dresden) D.
FA Frauenheilkunde und Geburtshilfe,

FA Pathologie, 1 08.07.2005

Dr. Ulrike Schwiblein-Sprafke (Hohenstein-Ernstthal) E.
FA Haut- und Geschlechtskrankheiten, N

2005

Dr. Bernhard Ackermann (Zwickau)
FA Allgemeinmedizin, R

Prof. Dr. Hildebrandt Kunath (Dresden)
FA Sozialhygiene, A

Dr. Clemens Weiss (Leipzig)

FA Chirurgie, R

Arztestatistik — Stand 31.12.2005

Uberblick

Altersstruktur der Kammermitglieder

Zu- und Abginge von Kammermitgliedern
Kammermitglieder nach Gebieten und Spezialisierungen
Weiterbildung und Priifungswesen

Fortbildungsveranstaltungen der Sdchsischen Akademie fiir
arztliche Fortbildung

Veranstaltungsstatistik (Kammergebaude)

Zusammensetzung der Kammerversammlung in der

Wahlperiode 2003-2007

Mitarbeiter der Sachsischen Landesédrztekammer

Aufbau und Struktur der Sachsischen Landesirztekammer

Kontakt

Wegbeschreibung
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A. b) ohne Gebiet M 1.401
Arztestatistik — Stand 31.12.2005 W 1364 2765 = 38,7% 7.139
1. Uberblick 9. Arztinnen und Arzte im Rentenalter
Arzte (65 Jahre) M 1.879 = 40,4%
1. Freie Praxis Arztinnen W 2.775 = 59,6% 4.654 = 24.8%
a) Allgemeinérzte M 765 (60 Jahre)
W 1.113  1.878 = 32,4% Arztinnen W 1.605
b) Praktiker M 181 (65 Jahre)
W 219 400 = 6,9%
c) mit Gebiet M 1.667
W 1.852 3.519 = 60,7% 5.797 = 30,9% I1. Altersstruktur der Kammermitglieder
Zum Stichtag sind 21 Arztinnen und Arzte in Einrichtungen - -
nach § 311 SGB V und 16 in Gesundheitszentren titig. Altersklasse Arztinnen Arzte Gesamt
2 Krankenhaus 1939 und alter 1.322 1.602 2.924
a) Leitende Arzte M 541 1940 bis 1945 1.452 1.417 2.869
W 78 619 = 8,7% .
b) Arzte M 3.565 1946 bis 1955 1.504 1.200 2.704
W 2955 6.520 = 91,3% 7.139 = 38,1% 1956 bis 1965 2.528 2311 4.839
(Oberérzte, Stationsérzte, Assistenzérzte) 1966 bis 1970 1176 1.246 2420
3. Behorden 1971 und jiinger 1.587 1.408 2.995
M 212 = 45.5% Gesamt 9.569 9.184 18.753
W 254 = 54,5% 466 = 2,5%
. _ N
dar. Sanititsoffiz. M 41 71,9% Lebensbaum (Stand 31.12.2005)
W 16 = 28,1% 57
4. Angestellte in Praxen (einschl. Praxisassistenten)
M 103 = 35,5%
W 187 = 64,5% 290 = 1,5%
5. Arzte in sonstiger abhéingiger Stellung
M 250 = 41,7%
W 350 = 58,3% 600 = 32%
Zwischensumme berufstitige Arzte
M 7.293 = 50,9%
W 7.036 = 49,1% 14.329 = 764%
7. Ohne drztl. Titigkeit
M 1.891 = 42,7%
W 2.533 = 57,3% 4.424 = 23,6%
Gesamtzahl der Arzte
M 9.184 = 49,0%
W 9.569 = 51,0% 18.753 = 100.0%

Zum Stichtag sind auBerdem 36 Arztinnen und Arzte als freiwillige

Mitglieder und 43 Zweittétigkeiten registriert.

8. Arztinnen und Arzte im Krankenhaus
a) mit Gebiet M 2.705

W 1.669 4374 = 61,3%
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IV. Kammermitglieder nach Gebieten und Spezialisierungen

5.000
4.500 Die Angaben entsprechen der Arztestatistik der Séchsischen Landes-
4,000 arztekammer zur Bundesérztestatistik zum Stichtag 31.12.2005.
' In der Tabelle wird jeder Arzt nur einmal gezahlt:
3.500
- Ist ein Arzt berechtigt, eine Spezialisierung bzw. Teilgebiet zu fiih-
8.0007 ren, so wird er unter diesem Teilgebiet gefiihrt
2.500 (keine Darunter-Position des Gebietes)
2000 - Ist ein Arzt berechtigt, mehrere Gebiete /Spezialisierungen/Teilge-
1500 biete zu fithren, so wird er unter dem Gebiet/Spezialisierung/Teil-
500
gebiet aufgefiihrt,
1.000 1) in dem er vorwiegend titig ist,
500-] 2) in dem er wahrscheinlich tétig ist (konnten bei der Erstellung
o 3) der Statistik nicht beriicksichtigt werden) oder das er zuletzt
1939 und 1940 bis 19451946 bis 19551956 bis 19651966 bis 1970 1971 und erworben hat.
alter junger
Jahrgang
_ — Gebiet / Schwerpunkt Arzte Arztinnen Gesamt
ohne Gebietsbezeichnung 1.764 2.055 3.819
Praktischer Arzt 186 211 397
Allgemeinmedizin 1.142 1.895 3.037
II1. Zu- und Abginge von Kammermitgliedern Anisthesiologie 486 438 924
Anatomie 12 1 13
Zuginge Abginge Arbeitsmedizin 81 152 233
Erstzugang 555 Augenheilkunde 144 321 465
Arzte alt BL 258 276 Biochemie 9 2 11
Arzte neu BL 265 164 Chirurgie 644 224 868
Verstorbene 86 SP Gefafichirurgie 53 7 60
Ausland 62 70 SP Thoraxchirurgie 16 2 18
. . SP Unfallchirurgie 248 16 264
sonstige Griinde 21
SP Visceralchirurgie 85 9 94
Gesamt 1140 617 . . .
TG Plastische Chirurgie 1 2 3
TG Thorax- u. 1 1
Kardiovaskularchirurgie
600 7 Diagnostische Radiologie 62 46 108
SP Kinderradiologie 2 3 5
500 |
SP Neuroradiologie 4 1 5
400 - F'rauenhellkunde und Geburts- 392 607 999
hilfe
300 Hals-,Nasen-,Ohrenheilkunde 156 220 376
TG Phoniatrie u.
200 Pidaudiologie 7 4 1
TG Audiologie 6 1
100 | TG Phoniatrie 2 2
. . : : s Lid Haut- u. Geschlechtskrankhei- 110 238 348
Erstzugang Arzte alte BL Arzte neue BL Verstorbene Ausland sonstige ten
Zugange # Abgange Herzchirurgie 35 3 38
SP Thoraxchirurgie 2 2

322 Arzteblatt Sachsen 6/2006



Tatigkeitsbericht 2005

Humangenetik
Hygiene u. Umweltmedizin
Immunologie
Innere Medizin
SP Angiologie
SP Endokrinologie
SP Gastroenterologie

SP Hématologie u. internist.
Onkologie

SP Kardiologie
SP Pneumologie
SP Nephrologie
SP Rheumatologie
TG Diabetologie

TG Infektions- u. Tropen-
medizin

TG Kardiologie und Angio-
logie

Kinderchirurgie
Kinder- u. Jugendmedizin
SP Kinderkardiologie
SP Neonatologie
TG Kinderdiabetologie
TG Kindergastroenterologie
TG Kinderhdmatologie

TG Ki.-Lu.-Bronchialheil-
kunde

TG Kinderneuropsychiatrie
Kinder- u. Jugendpsychiatrie

Kinder- u. Jugendpsychiatrie
u. -psychotherapie

Klinische Pharmakologie
Laboratoriumsmedizin
Lungen- u. Bronchialheilkunde

Mikrobiologie u. Infektionsepi-
demiologie

Mund-, Kiefer- u. Gesichts-
chirurgie

Nervenheilkunde

TG Kinderneuropsychiatrie
Neurochirurgie
Neurologie
Neuropathologie
Nuklearmedizin

Offentl. Gesundheitswesen

24

801
34
36

105

53

127
39
75
41
17

63

38
237
19
27

25

30

51

194

51
82

20
35

30

831
20
22
24

34

33
25
37
25
21

21

17
742
10
20

11

48

13
21

35

18

192

68

16
41

10
54

1.632
54

58
129

87

160
64
112
66
38

84

55
979
29
47

10

21

61

12
38
31

65

69

386

60
150

36
76

Orthopadie 321 130 451

SP Rheumatologie 34 9 43
Pathologie 82 19 101
Pathologische Physiologie 2 2
Pharmakologie u. Toxikologie 15 6 21

TG Klinische Pharmakologie 2 2
Phoniatrie u. Pddaudiologie 5 14
Silﬁiggilziighe und Rehabilitati- 27 4 6
Physiologie 22 8 30
Physiotherapie 26 48 74
Plastische Chirurgie 12 3 15
Psychiatrie 32 32 64
Psychiatrie u. Psychotherapie 71 87 158
Psychotherapeutische Medizin 26 27 53
Psychotherapie 12 9 21
Radiologie 109 86 195
Radiolog. Diagnostik 29 34 63

TG Kinderradiologie 2 2

TG Neuroradiologie 3 3
Rechtsmedizin 25 10 35
Sozialhygiene 23 20 43
Sportmedizin 37 25 62
Strahlentherapie 26 16 42
Transfusionsmedizin 18 37 55
Urologie 259 40 299
Biophysik 4 4
Geschichte der Medizin 2 2
Kieferchirurgie 1 1
Medizinische Genetik 1 1
Medizinische Informatik 1 1
Gesamt 9.184 9.569 18.753

V. Weiterbildung und Priifungswesen

(Erteilung im Zeitraum 01.01.2005-31.12.2005)

1. Weiterbildungsbefugnisse fiir Gebiete und Schwerpunkte

Gebiet/ Gesamt Voll Teil
Schwerpunkt
Erst- Neu-  Erst-  Neu-
antrag antrag antrag antrag
Allgemeinmedizin 45 34 6 5
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Andisthesiologie
Anatomie
Arbeitsmedizin
Augenheilkunde
Biochemie
Chirurgie
SP GefaBchirurgie
SP Thoraxchirurgie
SP Unfallchirurgie
SP Visceralchirurgie

Diagnostische
Radiologie

SP Kinderradiologie
SP Neuroradiologie

Frauenheilkunde u.
Geburtshilfe

Hals-Nasen-Ohrenheilkunde

Haut- und Geschlechts-
krankheiten

Herzchirurgie
SP Thoraxchirurgie

Humangenetik

Hygiene und Umweltmedizin

Innere Medizin
SP Angiologie
SP Endokrinologie
SP Gastroenterologie

SP Hiamatologie und
internistische Onkologie

SP Kardiologie

SP Nephrologie

SP Pneumologie

SP Rheumatologie
Kinderchirurgie
Kinder- und Jugendmedizin

SP Kinderkardiologie

SP Neonatologie
Kinder- und Jugendpsychia-
trie und -psychotherapie
Klinische
Pharmakologie
Laboratoriumsmedizin

Mikrobiologie und
Infektionsepidemiologie

10

20

13

14

36

—_ = = O

- N

12

(NS S A L S ]

14

Mund-Kiefer-Gesichts- 2 2
chirurgie

Neurochirurgie 1 1

Neurologie 7 2 4 1
Neuropathologie

Nuklearmedizin

Offentliches Gesundheits-
wesen

Orthopédie 5 4 1
SP Rheumatologie
Pathologie 2 2

Pharmakologie und Toxiko-
logie

Phoniatrie und 1 1
Péadaudiologie

Physikalische und Rehabilita- 3 1 1 1
tive Medizin

Physiologie
Plastische Chirurgie

Psychiatrie und Psychothe- 10 1 7 2
rapie

Psychotherapeutische Me- 1 1

dizin

Rechtsmedizin

Strahlentherapie 1 1

Transfusionsmedizin

Urologie 2 1 1
Gesamt 273 107 34 105 27

Die Listen der befugten Weiterbilder konnen fiir das jeweilige Gebiet/
Schwerpunkt/Bereich in der Geschéftstelle der Sachsischen Landesdrz-
tekammer angefordert werden und sind auch iiber unseren Internetan-
schluss www.slaek.de. abrufbar.

2. Weiterbildungsbefugnisse fiir Zusatzbezeichnungen

Bereich Gesamt Voll Teil

Erst- Neu- Erst- Neu-
antrag antrag antrag antrag

Allergologie 5 2 2 1
Betriebsmedizin 1 1
Bluttransfusionswesen

Handchirurgie

Homoopathie

Medizinische Genetik
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Medizinische
Informatik

Naturheilverfahren
Phlebologie

Physikalische Therapie

Plastische Operationen

Psychoanalyse
Psychotherapie
Rehabilitationswesen
Sozialmedizin

Spezielle Schmerz-
therapie

Sportmedizin

Stimm- und Sprachst6-

rungen
Tropenmedizin

Umweltmedizin

5. Ermdchtigungen fiir die Organisation der Weiterbildung im Gebiet

Allgemeinmedizin
Ermichtigung Gesamt
Gesamt 3

6. Anerkennung von Gebieten, Schwerpunkten, Zusatzbezeichungen,
Fakultative Weiterbildung

Gesamt

26 18 3 5 0

3. Weiterbildungsbefugnisse fiir fakultative Weiterbildungen

Fakultative Gesamt Voll Teil

Weiterbildung
Erst- Neu- Erst- Neu-
antrag antrag antrag antrag

Spezielle Andsthesiologische 6 5 1

Intensivmedizin

Spezielle Operative Gyni- 1 1

kologie

Gynékologische Endokri- 1 1

nologie und Reproduktions-

medizin

Spezielle Geburtshilfe und 1 1

Perinatalmedizin

Gesamt 9 8 0 1 0

4. Weiterbildungsbefugnisse fiir Fachkunden im Gebiet

Fachkunden Gesamt Voll Teil
Erst- Neu- Erst- Neu-
antrag antrag antrag antrag

Osophago-Gastro- 1 1

Duodenoskopie

Gynikologische 1 1

Exfoliativ-Zytologie

Gesamt 2 2 0 0 0

Gebiete/ Anerkennung Priifung nicht
Schwerpunkt bestanden
Arz- Arzte ges. Arz- Arzte ges.
tinnen tinnen
Allgemeinmedizin 39 36 75 2 2
Andsthesiologie 25 21 46
Arbeitsmedizin 6 2 8
Augenheilkunde 5 7 12
Chirurgie 10 39 49 2 2
Gefafchirurgie 1 4 5
SP/Chir.
Thoraxchirurgie SP/ 1 1
Chir.
Unfallchirurgie 1 16 17 2 2
SP/Chir.
Visceralchirurgie 2 3 5
SP/Chir.
Diagnost. Radiologie 6 7 13
Kinderradiologie 1 1
Neuroradiologie 1 1 2
Frauenheilkunde und 26 5 31
Geburtshilfe
Hals-Nasen-Ohren- 6 1 7
heilkunde
Haut- und Ge- 7 6 13
schlechtskrankheiten
Herzchirurgie 1 8 9
Humangenetik 2
Hygiene und Umwelt- 1 1 2
medizin
Innere Medizin 45 57 102
Angiologie 4 5 9 1 1
Endokrinologie 3 4 7
Gastroenterologie 1 9 10
Héamatol. und 4 3 7
Internist.
Onkologie
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Kardiologie 3 20 23
Pneumologie 3 6 9
Nephrologie 5 5
Rheumatologie 3 3
Kinderchirurgie 1 2 3 2 2
Kinder- und Jugend- 13 3 16
medizin
Kinderkardiologie 4 4 1
Kinder- und Ju- 1 1
gendpsychiatrie und
-psychoth.
Laboratoriumsmedizin 1 1
Mikrobiologie und In- 2 1 3
fektionsepidemiologie
Mund-Kiefer-Gesicht- 3 4 7
schirurgie
Neurochirurgie 1 4 5
Neurologie 11 17 1 3
Nuklearmedizin 2 2
Orthopédie 5 20 25
Rheumatologie 2 3 5 1 1
Pathologie 1 1
Phoniatrie und 1 1
Padaudiologie
Plastische Chirurgie 3 3
Physikalische und Re- 3 1 4 1 1
habilitative Medizin
Psychiatrie und 10 10 20 1 3
Psychotherapie
Psychotherapeutische 4 2 6
Medizin
Rechtsmedizin 1 3
Strahlentherapie 1 2 3
Transfusionsmedizin 1 1 2
Urologie 3 5 8
Gesamt 265 349 o614 13 18

davon 23 Anerkennungen nach Richtlinie 93/16/EWG

Anerkennungen
Gesamt: 632 Priifungen

Priifung nicht bestanden: 18 = 2,85%

Fakultative
Weiterbildung

Anerkennung

Priifung nicht
bestanden

Spezielle Andsthesio-
logische Intensivme-
dizin

Spezielle Operative
Gynikologie
Spezielle Hals-Nasen-
Ohren-Chirurgie

Spezielle Herzchirur-
gische Intensivmedizin

Spezielle Internisti-
sche Intensivmedizin

Klinische Geriatrie /
Innere Medizin

Infektiologie / Innere
Medizin
Spezielle Neurologi-

schen Intensivmedizin

Spezielle Orthopadi-
sche Chirurgie

Klinische Geriatrie /
Psychiatrie und Psy-
chotherapie

Spezielle Urologische
Chirurgie

14

Arz-  Arzte ges.

17

Arz-  Arzte ges.
tinnen

Gesamt

35

46

Anerkennungen
Gesamt: 48

Priifung nicht bestanden: 1 =2,1%

Zusatzbezeichnungen

Anerkennung

Ablehnungen

Arztliches Qualititsma-
nagement

Allergologie

Balneologie und Medizini-

sche Klimatologie
Bluttransfusionswesen
Betriebsmedizin

(Arbeitsmedizinische
Fachkunde)

Chirotherapie
Flugmedizin

Handchirurgie

1

11
2

16
25

35
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Homgopathie 17 7.2.  Fachkundenachweise auf der Grundlage von Bundes- und
Medizinische Genetik Landesgesetzen (Rontgenverordnung, Strahlenschutz
Medizinische 1 verordnung, Rettungsdienstgesetz)
Informatik
Naturheilverfahren 31 7.2.1. Fachkundenachweise Strahlenschutz nach der
Phlebologie 2 Rontgenverordnung
Physikalische Therapie 4
Plastische Operationen 2
Psychoanalyse 2 Anwendungsgebiet Anzahl
Psychotherapie 7 1. Gesamtgebiet der Rontgendiagnostik (ohne CT) 20
Rehabilitationswesen 9 2. a?;liillljé;iil?(}sﬁfréf?:gggﬁgin)’ Schédel, 36
Sozialmedizin 2 3. Rontgendiagnostik des Thorax 69
Spezielle Schmerztherapie 12 : 4. Rontgendiagnostik der Extremitéten 1
Sp. ortmedizin 30 5. Rontgendiagnostik des Schidels 2
f&gg;l- und Sprachsts- ! 6. Rontgendiagnostik des gesamten Harntraktes 8
und/oder Geschlechtsorgane
Tropenmedi.zir.l 7. Rontgendiagnostik des gesamten Skelettes 15
Umweltmedizin ! 8. Rontgendiagnostik des Abdomens 18
Gesamt 232 2 9. Gesichtsschidel und NNH 2
10. Mammographie 22
7. Fachkundenachweise 11. Rontgendiagnostik eines speziellen 43
7. 1. Fachkundenachweise nach der Weiterbildungsordnung Organsystems
12. Computertomographie 21
13. Gesamtgebiet der Rontgentherapie 1
Fachkunde im Gebiet Anzahl Gesamt: ausgestellte Urkunden fiir Fachkundenachweise 171
Allgemeinmedizin Anwendungsgebiete der Fachkunde/ R6V 258
Suchtmedizinische Grundversorgung 2 Ablehnungen: 2
Chirurgie

Osophago-Gastro-Duodenoskopie

. 7.2.2. Fachkundenachweise Strahlenschutz nach der Strahlenschutz-
Innere Medizin

verordnung
Sigmoido-Koloskopie 2
Suchtmedizinische Grundversorgung 1
Kinder- und Jugendpsychiatrie und —psycho- Anwendungsgebiet Anzahl
therapie 1. Offene radioaktive Stoffe Gesamtgebiet 1
Suchtmedizinische Grundversorgung 1 2. Strahlenbehandlung (Teletherapie und Brachytherapie) 2
Psychotherapeutische Medizin 3. Brachytherpie — Alle Anwendungsgebiete 1
Suchtmedizinische Grundversorgung 1 Gesamt: ausgestellte Urkunden fiir Fachkundenachweise 4
Psychiatrie und Psychotherapie Anwendungsgebiete der Fachkunde / StrlSchV
Suchtmedizinische Grundversorgung 8
Gesamt 16

7.2.3. Fachkundenachweise Rettungsdienst

Gesamt 132
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7.2.4. Fachkundenachweise Leitender Notarzt

Kursweiterbildung Allgemeinmedizin

Kurs Ort Termin Teilnehmer
Gesamt 10 80-Stunden-Kurs
- Kompaktkurs Dresden 04.10. bis 40
Teil 1 08.10.2005
VI. Fortbildungsveranstaltungen der Sichsischen Akademie fiir .
drztliche Fort- und Weiterbildun - Kompaktkurs - Dresden 10.10. bis 33
g Teil 2 13.10.2005
Notfallmedizin Gesamt 5
Kurs Ort Termin Teilnehmer
Reanimationsk
15. Seminarkurs  Erlbach/Vogtland 06.06. bis |5~ leammanionsturse
Leitender Notarzt 11.06. 2005 Ort Teil 1 Teil 2 Teilnehmer
13. Refresherkurs Oberwiesenthal ~ 27.10. bis 65 Dresden 12.01.2005 19.01.2005 13
fiir LNA 29.10. 2005 Dresden 07.09.2005  14.09.2005 12
4. Seminarkurs Oberwiesenthal ~ 30.10. bis 16 Leipzig 25.02.2005 26.02.2005 14
Arztlicher Leiter 02.11. 2005 L
Rettungsdienst Leipzig 15.04.2005 16.04.2005 10
Gesamt 96 Leipzig 02.09.2005 03.09.2005 17
Leipzig 04.11.2005 05.11.2005 19
Kurse zur Evlangung der Fachkunde Rettungsdienst Aue 11.05.2005 18.05.2005 18
Kurs Ort Termin Teilnehmer Torgau 18.05.2005  19.05.2005 17
(Kurs A-D) Dresden 26.02. bis 29 Torgau 14.09.2005  14.09.2005 26
05.03. 2005
(Kurs A-D) Leipzig 10.04. bis 40 Schwarzenberg 02.02.2005 02.02.2005 13
17.04. 2005 Schwarzenberg 15.04.2005  15.04.2005 15
(Kurs A-D) Dresden 03.12. bis 42 Plauen 25.05.2005  25.05.2005 18
10.12. 2005
Gesamt 1 Aue 25.11.2005 25.11.2005 15
Leipzig ,,St. Georg™  18.11.2005 19.11.2005 22
Bautzen 17.06.2005 18.06.2005 16
Kurse Arbeitsmedizin und Betriebsmedizin
Kurs Ort Termin Teilnehmer Bautzen 25.11.2005 26.11.2005 17
Kurs C Dresden 14.01. bis 43 _Gesamt 262
21.01.2005;
25.02. bis
04.03. 2005 Sonstige Kurse
Kurs A Dresden 15.04. bis 43 Kurs Ort Termin Teilnehmer
22.04.2005; Verkehrsmedizinische Dresden  18.03. bis 48
20.05. bis Begutachtung 19.03.2005
27.05. 2005
. Refresherkurse Verkehrs- Dresden 16.04.2005 61
Kurs B Dresden 16.09. bis 45 medizinische Begutachtung
23.09. 2005;
14.10. bis Dresden  03.09.2005 38
21.10. 2005
Dresden 26.11.2005 37
Kurs C Dresden 04.11. bis 37
11.11. 2005; Refresherkurs Suchtme- Dresden  05.11.2005 26
02.12. bis dizin
09.12. 2005 Transfusionsmedizin Dresden 24.11. bis 47
Gesamt 168 25.11.2005
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Arztliches Qualititsma- Dresden  29.11. bis 22
nagement — Block I 03.12.2005
Spezielle Schmerztherapie  Leipzig  25.04. bis 55
Teil 11 29.04.2005
Psychosomatische Grund-  Dresden  15.09. bis 27
versorgung in der Frauen- 17.09.2005
heilkunde, Teil I
EKG-Kurs Dresden  10.09. bis 39
11.09.2005
Gesamt 400
Sonstige Veranstaltungen  Ort Termin Teilnehmer
Fachiibergreifendes FB- Dresden
Semester
- Frithjahrssemester 16.03.2005 48
,,Erndhrung und Erndh- 23.03.2005 50
rungstherapie* 30.03.2005 51
06.04.2005 51
20.04.2005 64
27.04.2005 27
11.05.2005 38
18.05.2005 51
25.05.2005 38
01.06.2005 88
- Herbstsemester Dresden  14.09.2005 19
,Allergologie* 21.09.2005 28
28.09.2005 35
05.10.2005 41
12.10.2005 43
19.10.2005 42
26.10.2005 45
02.11.2005 39
09.11.2005 26
23.11.2005 27
30.11.2005 32
21. Kolloquium Umwelt und Dresden 26.10.2005 74
Gesundheit
Gesamt 957
Anzahl vergebene Fortbildungszertifikate 2005: 264
VII. Veranstaltungsstatistik (Kammergebiude)
Anzahl Personenzahl
Kammerversammlung/Arztetag 2 369
Vorstand 12 232
Ausschiisse/Beratungen 263 2.051
Eigene Veranstaltungen 8 402

Fremdveranstaltungen Klinken, 171 12.044
Fachgesellschaften u.a.)

Kreisdrztekammer 2 90
Jahresversammlung KAK 1 70
Seniorenveranstaltungen 8 1.131
Vernissage 6 752
Konzerte 11 738
Eigene Kurse

- Fortbildungssemester 2 928
- Reanimationskurs 2 48
- Verkehrsmedizin Grundkurs 1 96
- EKG-Kurs 1 78
- Qualitétssicherung1 Teil 1 110
- Rettungsdienstkurs 2 568
- Transfusionsmedizin 1 94
- Allgemeinmedizin 1 340
- Suchtmedizin Refresherkurs 1 26
- Psychosom. Grundversorgung 1 71
- Arbeitsmedizin 8 Teile 8 2.688
Fremde Kurse

- Chirotherapie 6 1.929
- Schlafmedizin 1 117
- Verhaltenstherapie 19 615
- PC Zahnarzthelferinnen 3 231
- Ultraschall 3 460
Gesamt 540 26.414

VIII. Zusammensetzung der Kammerversammlung

in der Wahlperiode 2003-2007

101 Mandate: 58 (57%)
28 (28%)
15 ( 15%)

zzgl. 2 ( 2%)
103 Sitze

103 Sitze: 82 (80%)
21 (20%)

Niedergelassene Arzte
Angestellte Arzte (Kranken
haus, Gesundheitsbehorden)
Arzte im Ruhestand
Vertreter der Universititen
Dresden und Leipzig

Arzte
Arztinnen
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Gebiet Nieder- Ange- Ruhe- Arztin- Arzte
lassung stellte  stand nen

Allgemeinmedizin u. 22 1 2 10 15

Praktiker

Andsthesiologie 1 5 1 5

Augenheilkunde 3 1 2

Chirurgie 2 7 4 1 12

Frauenheilkunde und 1 1 2

Geburtshilfe

Hals-Nasen-Ohrenheil- 3 3

kunde

Haut- u. Geschlechts- 1 1 1 1 2

krankheiten

Humangenetik 1 1

Innere Medizin 13 9 3 2 23

Kinderchirurgie 1 1

Kinder- und Jugend- 1 3 1 1 4

medizin

Nuklearmedizin 1 1

Neurologie und Psy- 1 1

chiatrie

Neurologie 2 2

Offentliches Gesund- 1 1

heitswesen

Orthopédie 1 1

Pathologie 1 1

Radiologie 3 1 1 1 4

Urologie 3 3

in Weiterbildung 1 1

Gesamt 58 30 15 21 82

B. Mitarbeiter der Sichsischen Landesirztekammer

Hauptgeschiftsfiihrerin
Sekretariat/Personalwesen

Sekretariat des Prisidenten
Referat Presse- und
Offentlichkeitsarbeit

Redaktion Arzteblatt Sachsen

Referat Arzthelferinnenwesen

Dr. jur. Verena Diefenbach

Charlotté Evely Korner
Irina Weitzmann

Knut Koéhler M. A.
Ingrid Hiifner

Marina Hartmann

Helga Jahne
Ulrike Kulcsar

Referat EDV/Informatik

Rechtsabteilung

Referat Gutachterstelle fiir
Arzthaftungsfragen

Bezirksstellen
Dresden
Chemnitz

Leipzig

Arztlicher Geschaftsfiihrer
Sekretariat

Referat Medizinische Sachfragen

Referat Weiterbildung/Priifungswesen

Referat Fortbildung/Séchsische
Akademie fiir drztliche Fort- und
Weiterbildung

Referat Arztliche Stelle
Ro6V/StrlSchV

Dipl.-Ing. Bernd Kogler
Dipl.-Ing (FH) Mathias Eckert
Michael Kascha

Dr. jur. Alexander Gruner
Assessor jur. Michael Kratz
Gabriele Biarwald

Sybille Klahre
Dipl.-Betriebsw. (FH)
Heidi Ritz

Verw. Betriebsw.
Manuela Anders
Dipl.-Verwaltungsw. (FH)
Grit Martin
Dipl.-Verw.Wirt (FH)
Bianca Reinicke

Ursula Riedel
Verw. Betriebsw.
Manuela Anders

Ursula Riedel
Dipl.-Ing. (FH)
Beatrix Thierfelder
Jaqueline Will

Dr. med. Siegfried Herzig
Brigitte Preif3ler

Dr. med. Barbara Gamaleja
(bis 30.03.2005)

Dr. med. Agathe Maurer
(ab 01.01.2005)

Dr. med. Birgit Gébler
Margitta Dittrich
Renate Ziegler

Karin Ballack
Heidrun Eichhorn

Ute Fischer

Dipl.-Ing. Karla Rose
Med.-Péad. Eva Marx
Dipl.-Ok. Carina Dobriwolski
Dipl.-Kff. Anja Treuter
Goran Ziegler

Marika Wodarz

Dipl.-Phys. Klaus B6hme
Sophie Philipp

Marika Wodarz

(bis 31.03.2005)
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Referat Ethikkommission
Mitarbeiterin Ethikkommission

Referat Projektgeschiftsstelle
Qualitdtssicherung

Kaufménnische Geschiftsfiihrerin
Sekretariat

Referat Finanzwesen

Referat Beitragswesen

Referat Berufsregister/Meldewesen

Referat Hausverwaltung/
Tagungs- und Reiseorganisation

Sichsische Arzteversorgung

Geschiftsfiihrung
Geschiftsfiihrerin

Sekretariat/Empfang

Juristischer Bereich

Sekretariat

Ass. jur. Anett Blume
Susanne Grimmer
(ab 01.10.2005)

Dr. med. Torsten Schlosser
Dipl.-Med. Annette Kaiser
Dipl.-Math. Annette Friedrich
Kerstin Réndler

Ingrid Piirschel

Dipl.-Ok. Kornelia Keller
Ines Wunderlich

Ing.-Ok. (FH)
Bettina Kaupisch
Brigitte Ertel
Silke Boedemann

Dipl.-Ing.-Ok.
Ramona Griinberg
Betriebswirt (VWA)
Carola Wagner
Dipl.-Betriebsw. (FH)
Birgit Altmann
Mandy Braunling

Dipl.-Verw.Wirt (FH)
Susanne Richter
Dipl.-Pad. Iris Drews
André Helbig
Madeleine Schneider
Daniela Low

Sonja Kaluza

Ing. (FH) Wolfgang Walther
Viola Gorzel

Dipl. oec. Angela Thalheim
(Frau Thalheim ist sowohl
Geschéftsfiihrerin als auch
Leiterin des Melde-, Beitrags-
und Leistungswesens)

Manuela Hihne

Anemone Thalheim

Ass. jur. Nico Appelt
Ute Amberger

Informatik/
Versicherungsmathematik
Leiterin

Rechnungswesen/
Kapitalanlagen
Leiter

Melde-, Beitrags- und
Leistungswesen
Leiterin

stellv. Leiterin

Dipl.-Math. Kerstin Braun
Dipl.-Math. Michael Schwarzbach
Dipl.-Math. Dorothea Ketelsen
Hagen Mirle

Dipl.-Ing. Elke Thof3

Dipl.-oec. Steffen Gliser
Ing.-oec. Cornelia Reiflig
Angelika Roch

Rita Romer

Dipl.-Ing. oec. Angela Thalheim
(Frau Thalheim ist sowohl Geschifts-
fiihrerin als auch Leiterin des Melde-,
Beitrags- und Leistungswesens)

Dipl.-Ing. oec. Gabriele Kadach
Dipl.-Inform. Kathrin Fritze
Dipl.-Ing. oec. Ursula Grofe
Dipl.-Ing. oec. Bérbel Klinkert
Okonom  Karin Lehmann
Liane Matthesius

Dipl.-Verw.-6Wirt (FH) Antje Schlodder

Dipl.-Betriebswirt (FH) Silvia Tiirke
Dipl.-Ing. oec. Birbel Winker

Dipl.-Betriebswirt (FH) Mandy Zschorn

(Mahnwesen)

Dipl.-Verw.-Wirt (FH) Iabel Heidenreich

(Mahnwesen)

Dipl.-Wirtsch.-Ing. (FH) Barbara DreB3ler

(Leistungswesen)

Dipl.-Wirtsch.-Ing. (FH) Dagmar Knop

(Leistungswesen)
Heike Kroh (Registratur)
Renate Pisch (Registratur)
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C.

Aufbau und Struktur der Sichsischen Landesirztekammer
(Stand: 01.01.2006)

Kammerversammlung
101 Mandarstrager
2 Vertreter der Universititen Dresden und Leipzig

Erweiterte
Kammerversammlung

+ 10 Tierarzte

;

1 Sachsische
v Arzteversorgung
beratend Vorstand
Ausschiisse  [remmmmmmmmmmemnnmes > (11 Mitglieder) l
Aufsichtsausschuss
(9 Mitglieder)

. !

£ Verwaltungsausschuss
Prisident - o M leden)
11 v
Bezirksstelle Dresden
101
g Sekretariat HGF u
Bezirksstelle Leipzig | Hauptgeschiiftsfithrung o B

Sckretariat Prasident

13
Bezirksstelle Chemnitz

* * ‘ Y

Referat 26

» Medizinische Sachfragen

Referat 27

—® Ethikkommission

11 m
1 -
Bereich Arztlicher Kaufmiinnischer Geschiftsfilhrung
Hauptgeschiftsfiihrun Geschiftsbereich Geschiftsbereich
& 201 Sekretariat 301 Sekretariat
Referat 31 st i
Referat 14 Refierat 21 P.ec;r:unssfalwny Juristischer Bereich
|ge-| Redaktion ABS | Weiterhildung/ Finanzwesen -
Pressestelle Pritfungswesen
Reforat 22 Informatik
Referat 15 Fortbildung! Referat 32 Versicherungs-
- Arz::::ll‘erhnmesen | Sachsische Akademie fur || Beitragswesen ] .n:::mn:s'
arziliche Fort- und Wei-
terbildung
Refierat 16 ~ Referat 23 Referat 33 Rac]llmmgnfnhmn;
| Rechtsableilung/GOA | Qualititssicherung 3] Hausverwalung H=] Kapitzlanlagen
Referat 17 Referar 24 Referat 34 Melde-, Beitrags- u
= Guuchtersielle fur | Arzl. Stelle ] Berufsregisien ®| | cistungswesen
Arzthaftungsfragen RaV/iSulSchvo Meldewesen
Referal 25 Referal 35
|| Projekigeschafissielle =™ EDV Organisation,
Informanik

332

Arzteblatt Sachsen 6/2006



	Inhalt
	1 Vorwort
	2 Kammerversammlung
	3 Vorstand
	4 Bezirksstellen und Kreisärztekammern
	4.1 Bezirksstelle Chemnitz
	4.2 Bezirksstelle Dresden
	4.3 Bezirksstelle Leipzig
	4.4 Kreisärztekammern

	5 Ausschüsse
	5.1 Satzungen
	5.2 Ambulante Versorgung
	5.3 Krankenhaus
	5.4 Schwerpunktbehandlung und Betreuung chronisch Erkrankter in Praxis und Klinik
	5.5 Qualitätssicherung in Diagnostik und Therapie
	5.5.1 Ärztliche Stelle RöV/StrSchV
	5.5.1.3 Fachkommission Nuklearmedizin
	5.5.1.2 Fachkommission Strahlentherapie
	5.5.1.1 Fachkommission Röntgenverordnung

	5.5.2 Projektgeschäftstelle Qualitätssicherung
	5.5.2.1 Arbeitsgruppe Perinatologie/Neonatologie
	5.5.2.2 Arbeitsgruppe Chirurgie
	5.5.2.3 Arbeitsgruppe Gynäkologie
	5.5.2.4. Arbeitsgruppe Orthopädie/Unfallchirurgie
	5.5.2.5 Arbeitsgruppe Kardiologie


	5.6 Ärzte im Öffentlichen Dienst
	5.7 Prävention und Rehabilitation
	5.8 Hygiene und Umweltmedizin
	5.9 Arbeitsmedizin
	5.10 Notfall- und Katastrophenmedizin
	5.11 Ärztliche Ausbildung
	5.12 Weiterbildung
	5.12.1 Widerspruchskommission

	5.13. Sächsische Akademie für ärztliche Fort- und Weiterbildung
	5.14 Berufsrecht
	5.15 Junge Ärzte
	5.16 Ärztinnen
	5.17 Senioren
	5.18 Sächsische Ärztehilfe
	5.19 Finanzen

	6 Kommissionen und Arbeitsgruppen
	6.12 Berufsbildungsausschuss Arzthelferinnen
	6.11 Arbeitsgruppe Hirntoddiagnostik
	6.10 Fachkommission Brustkrebs
	6.9 Kommission Lebendspende gem. § 8 Abs. 3 TPG
	6.8 Kommission Transplantation
	6.7. Gewalt gegen Kinder/Misshandlung Minderjähriger
	6.6 Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung
	6.5 Gutachterstelle für Arzthaftungsfragen
	6.4 Gesprächskreis Ethik in der Medizin
	6.3 Ethikkommission
	6.2 Arbeitsgruppe Multimedia in der Medizin
	6.1 Redaktionskollegium

	7 Gesundheitspolitische Arbeit und Auslandskontakte
	7.1 Bündnis Gesundheit 2000 im Freistaat Sachsen
	7.2 Deutsch-polnische Arbeitsgruppe
	7.3 Projektgruppe Elektronischer Heilberufeausweis

	8 Sächsische Ärzteversorgung
	9 Hauptgeschäftsführung
	9.1 Hauptgeschäftsstelle
	9.1.3 Informatik und Verwaltungsorganisation
	9.1.2 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
	9.1.1 Rechtsabteilung

	9.2 Ärztlicher Geschäftsbereich
	9.3 Kaufmännischer Geschäftsbereich

	10 Ärztliche Berufsvertretung der Wahlperiode 2003/2007
	10.8 Träger der Hermann-Eberhard-Friedrich-Richter-Medaille
	10.7. Kreisärztekammern
	10.6. Sächsische Ärzteversorgung
	10.6.1 Verwaltungsausschuss
	10.6.2 Aufsichtsausschuss

	10.5 Gesundheitspolitische Arbeit und Auslandskontakte
	10.4. Kommissionen und Arbeitsgruppen
	10.3. Ausschüsse
	10.2. Kammerversammlung
	10.1. Vorstand

	Anhang
	C. Aufbau und Struktur der Sächsischen Landesärztekammer
	B. Mitarbeiter der Sächsischen Landesärztekammer
	A. Ärztestatistik
	I. Überblick
	II. Altersstruktur der Kammermitglieder
	III. Zu- und Abgänge von Kammermitgliedern
	IV. Kammermitglieder nach Gebieten und Spezialisierungen
	V. Weiterbildung und Prüfungswesen
	VII. Veranstaltungsstatistik
	VIII. Zusammensetzung der Kammerversammlung





